Stand 30. November 2018

GESCHAFTSBEDINGUNGEN

FUR DIE EROFFNUNG UND FUHRUNG EINES PM-KONTOS IN TARGET2-BUNDESBANK

(TARGET2-BBK)

TITEL I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1 — Begriffsbestimmungen

In

diesen  Geschaftsbedingungen  (nachfolgend ,,Bedingungen®) gelten die folgenden

Begriffsbestimmungen:

,»Abbuchungserméachtigung” (direct debit authorisation): eine allgemeine Weisung/Anweisung
eines Zahlers an seine Zentralbank, aufgrund derer die Zentralbank berechtigt und verpflichtet ist,
das Konto des Zahlers bei Erhalt eines gultigen Lastschriftauftrags des Zahlungsempfangers zu
belasten;

»AL-Gruppe* (AL group): eine Gruppe, die aus AL-Gruppenmitgliedern besteht, die das AL-
Verfahren nutzen;

~AL-Gruppenmitglied“ (AL group member): ein TARGET2-Teilnehmer, der eine AL-
Vereinbarung geschlossen hat;

»AL-NZB*“ (AL NCB): eine teilnehmende NZB, die Vertragspartei einer AL-Vereinbarung und
Geschaftspartner der an ihrem TARGET2-Komponenten-System teilnehmenden  AL-
Gruppenmitglieder ist;

»AL-Vereinbarung“ (AL agreement): multilaterale Vereinbarung (ber die Aggregierung von
Deckungsmitteln (aggregated liquidity — AL) im AL-Verfahren, die zwischen den AL-
Gruppenmitgliedern und ihren jeweiligen AL-NZBen (nationale Zentralbanken) geschlossen
wurde;

»AL-Verfahren“ (AL mode): die Aggregierung von Deckungsmitteln auf PM-Konten;
»Anbieter-NZBen der TIPS-Plattform* (TIPS Platform-providing NCBs): die Deutsche
Bundesbank, die Banco de Espafia, die Banque de France sowie die Banca d’ltalia in ihrer
Eigenschaft als Anbieter und Betreiber der TIPS-Plattform fiir das Eurosystem;
»Anbieter-Zentralbanken“ (SSP-providing CBs): die Deutsche Bundesbank, die Banca d’ltalia
sowie die Banque de France in ihrer Eigenschaft als Anbieter und Betreiber der SSP fiir das
Eurosystem;

»angeschlossene Zentralbank* (connected CB): eine NZB, die keine Zentralbank des Eurosystems
ist und aufgrund einer besonderen Vereinbarung an TARGET?2 angeschlossen ist;

LAuftrag zur Liquiditatsibertragung von einem PM-Konto auf ein T2S-Geldkonto” (PM to T2S

DCA liquidity transfer order): eine Weisung/Anweisung zur Ubertragung eines bestimmten
Geldbetrags von einem PM-Konto auf ein T2S-Geldkonto.



LAuftrag zur Liquiditatsibertragung von einem PM-Konto auf ein TIPS-Geldkonto* (PM to TIPS
DCA liquidity transfer order): eine Weisung/Anweisung zur Ubertragung eines bestimmten
Geldbetrags von einem PM-Konto auf ein TIPS-Geldkonto;

»Auftrag zur Liquiditdtsiibertragung von einem TIPS-Geldkonto auf ein PM-Konto* (TIPS DCA to
PM liquidity transfer order): eine Weisung/Anweisung zur Ubertragung eines bestimmten
Geldbetrags von einem TIPS-Geldkonto auf ein PM-Konto;

»Ausfallereignis” (event of default): jedes bevorstehende oder bereits eingetretene Ereignis, durch
welches ein Teilnehmer seine Verpflichtungen gemalR diesen Bedingungen oder sonstigen
Bestimmungen nicht erfullen kann, die im Verhéltnis zwischen ihm und der Deutschen
Bundesbank oder anderen Zentralbanken gelten, zum Beispiel:

a) wenn ein Teilnehmer die in Artikel 4 festgelegten Zugangsvoraussetzungen oder die in
Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i genannten Anforderungen nicht mehr erfiillt;

b)  bei Eréffnung eines Insolvenzverfahrens Uber das Vermégen des Teilnehmers;

c)  wenn ein Antrag auf Eréffnung des in Buchstabe b genannten Verfahrens gestellt wird;

d) wenn ein Teilnehmer schriftlich erklart, dass er nicht mehr in der Lage ist, seine

Verbindlichkeiten ganz oder teilweise zu erfiillen oder seinen Verpflichtungen aus der
Inanspruchnahme von Innertageskredit nachzukommen;

e) wenn ein Teilnehmer eine umfassende aulergerichtliche Schuldenregelung mit seinen
Glaubigern trifft;

f) wenn ein Teilnehmer zahlungsunfahig ist oder seine Zentralbank ihn fir zahlungsunfahig
hélt;

g)  wenn (ber das Guthaben des Teilnehmers auf dem PM-Konto, T2S-Geldkonto oder TIPS-
Geldkonto, das Vermdgen des Teilnehmers oder wesentliche Teile davon
SicherungsmalRnahmen wie verfligungsbeschrankende Malnahmen, Pfandungen oder
Beschlagnahmen oder andere MalRnahmen im &ffentlichen Interesse oder zum Schutz der
Rechte der Glaubiger des Teilnehmers ergangen sind;

h)  wenn ein Teilnehmer von der Teilnahme an einem anderen TARGET2-Komponenten-
System und/oder einem Nebensystem suspendiert oder ausgeschlossen wurde;

i) wenn wesentliche Zusicherungen oder wesentliche vorvertragliche Erklarungen, die der
Teilnehmer abgegeben hat oder die nach geltendem Recht als vom Teilnehmer abgegeben

gelten, sich als unrichtig erweisen;

)] bei Abtretung des ganzen Vermdégens des Teilnehmers oder wesentlicher Teile davon;

,»Business Identifier Code — BIC*: ein in der ISO-Norm 9362 festgelegter Code;

,CAI-Gruppe* (CAI group): eine aus TARGET2-Teilnehmern bestehende Gruppe, die das CAI-
Verfahren nutzen;



,CAIl-Verfahren“ (CAl mode): das Verfahren, in dem lber das Informations- und Kontrollmodul
(ICM) konsolidierte Konteninformationen (Consolidated Account Information — CAl) in Bezug auf
PM-Konten zur Verfugung gestellt werden;

»contingency-Modul* (Contingency Module): der SSP-Dienst, durch den in Notfallsituationen
kritische und sehr kritische Zahlungen ausgefiihrt werden kénnen;

»Eingangsdisposition“ (entry disposition): eine Phase der Zahlungsverarbeitung, wahrend der
TARGET2-BBk versucht, einen gemall Artikel 14 angenommenen Zahlungsauftrag durch
spezifische Verfahren geméal Artikel 20 abzuwickeln;

»Einlagefazilitat“ (deposit facility): eine standige Fazilitit des Eurosystems, die den
Geschaftspartnern die Mdglichkeit bietet, taglich féllige Einlagen zu einem im Voraus festgelegten
Einlagesatz bei einer NZB anzulegen;

»Einlagesatz (deposit facility rate): der Zinssatz fiir die Einlagefazilitat;

weinreichender Teilnehmer” (instructing participant): ein TARGET2-Teilnehmer, der einen
Zahlungsauftrag eingereicht hat;

»erreichbarer BIC-Inhaber* (addressable BIC holder): eine Stelle, die a) Inhaberin eines Business
Identifier Code (BIC), b) nicht als indirekter Teilnehmer des PM anerkannt und c) Korrespondent
oder Kunde eines PM-Kontoinhabers oder eine Zweigstelle eines direkten oder indirekten
Teilnehmer des PM ist und die Uber den PM-Kontoinhaber Zahlungsauftrage bei einem
TARGET2-Komponenten-System einreichen und tiber dieses Zahlungen empfangen kann;

nFinalitatsrichtlinie* (Settlement Finality Directive): die Richtlinie 98/26/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 (ber die Wirksamkeit von Abrechnungen in
Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und —abrechnungssystemenl;

.» 12S-Geldkonto* (T2S DCA): ein von einem T2S-Geldkontoinhaber unterhaltenes, in TARGET2-
BBk eroffnetes Konto, das fir die geldliche Verrechnung im Zusammenhang mit der
Wertpapierabwicklung in T2S verwendet wird,;

»Gemeinschaftsplattform® (Single Shared Platform — SSP): die einheitliche technische Plattform,
die von den Anbieter-Zentralbanken zur Verfiigung gestellt wird,;

»,Geschaftstag” (,,business day“) oder ,,TARGET2-Geschaftstag” (, TARGET2 business
day“): jeder Tag, an dem TARGET2 gemal AnlageV zur Abwicklung von
Zahlungsauftragen gedffnet ist; ,,Gruppe* (group):

a)  eine Gruppe von Kreditinstituten, deren Jahresabschlisse in den konsolidierten Abschluss
bei einem Mutterunternehmen eingehen, sofern das Mutterunternehmen den konsolidierten
Abschluss gemalk der Verordnung (EG) Nr. 2238/2004° nach dem International Accounting
Standard (IAS) 27 erstellt, wobei die Gruppe sich wie folgt zusammensetzen muss:

ABI. L 166 vom 11.6.1998, S. 45.

Verordnung der Kommission (EG) Nr.2238/2004 vom 29. Dezember 2004 zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 1725/2003 betreffend die Ubernahme bestimmter internationaler Rechnungslegungsstandards in Ubereinstimmung
mit der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates betreffend IFRS 1 und IAS Nrn. 1
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i) ein Mutterunternehmen und ein oder mehrere Tochterunternehmen oder
i) zwei oder mehr Tochterunternehmen desselben Mutterunternehmens, oder

b)  eine Gruppe von Kreditinstituten im Sinne von Buchstabe a Ziffer i oder ii, wobei das
Mutterunternehmen zwar keinen konsolidierten Abschluss gemaR IAS 27 erstellt, jedoch die
in 1AS 27 festgelegten Kriterien flr einen konsolidierten Abschluss erflllt waéren,
vorbehaltlich der Bestétigung durch die Zentralbank des direkten Teilnehmers oder, im Falle
einer AL-Gruppe, der Leit-NZB, oder

C) ein bilaterales oder multilaterales Netzwerk von Kreditinstituten,

i) bei dem die Zugehdrigkeit von Kreditinstituten zum Netzwerk gesetzlich oder
satzungsmalig organisiert und geregelt ist; oder

ii) dessen Wesensmerkmal die selbst organisierte Zusammenarbeit (F6rderung,
Unterstitzung und Vertretung der Geschaftsinteressen seiner Mitglieder) und/oder
eine (ber die Ubliche Zusammenarbeit zwischen Kreditinstituten hinausgehende
wirtschaftliche Solidaritat ist, wobei die Zusammenarbeit bzw. Solidaritat aufgrund
der Satzung oder des Griindungsakts der betreffenden Kreditinstitute oder aufgrund
von separaten Vereinbarungen ermdéglicht wird.

In jedem in Buchstabe ¢ genannten Fall ist erforderlich, dass der EZB-Rat das Netzwerk als
Gruppe im Sinne dieser Definition anerkannt hat;

»,Heimatkonto“ (Home Account): ein Konto, das von einer NZB des Euro-Wéhrungsgebiets flr
Kreditinstitute mit Sitz in der Union oder dem EWR auf3erhalb des PM er6ffnet wird:;

»ICM-Nachricht* (ICM broadcast message): Informationen, die allen oder bestimmten PM-
Kontoinhabern uber das ICM zeitgleich zur Verfugung gestellt werden;

»indirekter Teilnehmer“ (indirect participant): ein Kreditinstitut mit Sitz oder Zweigstelle in der
Union oder im EWR, das mit einem direkten Teilnehmer vereinbart hat, Giber das PM-Konto des
direkten Teilnehmers Zahlungsauftrage einzureichen oder Zahlungen zu empfangen, wobei das
Kreditinstitut von einem TARGET2-Komponenten-System als indirekter Teilnehmer erkannt wird,;

»Informations- und Kontrollmodul (Information and Control Module — ICM)*“: ein SSP-Dienst, der
es PM-Kontoinhabern ermdglicht, online Informationen zu erhalten, Liquiditatsiibertrage in
Auftrag zu geben, Liquiditdt zu steuern und in Notfallsituationen Back-up-Zahlungen zu
veranlassen;

»Innertageskredit“ (intraday credit): die Kreditgewédhrung mit einer Laufzeit von weniger als
einem Geschéftstag;

»Insolvenzverfahren“ (insolvency proceedings): Insolvenzverfahren im Sinne von Artikel 2
Buchstabe j der Finalitatsrichtlinie;

bis 10, 12 bis 17, 19 bis 24, 27 bis 38, 40 und 41 und SIC Nm. 1 bis 7, 11 bis 14, 18 bis 27 und 30 bis 33 (ABI. L 394
vom 31.12.2004, S. 1).
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»Instant Payment-Auftrag” (instant payment order): entsprechend dem SEPA Instant Credit
Transfer Scheme (SCT Inst) des European Payments Council (EPC) ein Zahlungsauftrag, der an
jedem Kalendertag des Jahres rund um die Uhr ausgefuhrt werden kann — mit sofortiger oder
nahezu sofortiger Verarbeitung und Mitteilung an den Zahler;

»Kreditinstitut” (credit institution): entweder a) ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 4 Absatz 1
Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Européischen Parlaments und des Rates® , das
von einer zustdndigen Behorde beaufsichtigt wird; oder b) ein sonstiges Institut im Sinne von
Artikel 123 Absatz 2 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV), das
einer Uberpriifung unterliegt, die einen der Aufsicht durch eine zustandige Behorde vergleichbaren
Standard aufweist;

»Lastschriftauftrag” oder ,,Lastschrift* (direct debit instruction): eine Weisung/Anweisung des
Zahlungsempfangers an seine Zentralbank, aufgrund derer die Zentralbank des Zahlers den
Lastschriftbetrag dem Konto des Zahlers auf der Grundlage einer Abbuchungsermachtigung
belastet;

,Leiter der AL-Gruppe* (AL group manager): ein AL-Gruppenmitglied, das von den anderen AL-
Gruppenmitgliedern beauftragt wurde, die wahrend des Geschaftstages in der AL-Gruppe
verfiigbare Liquiditat zu steuern;

,Leiter der CAI-Gruppe* (CAI group manager): ein CAI-Gruppenmitglied, das von den anderen
CAI-Gruppenmitgliedern beauftragt wurde, die wéhrend des Geschéftstages in der CAI-Gruppe
verfugbare Liquiditat zu beobachten und zu verteilen;

,Leit-NZB* (managing NCB): die AL-NZB des TARGET2-Komponenten-Systems, an dem der
Leiter der AL-Gruppe teilnimmt;

~Liquiditatsubertragungsauftrag” (liquidity transfer order): ein Zahlungsauftrag zur Ubertragung
von Liquiditat zwischen verschiedenen PM-Konten desselben Teilnehmers oder innerhalb einer
CAI-Gruppe oder einer AL-Gruppe;

»Multi-Adressaten-Zugang“ (multi-addressee access): die Art des Zugangs zu einem TARGET2-
Komponenten-System, Uber die in der Union oder im EWR ansdssige Zweigstellen oder
Kreditinstitute Zahlungsauftrage unmittelbar tber das TARGET2-Komponenten-System einreichen
und/oder Zahlungen empfangen kénnen; Zahlungsauftrage vorgenannter Stellen werden direkt tUber
das PM-Konto des direkten Teilnehmers verrechnet, ohne dass dessen Mitwirkung erforderlich
ware;

»Nebensystem* oder ,,Ancillary System (AS)*: ein der Aufsicht und/oder Uberwachung durch eine
zustandige Behorde unterliegendes, von einer Stelle mit Sitz in der Européischen Union oder im
Europaischen Wirtschaftsraum (EWR) betriebenes und die Uberwachungsanforderungen an den
Standort der Infrastrukturen, die Dienstleistungen in Euro anbieten, in der jeweils geltenden und

3 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 {ber Aufsichtsanforderungen an
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).
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auf der Website der EZB veroffentlichten Fassung4 erfillendes System, in dem Zahlungen
und/oder Finanzinstrumente eingereicht und/oder ausgefiihrt oder erfasst werden, wobei gemal der
Leitlinie EZB/2012/27 der Européischen Zentralbank® und einer bilateralen Vereinbarung
zwischen dem Nebensystem und der betreffenden Zentralbank des Eurosystems a) die daraus
resultierenden Zahlungsverpflichtungen Uber TARGET2 abgewickelt und/oder b) die Geldbetrage
in TARGET?2 gehalten werden;

»Netzwerkdienstleister (network service provider): das vom EZB-Rat bestimmte Unternehmen,
welches IT-gestlitzte Netzwerkanschliisse bereitstellt, tiber die Zahlungsnachrichten in TARGET2
Ubermittelt werden;

»hicht abgewickelter Zahlungsauftrag” (non-settled payment order): ein Zahlungsauftrag, der nicht
an demselben Geschaftstag abgewickelt wird, an dem er angenommen wurde;

,offentliche Stelle* (public sector body): eine Stelle des oOffentlichen Sektors im Sinne des
Acrtikels 3 der Verordnung (EG) Nr. 3603/93 des Rates vom 13. Dezember 1993 zur Festlegung der
Begriffsbestimmungen fur die Anwendung der in Artikel 104 und Artikel 104b Absatz 1 des
Vertrages vorgesehenen Verbote® (jetzt Artikel 123 bzw. Artikel 125 Absatz 1 AEUV);
»PM-Hauptkonto* (main PM account): das PM-Konto, mit dem ein T2S-Geldkonto verknipft ist
und auf das ein am Tagesende gegebenenfalls verbliebenes Guthaben automatisch zuriickgefuhrt
wird;

»,PM-Konto* (PM account): ein Konto eines TARGET2-Teilnehmers innerhalb des PM, das dieser
bei einer Zentralbank hat, um:

a) uber TARGET2 Zahlungsauftrége einzureichen oder Zahlungen zu empfangen; und

b) solche Zahlungen bei der betreffenden Zentralbank zu verrechnen;

Die derzeitige Politik des Eurosystems in Bezug auf den Standort von Infrastrukturen ist in den folgenden
Erklarungen festgelegt, die auf der Website der EZB unter www.ech.europa.eu abrufbar sind: a) das ,Policy
statement on euro payment and settlement systems located outside the euro area‘ vom 3. November 1998, b)
,The Eurosystem's policy line with regard to consolidation in central counterparty clearing‘ vom
27. September 2001, ¢) ,The Eurosystem policy principles on the location and operation of infrastructures
settling euro-denominated payment transactions‘ vom 19. Juli 2007, d) ,The Eurosystem policy principles on
the location and operation of infrastructures settling euro-denominated payment transactions: specification of
‘legally and operationally located in the euro area’* vom 20. November 2008 und e) ,The Eurosystem
oversight policy framework* in der gednderten Fassung von Juli 2016.

Leitlinie EZB/2012/27 der Européischen Zentralbank vom 5. Dezember 2012 (iber ein transeuropdisches
automatisiertes Echtzeit-Brutto-Express-Zahlungsverkehrssystem (TARGET2) (ABI. L 30 vom 30.1.2013,

S. 1).
ABI. L 332 vom 31.12.1993, S. 1.



»positive Ruckruf-Antwort“ (positive recall answer): im Einklang mit dem SEPA Instant Credit
Transfer Scheme eine von einem Empfanger einer Riickruf-Anfrage in Reaktion auf eine Riickruf-
Anfrage veranlasster Zahlungsauftrag zugunsten des Absenders dieser Riickruf-Anfrage;

»Rechtsfahigkeitsgutachten”“ (capacity opinion): ein Rechtsgutachten zur Prifung, ob ein
bestimmter Teilnehmer die in diesen Bedingungen festgelegten Verpflichtungen wirksam eingehen
und erftillen kann;

»Ruckruf-Anfrage“ (recall request): im Einklang mit dem SEPA Instant Credit Transfer Scheme
eine Mitteilung eines TIPS-Geldkontoinhabers, der die Ruckzahlung eines bereits ausgefiihrten
Instant Payment-Auftrags verlangt;

»Spitzenrefinanzierungsfazilitat® (marginal lending facility): eine stdndige Fazilitdit des
Eurosystems, die Geschaftspartner in Anspruch nehmen koénnen, um von einer Zentralbank des
Eurosystems Ubernachtkredit zum festgelegten Spitzenrefinanzierungssatz zu erhalten;
»Spitzenrefinanzierungssatz*  (marginal lending rate): der aktuelle Zinssatz fur die
Spitzenrefinanzierungsfazilitat des Eurosystems;

»Stammdatenformular (static data collection form): ein Formular der Deutschen Bundesbank, mit
dem Kundenstammdaten bei der Anmeldung zu TARGET2-BBk-Diensten und Anderungen
beziiglich der Bereitstellung dieser Dienste erhoben werden;

»Suspendierung® (suspension): die voribergehende Aufhebung der Rechte und Pflichten eines
Teilnehmers wahrend eines von der Deutschen Bundesbank festzulegenden Zeitraums;

»TARGET Instant Payment Settlement (TIPS)-Dienst* (TARGET Instant Payment Settlement
(TIPS) service): Abwicklung von Instant Payment-Auftrdgen in Zentralbankgeld tber die TIPS-
Plattform:;

» TARGET2-BBk*: das TARGET2-Komponenten-System der Deutschen Bundesbank;

» TARGET?2": die Gesamtheit aller TARGET2-Komponenten-Systeme der Zentralbanken;

» TARGET?2-Komponenten-System“ (TARGET2 component system): ein Echtzeit-Brutto-
Zahlungsverkehrssystem (RTGS-System) einer Zentralbank, das Bestandteil von TARGET2 ist;
»TARGET2-CUG" (TARGET2 CUG): eine spezielle Kundengruppe des Netzwerkdienstleisters fiir

den Zugang zum PM, zur Nutzung der betreffenden Dienste und Produkte des
Netzwerkdienstleisters;

» TARGET2-Teilnehmer* (TARGET2 participant): ein Teilnehmer an einem der TARGET2-
Komponenten-Systeme;

»technische Stérung von TARGET?2" (technical malfunction of TARGET2): alle Probleme, Méngel
oder Ausfalle der von TARGET2-BBk verwendeten technischen Infrastruktur und/oder IT-Systeme
oder alle sonstigen Ereignisse, die eine taggleiche Ausfihrung von Zahlungen am betreffenden
Geschaéftstag in TARGET2-BBk unmdglich machen;

»Teilnehmer® (oder ,,direkter Teilnehmer*) (participant (or ‘direct participant’)): eine Stelle, die
mindestens ein PM-Konto (PM-Kontoinhaber) und/oder ein T2S-Geldkonto (T2S-
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Geldkontoinhaber) und/oder ein TIPS-Geldkonto (TIPS-Geldkontoinhaber) bei einer Zentralbank
des Eurosystems hat;

» 1 IPS-Geldkonto* (TIPS Dedicated Cash Account (TIPS DCA)): ein von einem TIPS-
Geldkontoinhaber unterhaltenes, in TARGET2-BBk erdffnetes Konto, das fir die Abwicklung von
Instant Payments fur die Kunden verwendet wird;

.» T IPS-Netzwerkdienstleister (TIPS network service provider): Ein Unternehmen, das: a) im
Einklang mit den in Anlage V der Bedingungen fur die Eréffnung und Flhrung eines TIPS-
Geldkontos in TARGET2-Bundesbank festgelegten Regeln und Verfahren alle fir die technische
Anbindung an die TIPS-Plattform erforderlichen Voraussetzungen erfillt und eine technische
Verbindung hergestellt hat und b) die TIPS connectivity hosting terms and conditions unterzeichnet
hat, die auf der Website der EZB abgerufen werden kénnen;

,» TIPS-Plattform™“ (TIPS Platform): die einheitliche technische Plattform, die von den Anbieter-
NZBen der TIPS-Plattform zur Verfligung gestellt wird;

»Uberweisungsauftrag® (credit transfer order): eine Weisung/Anweisung eines Zahlers, einem
Zahlungsempféanger Geld durch Gutschrift auf einem PM-Konto zur Verfligung zu stellen;

,User Detailed Functional Specifications” (UDFS): die aktuellste Version der UDFS (der
technischen Dokumentation fir die Interaktion eines Teilnehmers mit TARGET?2);

»verfugbare Liquiditdt® (available liquidity): ein Guthaben auf einem PM-Konto -eines
Teilnehmers und gegebenenfalls eine Innertageskreditlinie, die von der betreffenden NZB des
Euro-Wahrungsgebiets fir dieses Konto gewahrt wird, aber noch nicht in Anspruch genommen
wurde, gegebenenfalls vermindert um den Betrag etwaiger verarbeiteter Liquiditatsreservierungen
auf dem PM-Konto;

»Vverknupftes PM-Konto* (Linked PM account): ein PM-Konto, mit dem zum Zwecke des
Liquiditdtsmanagements und der Zahlung der TIPS-Gebihren ein TIPS-Geldkonto verbunden
wurde;

»verwertungsfall“ (enforcement event): im Hinblick auf ein AL-Gruppenmitglied
a) ein Ausfallereignis gemal Art. 34 (1),

b)  ein anderes Ausfallsereignisses oder ein in Art. 34 Abs. 2 genannter Fall, in Bezug auf den
die Deutsche Bundesbank, unter Beriicksichtigung der Bedeutung des Ausfallereignisses
bzw. Falles entschieden hat, eine Aufrechnung geméaf Art. 26 durchzufiihren, oder

C) eine Suspendierung oder Beendigung des Zugangs zum Innertageskredit;

»Wertpapierfirma® (investment firm): eine Wertpapierfirma im Sinne von § 2 Abs. 10 WpHG oder
vergleichbarer Vorschriften eines EWR-Mitgliedstaates, mit Ausnahme der in § 3 WpHG
genannten Einrichtungen, sofern die betreffende Wertpapierfirma,

a)  von einer gemal der Richtlinie 2014/65/EU anerkannten, zustdndigen Behdrde zugelassen
und beaufsichtigt wird und



b)  berechtigt ist, die in § 2 Abs. 8 Satz 1 Nr. 2, 3, 5 und 6 sowie Satz 6 WpHG oder
vergleichbaren VVorschriften eines EWR-Mitgliedstaates genannten Téatigkeiten auszuiiben;;

»Zahler* (payer): mit Ausnahme der Verwendung in Artikel 39 dieser Bedingungen ein
TARGET2-Teilnehmer, dessen PM-Konto aufgrund der Abwicklung eines Zahlungsauftrags
belastet wird;

~Zahlungsauftrag“ (payment order): ein Uberweisungsauftrag, ein Liquiditatsiibertragungsauftrag,
ein Lastschriftauftrag, ein Auftrag zur Liquiditatsiibertragung von einem PM-Konto auf ein T2S-
Geldkonto oder ein Auftrag zur Liquiditatsubertragung von einem PM-Konto auf ein TIPS-
Geldkonto;

»Zahlungsempfanger* (payee): mit Ausnahme der Verwendung in Artikel 39 dieser Bedingungen

ein TARGET2-Teilnehmer, auf dessen PM-Konto zur Abwicklung eines Zahlungsauftrags eine
Gutschrift erfolgt;

»Zahlungsmodul (Payments Module — PM)*“: ein Modul der SSP zur Verrechnung von Zahlungen
von TARGET2-Teilnehmern tiber PM-Konten;

»Zentralbank des Eurosystems® (Eurosystem CB): die EZB oder die NZB eines Mitgliedstaats, der
den Euro eingefihrt hat;

»Zentralbanken* (central banks): die Zentralbanken des Eurosystems und die angeschlossenen
Zentralbanken;

»Zweigstelle* (branch): eine Zweigniederlassung im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 17 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates’.

Artikel 1a — Anwendungsbereich

Die vorliegenden Bedingungen gelten fir das Verhéltnis zwischen der Deutschen Bundesbank (im

Folgenden: Bank) und ihrem PM-Kontoinhaber bei der Eréffnung und Fihrung des PM-Kontos.

Artikel 2 — Anlagen

1.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Bedingungen:

Anlage I: Technische Spezifikationen fur die Verarbeitung von Zahlungsauftragen

Anlage Il: TARGET2-Ausgleichsregelung

Anlage Il1I: Muster fur Rechtsfahigkeitsgutachten (capacity opinion) und Landergutachten (country
opinion)

Anlage IV: Aufrechterhaltung des Geschaftsbetriebs (Business Continuity) und Notfallverfahren
Anlage V: Offnungszeiten und Tagesablauf

Anlage VI: Gebiihrenverzeichnis, Rechnungsstellung

Anlage VII: AL-Vereinbarung (Vereinbarung tiber die Aggregierung von Deckungsmitteln)

! Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 ({ber
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr.
648/2012 (ABI. L 176 vom 27.6.2013, S. 1).



2.

Bei Widerspriichen zwischen einer Anlage zu diesen Bedingungen und diesen Bedingungen sind
Letztere maligebend.

Artikel 3 — Allgemeine Beschreibung von TARGET?2

1.

TARGET2 bietet Echtzeit-Brutto-Abwicklung (RTGS) von Euro-Zahlungen in Zentralbankgeld
tiber PM-Konten, tber T2S-Geldkonten fur Wertpapiertransaktionen und Uber TIPS-Geldkonten
fur Instant Payments an.

TARGET2-BBk dient der Abwicklung folgender Transaktionen:

a)  Transaktionen, die unmittelbar aus geldpolitischen Operationen des Eurosystems folgen oder

unmittelbar mit diesen in Zusammenhang stehen,
b)  Verrechnung der Euro-Seite von Devisengeschaften des Eurosystems;

C) Eurozahlungen, die sich aus Geschaften in grenzuberschreitenden Grol3betrags-
Verrechnungssystemen ergeben,

d)  Eurozahlungen, die sich aus Geschaften in Euro-Massenzahlungsverkehrssystemen mit
systemischer Bedeutung ergeben,

e) Eurozahlungen im  Zusammenhang mit der geldlichen  Verrechnung von
Wertpapiergeschéften,

f) Auftrage zur Liquiditatsubertragung von einem T2S-Geldkonto auf ein T2S-Geldkonto,
Auftrage zur Liquiditatsiibertragung von einem T2S-Geldkonto auf ein PM-Konto und
Auftrage zur Liquiditatsubertragung von einem PM-Konto auf ein T2S-Geldkonto,

fa)  Instant Payment-Auftrage,
fb)  positive Rickruf-Antworten,

fc)  Auftrage zur Liquiditatsiibertragung von einem TIPS-Geldkonto auf ein PM-Konto und
Auftrége zur Liquiditatsubertragung von einem PM-Konto auf ein TIPS-Geldkonto,

g) alle sonstigen, an TARGET2-Teilnehmer adressierten Transaktionen in Euro.

TARGET?2 ist ein Echtzeit-Brutto-Zahlungsverkehrssystem in Euro, tber das Zahlungen von und
auf PM-Konten, T2S-Geldkonten und TIPS-Geldkonten in Zentralbankgeld abgewickelt werden.
TARGET2 wird auf der Grundlage der SSP betrieben, Uber die — technisch in gleicher Weise —
Zahlungsauftrége eingereicht und verarbeitet sowie schlielich Zahlungen empfangen werden. Was
die technische Fuhrung von T2S-Geldkonten betrifft, wird TARGET2 auf der T2S-Plattform
eingerichtet und betrieben. Was die technische Fihrung von TIPS-Geldkonten betrifft, wird
TARGET2 auf der TIPS-Plattform eingerichtet und betrieben.

Die Bank ist Erbringer der Dienstleistungen nach Malgabe dieser Bedingungen. Handlungen und
Unterlassungen der SSP-Anbieter-NZBen gelten als Handlungen und Unterlassungen der Bank, die
flr solche Handlungen und Unterlassungen gemal Artikel 31 haftet. Die Teilnahme gemaR diesen
Bedingungen begrindet keine vertragliche Beziehung zwischen den PM-Kontoinhabern und den
SSP-Anbieter-NZBen, wenn einer der Letztgenannten in dieser Eigenschaft handelt.
Weisungen/Anweisungen, Nachrichten oder Informationen, die ein PM-Kontoinhaber im Rahmen
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der geméaR diesen Bedingungen erbrachten Diensten von der SSP erhélt oder an diese sendet, gelten
als von der Bank erhalten oder an diese gesendet.

5. TARGET2 besteht in rechtlicher Sicht aus einer Vielzahl von Zahlungsverkehrssystemen
(TARGET2-Komponenten-Systeme), die gemal den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung
der Finalitatsrichtlinie als ,,Systeme* angesehen werden. TARGET2-BBk ist ein ,,System® im
Sinne von § 1 Abs. 16 KWG.

6. Die Teilnahme an TARGET2 erfolgt durch die Teilnahme an einem TARGET2-Komponenten-
System. Die gegenseitigen Rechte und Pflichten der PM-Kontoinhaber an TARGET2-BBk
einerseits und der Bank andererseits sind in den vorliegenden Bedingungen festgelegt. Die Regeln
fur die Verarbeitung von Zahlungsauftragen geméaR diesen Bedingungen (Titel IV und Anlage I)
gelten fur alle eingereichten Zahlungsauftrdge und empfangenen Zahlungen aller PM-
Kontoinhaber.

TITEL 11
TEILNAHME
Artikel 4 — Zugangsvoraussetzungen
1. Fur die direkte Teilnahme an TARGET2-BBKk sind zugelassen:

a) Kreditinstitute, die ihren Sitz in der Union oder im EWR haben, auch wenn sie tber eine in
der Union oder im EWR anséssige Zweigstelle handeln;

b) Kreditinstitute mit Sitz auBerhalb des EWR, sofern sie iber eine in der Union oder im EWR
ansassige Zweigstelle handeln;

C) NZBen der EU-Mitgliedstaaten und die EZB,

unter der Voraussetzung, dass die in den Buchstaben a und b genannten Stellen keinen vom Rat der
Européischen Union oder von Mitgliedstaaten verabschiedeten restriktiven Mallinahmen gemaR
Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 75 oder Artikel 215 AEUV unterliegen, deren Umsetzung
nach Ansicht der Bank — nachdem sie dies der EZB angezeigt hat — mit dem reibungslosen
Funktionieren von TARGET2 unvereinbar ist.

2. Die Bank kann nach ihrem Ermessen dartber hinaus als direkte Teilnehmer zulassen:

a) am Geldmarkt aktive (Haupt-)Kassen/ (zentrale) Finanzabteilungen von Zentral- oder
Regionalregierungen der Mitgliedstaaten;

b)  offentliche Stellen von Mitgliedstaaten, die zur Fihrung von Kundenkonten berechtigt sind;
c)  Wertpapierfirmen mit Sitz oder Zweigstelle in der Union oder im EWR;
d)  Stellen, die Nebensysteme betreiben und in dieser Eigenschaft handeln, und

e) Kreditinstitute oder Stellen der in den Buchstaben a bis d aufgefiihrten Art, sofern diese
ihren Sitz oder eine ihrer Zweigstellen in einem Land haben, mit dem die Européaische Union
eine Wahrungsvereinbarung getroffen hat, wonach solchen Stellen der Zugang zu
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3.

Zahlungsverkehrssystemen in der Europdischen Union gestattet ist. Dies gilt nur nach
MalRgabe der in der Wahrungsvereinbarung festgelegten Bedingungen und unter der
Voraussetzung, dass die in dem betreffenden Land geltenden rechtlichen Regelungen dem
einschlagigen Gemeinschaftsrecht entsprechen.

E-Geld-Institute im Sinne von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZAG sind zur Teilnahme an TARGET2-BBk
nicht berechtigt.

Artikel 5 — Direkte Teilnehmer

1.

Direkte Teilnehmer an TARGET2-BBk mussen die in Artikel 8 Absédtze 1 und 2 festgelegten
Anforderungen erfiillen. Sie missen iber mindestens ein PM-Konto bei der Bank verfligen.

Direkte Teilnehmer kdnnen erreichbare BIC-Inhaber bestimmen, unabhéngig von deren Ort der
Niederlassung.

PM-Kontoinhaber koénnen, sofern die Bedingungen nach Artikel 6 erfullt sind, indirekte
Teilnehmer im PM benennen.

Multi-Adressaten-Zugang durch Zweigstellen kann wie folgt gewahrt werden:

a) Ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a oder b, das als direkter
Teilnehmer zugelassen wurde, kann einer oder mehreren seiner in der Union oder im EWR
belegenen Zweigstellen zur direkten Einreichung von Zahlungsauftragen und zum direkten
Empfang von Zahlungen Zugang zu seinem PM-Konto gewahren, sofern die Bank darlber
informiert wurde.

b)  Waurde eine Zweigstelle eines Kreditinstituts als direkter Teilnehmer zugelassen, so haben
auch die anderen Zweigstellen derselben juristischen Person und/oder die Zentrale —
vorausgesetzt, sie sind in der Union oder im EWR belegen — Zugang zum PM-Konto jener
Zweigstelle, sofern die Bank dariiber informiert wurde.

Artikel 6 — Indirekte Teilnehmer

1.

Kreditinstitute mit Sitz oder Zweigstelle in der Union oder im EWR konnen jeweils mit einem
direkten Teilnehmer, der ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a oder b
oder eine Zentralbank ist, vertraglich vereinbaren, Zahlungsauftrdge einzureichen und/oder
Zahlungen zu empfangen, die Uber das PM-Konto des direkten Teilnehmers verrechnet werden.
TARGET2-BBk erkennt indirekte Teilnehmer durch die Aufnahme in das in Artikel 9 beschriebene
TARGET2-Directory an.

Sofern ein direkter Teilnehmer, der ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a
oder b ist, und ein indirekter Teilnehmer derselben Gruppe angehéren, kann der direkte Teilnehmer
dem indirekten Teilnehmer ausdricklich gestatten, das PM-Konto des direkten Teilnehmers
unmittelbar zu nutzen, um im Wege des gruppenbezogenen Multi-Adressaten-Zugangs
Zahlungsauftrage einzureichen und/oder Zahlungen zu empfangen.
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Artikel 7 — Verantwortung des direkten Teilnehmers

1.

Es wird klargestellt, dass Zahlungsauftrdge oder Zahlungen, die von indirekten Teilnehmern gemaf
Acrtikel 6 und von Zweigstellen mit Multi-Adressaten-Zugang geméal Artikel 5 Absatz 4 eingereicht
oder empfangen wurden, als vom direkten Teilnehmer selbst eingereichte Zahlungsauftrage oder
empfangene Zahlungen gelten.

Der direkte Teilnehmer ist an diese Zahlungsauftrage gebunden, ungeachtet der vertraglichen oder
sonstigen Vereinbarungen zwischen ihm und einer der in Absatz 1 genannten Stellen und deren
Einhaltung.

Ein PM-Kontoinhaber, der sich mit der Benennung seines PM-Kontos als PM-Hauptkonto
einverstanden erklart, tragt die Gebdiihren, die ihm fur die Er6ffnung und Fihrung jedes mit diesem
PM-Konto verkniipften T2S-Geldkontos gemaR Anlage VI dieser Bedingungen in Rechnung
gestellt werden, und zwar ungeachtet des Inhalts oder der Nichterflillung vertraglicher oder
sonstiger Regelungen zwischen dem PM-Kontoinhaber und dem T2S-Geldkontoinhaber.

Fir den Inhaber eines PM-Hauptkontos sind alle nach Anlage VI dieser Geschéftsbedingungen
gestellten Rechnungen fur die Verkniipfung der einzelnen T2S-Geldkonten mit dem betreffenden
PM-Konto verbindlich.

Ein PM-Kontoinhaber, der auBerdem Inhaber eines zur Auto-Collateralisation verwendeten T2S-
Geldkontos ist, trdgt etwaige gemadR Nummer 8 Buchstabe d der ,,Bedingungen fir Auto-
Collateralisation-Geschafte* festgesetzte Strafgebiihren.

Ein PM-Kontoinhaber, der sich mit der Benennung seines PM-Kontos als verknipftes PM-Konto
einverstanden erklart, tragt die Gebdhren, die ihm fur die Er6ffnung und Fihrung jedes mit diesem
PM-Konto verkniipften TIPS-Geldkontos gemal? Anlage VI dieses Anhangs in Rechnung gestellt
werden, und zwar ungeachtet des Inhalts oder der Nichterfillung vertraglicher oder sonstiger
Regelungen zwischen dem PM-Kontoinhaber und dem TIPS-Geldkontoinhaber. Ein verknupftes
PM-Konto kann mit maximal 10 TIPS-Geldkonten verkniipft sein.

Der Inhaber eines verkniipften PM-Kontos hat einen Uberblick tber die in den mit diesem PM-
Konto verkniipften TIPS-Geldkonten verfugbare Liquiditat und stellt sicher, dass sich die TIPS-
Geldkontoinhaber ihrer Verantwortung fiir die Liquiditatssteuerung bewusst sind.

Artikel 8 - Antragsverfahren

1.

Fur die Teilnahme an TARGET2-BBk sind die Antragsteller verpflichtet,
a)  die folgenden technischen Anforderungen zu erfllen:

i) die fiir den Anschluss und zur Ubermittlung von Zahlungsauftrigen an die SSP
notwendige IT-Infrastruktur zu installieren, zu verwalten, zu betreiben und zu
Uberwachen sowie deren Sicherheit zu gewahrleisten. Dabei kdnnen die Antragsteller
zwar Dritte mit einbeziehen, bleiben aber fur deren Tun oder Unterlassen allein
verantwortlich.  Insbesondere ist der Antragsteller verpflichtet, mit dem
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Netzwerkdienstleister eine Vereinbarung zu treffen, um die erforderliche Anbindung
gemal den technischen Spezifikationen in Anlage | zu erhalten; und

ii)  die von der Bank vorgeschriebenen Tests bestanden zu haben; und
b)  die folgenden rechtlichen Anforderungen zu erfullen:

i) ein Rechtsféhigkeitsgutachten (capacity opinion) im Sinne von Anlage 111 vorzulegen,
sofern die Bank die im Rahmen dieses Rechtsfahigkeitsgutachtens einzureichenden
Informationen und Erkldrungen nicht bereits in einem anderen Zusammenhang
erhalten hat; und

i)  (gilt nur fur Institute im Sinne von Artikel 4 Absatz1 Buchstabe b): ein
Landergutachten im Sinne von Anlage 111 vorzulegen, sofern die Bank die im Rahmen
dieses Landergutachtens einzureichenden Informationen und Erklarungen nicht bereits

in einem anderen Zusammenhang erhalten hat.

2. Der Antrag ist schriftlich an die Bank zu richten und muss mindestens folgende
Unterlagen/Informationen enthalten:

a)  vollstdndig ausgefullte, von der Bank bereitgestellte Stammdatenformulare;
b)  das Rechtsfahigkeitsgutachten (capacity opinion), sofern von der Bank verlangt, und
¢) das Landergutachten, sofern von der Bank verlangt.

3. Die Bank kann zusétzliche Informationen anfordern, die sie fur die Entscheidung Uber den Antrag
auf Teilnahme filir notwendig halt.

4, Die Bank lehnt den Antrag auf Teilnahme ab, wenn
a) die Zugangsvoraussetzungen nach Artikel 4 nicht erfillt sind,
b)  eine oder mehrere Teilnahmevoraussetzungen nach Absatz 1 nicht erftllt sind und/oder

C) nach Einschatzung der Bank eine Teilnahme die Gesamtstabilitat, Soliditat und Sicherheit
von TARGET2-BBK oder eines anderen TARGET2-Komponenten-Systems oder die
Erfullung der in 8 3 BBankG und in der Satzung des Europdischen Systems der
Zentralbanken und der Europaischen Zentralbank genannten Aufgaben der Deutschen
Bundesbank geféahrden wirde oder unter Risikoerwégungen eine Gefahr darstellt.

5. Die Bank teilt dem Antragsteller ihre Entscheidung tber den Antrag auf Teilnahme innerhalb eines
Monats nach Eingang des Antrags bei der Bank mit. Verlangt die Bank nach Absatz 3 zusétzliche
Angaben, teilt sie die Entscheidung innerhalb eines Monats nach Eingang dieser Angaben mit.
Jeder abschlégige Bescheid enthélt eine Begriindung fiir die Ablehnung.

Artikel 9 - TARGET2-Directory

1. Das TARGET2-Directory ist die mafRgebliche Datenbank, der die BICs fir das Routing von
Zahlungsauftragen entnommen werden konnen, die an folgende Stellen gerichtet sind:

a)  TARGET2-Teilnehmer und ihre Zweigstellen mit Multi-Adressaten-Zugang,
b) indirekte TARGET2-Teilnehmer, einschlieBlich solcher mit Multi-Adressaten-Zugang, und
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¢)  erreichbare BIC-Inhaber von TARGET2.
Das TARGET2-Directory wird wochentlich aktualisiert.

Sofern vom Teilnehmer nicht anders gewinscht, wird/werden sein(e) BIC(s) im TARGET2-
Directory veroffentlicht.

Die Teilnehmer diirfen das TARGET2-Verzeichnis lediglich an ihre Zweigstellen sowie Stellen mit
Multi-Adressaten-Zugang weitergeben.

Die Stellen im Sinne von Absatz 1 Buchstaben b und ¢ dirfen ihren BIC lediglich in Bezug auf

einen direkten Teilnehmer verwenden.

Die Teilnehmer willigen ein, dass die Bank und andere Zentralbanken die Namen und BICs der
Teilnehmer verdffentlichen durfen. Zusétzlich kénnen die Namen und BICs von indirekten
Teilnehmern, die von Teilnehmern registriert worden sind, veroffentlicht werden; die Teilnehmer
sind verpflichtet, die Zustimmung der indirekten Teilnehmer einzuholen.

TITEL I
PFLICHTEN DER PARTEIEN

Artikel 10 — Pflichten der Bank und der Teilnehmer

1.

Die Bank bietet die in Titel IV beschriebenen Dienste an. Soweit nicht in diesen Bedingungen oder
gesetzlich anders vorgeschrieben, unternimmt die Bank alle zumutbaren Anstrengungen, um ihre
Verpflichtungen gemal diesen Bedingungen zu erfillen, ohne dabei ein bestimmtes Ergebnis zu
garantieren.

Die Teilnehmer zahlen der Bank die in Anlage VI festgelegten Gebdihren.

Die Teilnehmer stellen sicher, dass sie an Geschaftstagen wahrend den in Anlage V genannten
Offnungszeiten an TARGET2-BBk angeschlossen sind.

Der Teilnehmer sichert der Bank zu, dass die Erfiillung seiner Verpflichtungen gemal3 diesen
Bedingungen gegen keine fiir ihn geltenden Gesetze, Bestimmungen oder Verordnungen und
Vereinbarungen verstot, an die er gebunden ist.

Artikel 11 — Zusammenarbeit und Informationsaustausch

1.

Bei der Erfiillung ihrer Verpflichtungen und der Austibung ihrer Rechte nach diesen Bedingungen
arbeiten die Bank und die Teilnehmer eng zusammen, um die Stabilitat, Soliditat und Sicherheit
von TARGET2-BBK zu gewahrleisten. Vorbehaltlich ihrer Verpflichtung zur Wahrung des
Bankgeheimnisses stellen sie einander alle Informationen oder Unterlagen zur Verfiigung, die fur
die Erflllung bzw. Ausltbung ihrer jeweiligen Verpflichtungen und Rechte nach diesen
Bedingungen von Bedeutung sind.

Zur Unterstlitzung von Teilnehmern bei Problemen, die sich im Zusammenhang mit dem Betrieb
des Systems ergeben, richtet die Bank eine System-Unterstutzungsstelle (System Support Desk) ein.
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4a.

Aktuelle Informationen (ber den Betriebsstatus der SSP stehen (ber das TARGET2-
Informationssystem (T2IS) auf einer gesonderten Internetseite der EZB-Website zur Verfugung.
Das T2IS kann genutzt werden, um Informationen Uber alle Ereignisse zu erhalten, die
Auswirkungen auf den Normalbetrieb von TARGET?2 haben.

Die Bank kann Nachrichten an die Teilnehmer Gber das Informations- und Kontrollmodul (1ICM)
oder andere Kommunikationswege tbermitteln.

Dem Inhaber des verknipften PM-Kontos obliegt es, seine TIPS-Geldkontoinhaber rechtzeitig ber
relevante ICM-Nachrichten, darunter auch solche in Verbindung mit der Aussetzung oder
Beendigung der Teilnahme eines TIPS-Geldkontoinhabers an TARGET-BBK zu informieren.

Die Teilnehmer sind fir die rechtzeitige Aktualisierung vorhandener und Vorlage neuer
Kundenstammdaten auf den Stammdatenformularen bei der Bank verantwortlich. Die Teilnehmer
tberprifen die Richtigkeit der sie betreffenden Daten, die von der Bank in TARGET2-BBKk erfasst
wurden.

Die Bank ist befugt, Daten uber die Teilnehmer an die Anbieter-Zentralbanken weiterzuleiten, die
diese in ihrer Funktion als Service-Administratoren gemaR dem mit dem Netzwerkdienstleister
geschlossenen Vertrag benétigen.

Die Teilnehmer informieren die Bank (ber Veranderungen ihrer rechtlichen Befahigung (capacity)
und Uber relevante Rechtsédnderungen, die sich auf das sie betreffende Landergutachten auswirken.

Die Teilnehmer informieren die Bank Uber:

a) alle neuen indirekten Teilnehmer, erreichbare BIC-Inhaber sowie Stellen mit Multi-
Adressaten-Zugang, die bei ihnen registriert sind, und

b)  alle Veranderungen bei den in Buchstabe a aufgefiihrten Stellen.

Die Teilnehmer informieren die Bank umgehend Uber jedes sie selbst betreffende Ausfallereignis.

TITEL IV
PM-KONTOFUHRUNG UND VERARBEITUNG VON ZAHLUNGSAUFTRAGEN

Artikel 12 — Eréffnung und Fihrung von PM-Konten

1.

Die Bank eroffnet und fihrt fir jeden Teilnehmer mindestens ein PM-Konto. Auf Antrag eines
Teilnehmers, der auch Verrechnungsinstitut ist, eréffnet die Bank ein oder mehrere Unterkonten in
TARGET2-BBk, um Liquiditat zu dedizieren.

Guthaben auf PM-Konten und deren Unterkonten werden nicht verzinst. Betragt der Einlagesatz
jedoch weniger als null Prozent, wird auf die Guthaben ein Entgelt in Hohe des Einlagesatzes
erhoben. Sofern diese Konten zur Haltung von Mindestreserven genutzt werden, werden die
Berechnung und Zahlung der flr die Mindestreserven anfallenden Zinsen durch die Verordnung
(EG) Nr. 2531/98 des Rates vom 23. November 1998 (uber die Auferlegung einer
Mindestreservepflicht durch die Europdische Zentralbank® und die Verordnung (EG)
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Nr. 1745/2003 der Européischen Zentralbank vom 12. September 2003 Uber die Auferlegung einer
Mindestreservepflicht (EZB/2003/9)’ geregelt.

Zusétzlich zur Abwicklung von Zahlungsauftrdgen im Zahlungsmodul kann ein PM-Konto zu
Abwicklung von Zahlungsauftrdgen von und auf HAM-Konten gemil den von der Bank
festgelegten Regelungen genutzt werden.

Die Teilnehmer nutzen das Informations- und Kontrolimodul (ICM), um Informationen Uber ihre
Liquiditatsposition zu erhalten. Die Bank stellt auf Wunsch des Teilnehmers téglich einen
Kontoauszug bereit.

Artikel 13 — Arten von Zahlungsauftragen

Im Rahmen von TARGET2 gelten als Zahlungsauftrége:

a)
b)
c)
d)
€)

Uberweisungsauftrage

Lastschriften auf der Basis einer Abbuchungsermdchtigung

Auftrage zur Liquiditatsiibertragung,

Auftrége zur Liquiditatsubertragung von einem PM-Konto auf ein T2S-Geldkonto, und

Auftrage zur Liquiditatsiibertragung von einem PM-Konto auf ein TIPS-Geldkonto.

Artikel 14 — Annahme und Zurickweisung von Zahlungsauftragen

1.

2.

Vom Teilnehmer eingereichte Zahlungsauftrage gelten als von der Bank angenommen, wenn
a) die Zahlungsnachricht den VVorgaben des Netzwerkdienstleisters entspricht und

b)  die Zahlungsnachricht den Formatierungsregeln und -bedingungen von TARGET2-BBk
entspricht und die in Anlage | beschriebene Doppeleinreichungskontrolle erfolgreich
durchlaufen hat und

C) im Fall der Suspendierung des Zahlers oder Zahlungsempfangers die Zentralbank des
suspendierten Teilnehmers der Zahlung ausdriicklich zugestimmt hat.

Die Bank weist umgehend einen Zahlungsauftrag zuriick, der die in Absatz 1 aufgefiihrten

Bedingungen nicht erfullt. Die Bank informiert den Teilnehmer Uber eine Zurtickweisung eines

Zahlungsauftrags gemal Anlage I.

Die SSP bringt den Zeitstempel flr die Verarbeitung von Zahlungsauftragen in der Reihenfolge

ihres Eingangs an. Artikel 15 — Prioritétsregeln

Die einreichenden Teilnehmer kennzeichnen den jeweiligen Zahlungsauftrag als

a) normalen Zahlungsauftrag (Prioritatsstufe 2),
b) dringenden (,,urgent”) Zahlungsauftrag (Prioritatsstufe 1) oder
C) sehr dringenden (,,highly urgent*) Zahlungsauftrag (Prioritatsstufe 0).

Wenn bei einem Zahlungsauftrag keine Prioritat angegeben ist, wird dieser als normaler
Zahlungsauftrag behandelt.

Sehr dringende Zahlungsauftrége durfen nur eingereicht werden von

17



3.
4.

a) Zentralbanken und

b) Teilnehmern, sofern es sich um Zahlungen an die bzw. von der CLS Bank International —
mit Ausnahme von Zahlungen in Verbindung mit dem CCP-Dienst der CLS und dem CLSNow-
Dienst — oder um Liquiditatsubertrdge im Zusammenhang mit dem Zahlungsausgleich von
Nebensystemen mittels der Nebensystemschnittstelle (ASI) handelt. Alle Zahlungsauftrage, die
von einem Nebensystem uber die ASI zur Belastung von oder Gutschrift auf PM-Konten der
Teilnehmer eingereicht werden, und alle eingereichten Auftrdge zur Liquiditatsibertragung von
einem PM-Konto auf ein T2S-Geldkonto und zur Liquiditatsiibertragung von einem PM-Konto
auf ein TIPS-Geldkonto gelten als sehr dringende Zahlungsauftréage.

Uber das ICM beauftragte Liquiditatsiibertrage sind dringende Zahlungsauftrage.

Bei dringenden und normalen Zahlungsauftragen kann der Zahler die Prioritat Gber das ICM mit
sofortiger Wirkung andern. Die Prioritat eines sehr dringenden Zahlungsauftrags kann nicht
geandert werden.

Artikel 16 — Liquiditatslimite

1.

Ein Teilnehmer kann gegeniiber anderen TARGET2-Teilnehmern, mit Ausnahme der
Zentralbanken, die Nutzung seiner verfligbaren Liquiditat fir Zahlungsauftrage durch bilaterale
oder multilaterale Limite begrenzen. Solche Limite kénnen lediglich fiir normale Zahlungsauftrage
festgelegt werden.

Limite kdnnen nur von oder gegeniiber einer gesamten AL-Gruppe festgesetzt werden. Limite
konnen weder gegentber einem einzelnen PM-Konto eines AL-Gruppenmitglieds noch von AL-
Gruppenmitgliedern untereinander festgelegt werden.

Durch Setzen eines bilateralen Limits weist ein Teilnehmer die Bank an, einen angenommenen
Zahlungsauftrag nicht abzuwickeln, wenn der Gesamtbetrag seiner ausgehenden normalen
Zahlungsauftrage an das betreffende PM-Konto eines anderen TARGET2-Teilnehmers abziiglich
des Gesamtbetrags aller eingehenden dringenden und normalen Zahlungen von diesem PM-Konto
das bilaterale Limit Gbersteigen wiirde.

Ein Teilnehmer kann ein multilaterales Limit nur gegenuber jenen PM-Konten festlegen, fur die
kein bilaterales Limit festgelegt wurde. Ein multilaterales Limit kann nur festgelegt werden, wenn
der Teilnehmer mindestens ein bilaterales Limit gesetzt hat. Indem ein Teilnehmer ein
multilaterales Limit setzt, weist er die Bank an, einen angenommenen Zahlungsauftrag nicht
abzuwickeln, wenn der Gesamtbetrag seiner ausgehenden normalen Zahlungsauftrage an alle PM-
Konten von TARGET2-Teilnehmern, fur die kein bilaterales Limit festgelegt wurde, abziiglich des
Gesamtbetrags aller eingehenden dringenden und normalen Zahlungen von diesen PM-Konten das
multilaterale Limit tibersteigen wiirde.

Der Mindestbetrag fiir jedes dieser Limite liegt bei 1 Mio €. Ein bilaterales bzw. multilaterales
Liquiditatslimit mit einem Betrag in H6he von null wird so behandelt, als ob kein Limit festgelegt
worden wére. Limite zwischen null und 1 Mio € sind nicht mdglich.
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Die Liquiditatslimite konnen jederzeit mit sofortiger Wirkung oder mit Wirkung fir den néachsten
Geschaftstag ber das ICM geandert werden. Wenn ein Limit auf null gedndert wird, kann es am
gleichen Geschaftstag nicht erneut gedndert werden. Ein erstmalig gesetztes bilaterales oder
multilaterales Limit wird erst am nachsten Geschaftstag wirksam.

Artikel 17 — Liquiditatsreservierungen

1.

Die Teilnehmer konnen (ber das ICM Liquiditat far sehr dringende oder dringende
Zahlungsauftrage reservieren.

Die Leiter der AL-Gruppen dirfen lediglich fiir die gesamte AL-Gruppe Liquiditét reservieren. Fir
einzelne Konten innerhalb einer AL-Gruppe ist eine Liquiditatsreservierung nicht moglich.

Durch die Reservierung eines bestimmten Liquiditatsbetrags fiir sehr dringende Zahlungsauftrage
weist ein Teilnehmer die Bank an, dringende und normale Zahlungsauftrdge nur abzuwickeln,
wenn nach Abzug des fur sehr dringende Zahlungen reservierten Betrags noch ausreichend
Liquiditat zur Verfligung steht.

Durch die Reservierung eines bestimmten Liquiditatsbetrags fur dringende Zahlungsauftrdge weist
der Teilnehmer die Bank an, normale Zahlungsauftrage nur abzuwickeln, wenn nach Abzug des fir
dringende und sehr dringende Zahlungen reservierten Betrags noch ausreichend Liquiditat zur
Verfligung steht.

Nach Eingang des Reservierungsauftrags Uberprift die Bank, ob auf dem PM-Konto des
Teilnehmers ausreichend Liquiditét fir die Reservierung vorhanden ist. Wenn dies nicht der Fall
ist, wird nur die auf dem PM-Konto vorhandene Liquiditét reserviert. Der Rest der beantragten
Liquiditat wird reserviert, wenn zusatzliche Liquiditat zur Verfugung steht.

Die Hohe der zu reservierenden Liquiditdt kann geéndert werden. Die Teilnehmer kénnen mit
sofortiger Wirkung oder mit Wirkung fur den nédchsten Geschéftstag tber das ICM die
Reservierung eines neuen Betrags beauftragen.

Artikel 17a - Dauerauftrage fur Liquiditatsreservierung und Liquiditatszuordnung

1.

Die Teilnehmer kdnnen tber das ICM den reservierten Liquiditatsbetrag fir sehr dringende oder
dringende Zahlungsauftrage im Voraus festlegen. Dieser Dauerauftrag oder eine Anderung dieses
Dauerauftrags wird ab dem néchsten Geschéftstag wirksam.

Die Teilnehmer kdnnen Uber das ICM den fir den Zahlungsausgleich von Nebensystemen
reservierten Liquidititsbetrag im Voraus festlegen. Dieser Dauerauftrag oder eine Anderung
dieses Dauerauftrags wird ab dem néchsten Geschéftstag wirksam. Die Bank gilt als von den
Teilnehmern beauftragt, Liquiditdt zu dedizieren (d.h. auf das Unterkonto des jeweiligen
Teilnehmers zu Ubertragen), wenn das betreffende Nebensystem dies beantragt.

Artikel 18 — Zeitvorgaben fiir die Abwicklung

1.

Einreichende Teilnehmer kénnen die innertaglichen Ausflihrungszeiten fir Zahlungsauftrage mit
Hilfe des Earliest Debit Time Indicator (Indikator fur den frihesten Belastungszeitpunkt) oder des
Latest Debit Time Indicator (Indikator fiir den spétesten Belastungszeitpunkt) vorgeben.
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5.

Bei Verwendung des Earliest Debit Time Indicator wird der angenommene Zahlungsauftrag
gespeichert und erst zum angegebenen Zeitpunkt in die Eingangsdisposition gestellt.

Bei Verwendung des Latest Debit Time Indicator wird der angenommene Zahlungsauftrag als nicht
ausgefihrt zurtickgegeben, wenn er nicht bis zum angegebenen Belastungszeitpunkt abgewickelt
werden konnte. 15 Minuten vor dem festgelegten Belastungszeitpunkt erhélt der einreichende
Teilnehmer (ber das ICM eine automatisierte Benachrichtigung. Der einreichende Teilnehmer
kann den Latest Debit Time Indicator auch lediglich als Warnindikator nutzen. In solchen Fallen
wird der betreffende Zahlungsauftrag nicht zurtickgegeben.

Einreichende Teilnehmer kdnnen den Earliest Debit Time Indicator und den Latest Debit Time
Indicator Uber das ICM andern.

Weitere technische Einzelheiten sind in Anlage | dargelegt.

Artikel 19 — Im Voraus eingereichte Zahlungsauftrage

1.

Zahlungsauftrage konnen bis zu finf Geschaftstage vor dem festgelegten Abwicklungstag
eingereicht werden (gespeicherte (warehoused) Zahlungsauftrage).

Gespeicherte Zahlungsauftrdge werden an dem vom einreichenden Teilnehmer bestimmten
Geschaftstag zu Beginn der Tagesbetrieb-Phase gemaR Anlage V angenommen und in die
Eingangsdisposition eingestellt. Sie haben Vorrang vor Zahlungsauftragen derselben Prioritét.

Fur gespeicherte Zahlungsauftrdge gelten die Artikel 15 Absatz 3, Artikel 22 Absatz 2 und
Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe a entsprechend.

Artikel 20 — Abwicklung von Zahlungsauftragen in der Eingangsdisposition

1.

Sofern einreichende Teilnehmer keinen Ausfiihrungszeitpunkt nach Artikel 18 angegeben haben,
werden angenommene Zahlungsauftrage umgehend, spatestens jedoch bis zum Ablauf des
Geschaftstages, an dem sie angenommen wurden, ausgefuhrt. Dies gilt unter der Voraussetzung,
dass der Zahler Uber ein ausreichendes Guthaben auf seinem PM-Konto verfiigt und erfolgt unter
Berlcksichtigung etwaiger Liquiditatslimite sowie Liquiditatsreservierungen im Sinne der
Artikel 16 und 17.

Die Deckung erfolgt durch
a) die verfugbare Liquiditat auf dem PM-Konto; oder

b)  eingehende Zahlungen von anderen TARGET2-Teilnehmern gemall den anwendbaren
Optimierungsverfahren.

Fur sehr dringende Zahlungsauftrage gilt das FIFO (First In, First Out)-Prinzip. Dieses Prinzip
bedeutet, dass sehr dringende Zahlungsauftrdge in chronologischer Reihenfolge abgewickelt
werden. Solange sich sehr dringende Zahlungsauftrdge in der Warteschlange befinden, werden
keine dringenden und normalen Zahlungsauftrage ausgefhrt.

Das FIFO-Prinzip ist auch bei dringenden Zahlungsauftragen anwendbar. Solange sich dringende
und sehr dringende Zahlungsauftrdge in der Warteschlange befinden, werden keine normalen
Zahlungsauftrage ausgefihrt.
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Abweichend von den Absatzen 3 und 4 konnen Zahlungsauftrage mit geringerer Prioritét
(einschlieBlich solcher derselben Prioritdt, die jedoch spéter angenommen wurden) vor
Zahlungsauftragen mit hoherer Prioritat (einschlieflich solcher derselben Prioritat, die jedoch
friher angenommen wurden) abgewickelt werden, sofern sich die Zahlungsauftrage mit geringerer
Prioritat mit eingehenden Zahlungen ausgleichen und dies per saldo zu einem Liquiditatszufluss fur
den Zahler fihrt.

Normale Zahlungsauftrage werden nach dem ,,FIFO-Uberhol-Prinzip“ (FIFO bypass) abgewickelt.
Das bedeutet, dass diese Zahlungsauftrage auBerhalb des FIFO-Prinzips umgehend (unabhéngig
davon, ob sich in der Warteschlange zu einem frilheren Zeitpunkt angenommene normale
Zahlungen befinden) ausgefiihrt werden kénnen, sofern ausreichend Liquiditat vorhanden ist.

Weitere Einzelheiten zur Abwicklung von Zahlungsauftrdgen in der Eingangsdisposition sind in
Anlage | dargelegt.

Artikel 21 — Abwicklung und Riickgabe von Zahlungsauftragen in der Warteschlange

1.

Zahlungsauftrage, die nicht umgehend in der Eingangsdisposition abgewickelt werden koénnen,
werden gemal Artikel 15 mit der vom betreffenden Teilnehmer angegebenen Prioritat in die
Warteschlangen eingestellt.

Die Bank kann zur besseren Abwicklung von Zahlungsauftragen in der Warteschlange die in
Anlage | aufgefiihrten Optimierungsverfahren anwenden.

Auler bei sehr dringenden Zahlungsauftrdgen kann der Zahler die Position von Zahlungsauftragen
in der Warteschlange (ber das ICM veréndern (d.h. eine neue Reihenfolge festlegen).
Zahlungsauftrage kénnen wéhrend der Tagverarbeitung (siehe Anlage V) jederzeit mit sofortiger
Wirkung entweder an den Anfang oder das Ende der jeweiligen Warteschlange verschoben werden.

Auf Antrag eines Zahlers kann die Bank oder, soweit eine AL-Gruppe betroffen ist, die
Zentralbank des Leiters der AL-Gruppe entscheiden, die Position eines sehr dringenden
Zahlungsauftrags in der Warteschlange (aufer sehr dringenden Zahlungsauftragen im Rahmen der
Abwicklungsverfahren 5 und 6) zu &ndern, wenn diese Anderung weder den reibungslosen
Zahlungsausgleich durch Nebensysteme in TARGET2 beeintrachtigen noch anderweitig zu
Systemrisiken fuhren wirde.

Uber das ICM beauftragte Liquiditatsiibertrage werden bei unzureichender Liquiditat umgehend als
nicht ausgefuhrt zurlickgegeben. Sonstige Zahlungsauftrdge werden als nicht ausgefiihrt
zuriickgegeben, wenn sie bis zum Annahmeschluss fiir den entsprechenden Nachrichtentyp (siehe
Anlage V) nicht ausgefiihrt werden konnten.

Artikel 22 — Einbringung von Zahlungsauftragen in das System und ihre Unwiderruflichkeit

1.

Im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 der Finalitatsrichtlinie und der deutschen Regelungen zur
Umsetzung dieses Artikels der Finalitatsrichtlinie gelten Zahlungsauftrdge in TARGET2-BBk zu
dem Zeitpunkt als eingebracht, zu dem das PM-Konto des betreffenden Teilnehmers belastet wird.
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2.

Zahlungsauftrage konnen bis zu dem in Absatz1 genannten Zeitpunkt widerrufen werden.
Zahlungsauftrage, die von einem Algorithmus im Sinne von Anlage | erfasst sind, kbnnen wahrend

des Laufs des Algorithmus nicht widerrufen werden.

TITELV
LIQUIDITATSPOOLING

Artikel 23 — Verfahren flr das Liquiditatspooling

Die Bank bietet das CAl-Verfahren (Consolidated Account Information) und das AL-Verfahren

(Aggregated Liquidity) an.

Artikel 24 — CAl-Verfahren

1.

Das CAl-Verfahren kann genutzt werden von

a) einem Kreditinstitut und/oder dessen Zweigstellen, soweit sie ber mehrere PM-Konten mit
unterschiedlichen BICs verfligen, unabhéngig davon, ob sie im selben TARGET2-
Komponenten-System teilnehmen oder

b)  zwei oder mehreren Kreditinstituten, die derselben Gruppe angehdren und/oder deren
Zweigstellen, mit jeweils einem oder mehreren PM-Konten mit unterschiedlichen BICs.

a) Im CAl-Verfahren erhalten alle Gruppenmitglieder und die betreffenden Zentralbanken eine
Aufstellung Uber die PM-Konten der Gruppenmitglieder, sowie folgende, auf Ebene der CAI-
Gruppe konsolidierte Zusatzinformationen:

i) Innertageskreditlinien (falls zutreffend)
i)  Kontosténde, einschliellich der Kontostédnde auf Unterkonten
iii)  Umsatze
iv)  abgewickelte Zahlungen
v)  Zahlungsauftrage in der Warteschlange.
b)  Der Leiter der CAI-Gruppe und die jeweilige Zentralbank haben beziglich der in
Buchstabe a genannten Informationen Zugriff auf jedes PM-Konto der Gruppe.
C) Die in diesem Absatz genannten Informationen werden Uber das ICM bereitgestelit.
Der Leiter der CAI-Gruppe ist berechtigt, Uber das ICM Liquiditatsiibertragungen zwischen PM-
Konten (einschliellich Unterkonten), die Bestandteil der CAI-Gruppe sind, zu veranlassen.
In einer CAI-Gruppe kdnnen auch PM-Konten, die Teil einer AL-Gruppe sind, enthalten sein. In
diesem Fall sind alle PM-Konten der AL-Gruppe Bestandteil der CAI-Gruppe.

Wenn zwei oder mehrere PM-Konten gleichzeitig Teil einer AL-Gruppe und einer CAI-Gruppe
(mit zusatzlichen PM-Konten) sind, sind fur die Beziehung innerhalb der AL-Gruppe die fiur die
AL-Gruppe geltenden Regeln mafl3gebend.

Eine CAI-Gruppe, in der PM-Konten einer AL-Gruppe enthalten sind, kann fiir die CAI-Gruppe
einen anderen Leiter als denjenigen der AL-Gruppe bestimmen.
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Das in Artikel 25 Absétze 4 und 5 dargelegte Genehmigungsverfahren zur Nutzung des AL-
Verfahrens gilt sinngeman flr das Genehmigungsverfahren zur Nutzung des CAl-Verfahrens. Der
Leiter der CAI-Gruppe braucht der Leit-NZB jedoch keine Ausfertigung einer CAl-Vereinbarung
zu Ubermitteln.

Artikel 25 — AL-Verfahren

1.

Das AL-Verfahren kann genutzt werden von:

a) einem Kreditinstitut und/oder dessen Zweigstellen, soweit sie tber mehrere PM-Konten mit
unterschiedlichen BICs verfiigen und im Euro-Wahrungsgebiet belegen sind, unabhéngig
davon, ob sie im selben TARGET2-Komponenten-System teilnehmen; oder

b) im Euro-Wé&hrungsgebiet belegene Zweigstellen (unabhéngig davon, in welchem
TARGET2-Komponenten-System sie teilnehmen) eines Kreditinstituts mit Sitz auBerhalb
des Euro-Wéhrungsgebiets, soweit sie ber mehrere PM-Konten mit unterschiedlichen BICs
verfiigen; oder

C) zwei oder mehreren Kreditinstituten im Sinne von Buchstabe a und/oder Zweigstellen eines
Kreditinstituts im Sinne von Buchstabe b, sofern die Kreditinstitute zur selben Gruppe
gehoren.

Ferner missen die in den Buchstaben a bis ¢ genannten Stellen Zugang zum Innertageskredit bei
der jeweiligen teilnehmenden NZB haben.

Im AL-Verfahren wird zur Feststellung, ob fur einen Zahlungsauftrag ausreichende Deckung
vorhanden ist, die verfugbare Liquiditdit aller PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder
zusammengerechnet. Unabhangig davon unterliegt die bilaterale PM-Konto-Beziehung zwischen
einem AL-Gruppenmitglied und seiner AL-NZB weiterhin den (durch die AL-Vereinbarung
modifizierten) Bedingungen des betreffenden TARGET2-Komponenten-Systems. Der einem AL-
Gruppenmitglied auf einem seiner PM-Konten eingerdumte Innertageskredit kann durch verfiigbare
Liquiditat auf den Ubrigen PM-Konten dieses AL-Gruppenmitglieds oder auf PM-Konten anderer
AL-Gruppenmitglieder bei seiner oder einer anderen AL-NZB gedeckt werden.

Zur Nutzung des AL-Verfahrens schlielen ein oder mehrere TARGET2-Teilnehmer, die die
Kriterien in Absatz 1 erfiillen, eine AL-Vereinbarung mit der Bank und gegebenenfalls anderen
Zentralbanken der TARGET2-Komponenten-Systeme, an denen andere AL-Gruppenmitglieder
teilnehmen. Ein TARGET2-Teilnehmer kann fir ein bestimmtes PM-Konto nur eine AL-
Vereinbarung treffen. Die AL-Vereinbarung entspricht dem in Anlage VI enthaltenen Muster.

Jede AL-Gruppe ernennt einen Leiter der AL-Gruppe. Besteht die AL-Gruppe nur aus einem
einzigen Teilnehmer, ist dieser Leiter der AL-Gruppe. Der Leiter der AL-Gruppe hat seinen
schriftliche Antrag auf Zulassung zum AL-Verfahren unter Benutzung des von der Bank
bereitgestellten Stammdatenformulars an die Leit-NZB zu richten. Dem Antrag ist eine
Ausfertigung der AL-Vereinbarung (entsprechend dem von der Leit-NZB bereitgestellten Muster)
beizufiigen. Die Ubrigen AL-Gruppenmitglieder richten ihre schriftlichen Antrdge unter Benutzung
des von der Bank bereitgestellten Stammdatenformulars an ihre jeweilige AL-NZB. Die Leit-NZB
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kann zusatzliche Informationen oder Dokumente anfordern, die sie fur ihre Entscheidung tber den
Antrag fur notwendig erachtet. Die Leit-NZB kann ferner im Einvernehmen mit den anderen AL-
NZBen verlangen, dass zusatzliche Bestimmungen, die sie flir angemessen erachtet, in die AL-
Vereinbarung aufgenommen werden, um sicherzustellen, dass etwaige bestehende und/oder
zukiinftige  Verpflichtungen aller ~ AL-Gruppenmitglieder gegenliber den AL-NZBen
ordnungsgemal’ und rechtzeitig erfullt werden.

Die Leit-NZB prift, ob die Antragsteller die Anforderungen zur Bildung einer AL-Gruppe erfillen
und die AL-Vereinbarung ordnungsgemal ausgefertigt ist. Zu diesem Zweck kann sich die Leit-
NZB mit den anderen AL-NZBen in Verbindung setzen. Die Leit-NZB gibt ihre Entscheidung dem
Leiter der AL-Gruppe schriftlich innerhalb eines Monats nach Eingang des in Absatz 4 genannten
Antrags oder, wenn die Leit-NZB zusatzliche Informationen anfordert, innerhalb eines Monats
nach Eingang dieser Informationen, bekannt. Im Falle einer Ablehnung wird die entsprechende
Entscheidung begriindet.

AL-Gruppenmitglieder haben automatisch Zugang zum CAIl-Verfahren.

Der Zugang zu Informationen und allen interaktiven Kontrolimechanismen innerhalb einer AL-
Gruppe erfolgt Uber das ICM.

Artikel 26 - Pfandrecht; Aufrechnung von Anspriichen geman Artikel 36 Absatze 2 und 3

1.

Die gegenwartigen und kiinftigen, durch das Pfandrecht gemaR Artikel 36 Absatze 1 und 2 dieser
Bedingungen besicherten Anspriiche der Bank aus dem Rechtsverhéltnis zwischen ihr und einem
AL-Gruppenmitglied umfassen auch ihre Anspriiche gegen dieses AL-Gruppenmitglied aufgrund
der von beiden geschlossenen AL-Vereinbarung.

Im Verwertungsfall werden alle Anspriiche der Bank gegen das betreffende AL-Gruppenmitglied
sofort und automatisch fallig; Artikel 36 Absétze 2 und 3 dieser Bedingungen finden sinngemaf
Anwendung.

TITEL VI
SICHERHEITSANFORDERUNGEN UND NOTFALLVERFAHREN

Artikel 27 — Aufrechterhaltung des Geschaftsbetriebs (Business Continuity) und Notfallverfahren

Im Falle eines aufiergewdhnlichen externen Ereignisses oder eines anderen Ereignisses, das den Betrieb

der SSP beeintrachtigt, finden die in Anlage IV beschriebenen Business-Continuity- und Notfallverfahren

Anwendung.

Artikel 28 - Sicherheitsanforderungen

1.

Die Teilnehmer fiihren zum Schutz ihrer Systeme vor unberechtigtem Zugriff und unbefugter
Nutzung angemessene Sicherheitskontrollen durch. Der angemessene Schutz der Vertraulichkeit,
Integritdt und Verfligbarkeit ihrer Systeme obliegt der ausschlieflichen Verantwortung der
Teilnehmer.
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Die Teilnehmer informieren die Bank tber alle sicherheitsrelevanten Vorfalle in ihrer technischen
Infrastruktur und, sofern dies angemessen erscheint, Uber sicherheitsrelevante Vorfalle in der
technischen Infrastruktur von Drittanbietern. Die Bank kann weitere Informationen tber den
Vorfall anfordern und erforderlichenfalls verlangen, dass der Teilnehmer angemessene
MafRnahmen ergreift, um solche Ereignisse zukinftig zu vermeiden.

Die Bank kann fur alle Teilnehmer und/oder Teilnehmer, die von der Bank als systemkritisch
angesehen werden, zuséatzliche Sicherheitsanforderungen verlangen.

TITEL VII
DAS INFORMATIONS- UND KONTROLLMODUL (ICM)

Artikel 29 — Nutzung des ICM

1.

Das ICM ermdglicht den Teilnehmern,
a) Informationen Uber ihre Konten abzurufen und ihre Liquiditét zu steuern,

b)  Liquiditatsiubertrdge, Auftrage zur Liquiditatsibertragung von einem TIPS-Geldkonto auf
ein PM, Auftrdge zur Liquiditatsiibertragung von einem PM auf ein TIPS-Geldkonto,
Auftrage zur Liquiditatstibertragung von einem PM auf ein T2S-Geldkonto sowie — sofern
das ICM zusammen mit T2S-Mehrwertdiensten verwendet wird - Auftrdge zur
Liquiditatsubertragung von einem T2S-Geldkonto auf ein PM anzuweisen und

C) bei einem Ausfall ihrer Zahlungsinfrastruktur Ersatzzahlungen zur Liquiditatsverteilung und
Notfallzahlungen zu veranlassen.

Weitere technische Einzelheiten in Bezug auf das ICM sind in Anlage | enthalten.

TITEL VI
AUSGLEICH, HAFTUNGSREGELUNG UND NACHWEISE

Artikel 30 - Ausgleichsregelung

Wenn ein Zahlungsauftrag aufgrund einer technischen Stérung von TARGET2 nicht am Geschaftstag

seiner Annahme abgewickelt werden kann, bietet die Bank den betreffenden direkten Teilnehmern

Ausgleichszahlungen gemaR dem in Anlage Il dargelegten besonderen Verfahren an.

Artikel 31 — Haftungsregelung

1.

Bei der Erfiillung ihrer Verpflichtungen gemaR diesen Bedingungen lassen die Bank und die
Teilnehmer gegenseitig die verkehrsubliche Sorgfalt walten.

Die Bank haftet bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit gegeniiber den Teilnehmern fiir Schéaden
aus dem Betrieb von TARGET2-BBk. Bei einfacher/leichter Fahrlassigkeit ist die Haftung der
Bank auf unmittelbare Schaden des Teilnehmers, d.h. auf den Betrag des betreffenden
Zahlungsauftrags und/oder den hierauf entfallenen Zinsschaden, ausgenommen etwaige
Folgeschaden, begrenzt.
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Die Bank haftet nicht fur etwaige Verluste durch Stérungen oder Ausfalle der technischen
Infrastruktur (insbesondere ihrer EDV-Systeme, Programme, Daten, Anwendungen oder
Netzwerke), sofern diese Storungen oder Ausfalle eintreten, obwohl die Bank notwendige und
zumutbare MalRnahmen zum Schutz dieser Infrastruktur gegen Stérungen oder Ausfalle und zur
Behebung der Folgen dieser Stérungen oder Ausfalle (insbesondere durch Einleitung und
Durchfuhrung der in Anlage IV beschriebenen Business-Continuity- und Notfallverfahren)
getroffen hat.

Die Bank tibernimmt keine Haftung
a) soweit der Schaden von einem Teilnehmer verursacht wurde oder

b)  wenn der Schaden durch &duBere Ereignisse verursacht wurde, die auBerhalb der
Einflussnahmemdglichkeit der Bank liegen (h6here Gewalt).

Als zwischengeschaltete Stelle haftet die Bank im Rahmen der gesetzlichen Regressanspriiche des
8 676a BGB nur soweit der Zahlungsdienstleister gegeniiber dem Zahlungsdienstnutzer seine
Haftung nach den gesetzlichen Bestimmungen nicht hétte ausschlieRen oder begrenzen kénnen.

Die Bank und die Teilnehmer unternehmen alle zumutbaren Manahmen zur Minderung etwaiger
Schéaden oder Verluste im Sinne dieses Artikels.

Bei der Erfillung ihrer Verpflichtungen gemdl diesen Bedingungen kann die Bank im eigenen
Namen Dritte, insbesondere Telekommunikations- oder sonstige Netzwerkanbieter oder andere
Stellen beauftragen, sofern dies fiir die Einhaltung der Verpflichtungen der Bank erforderlich oder
marktiblich ist. Die Verpflichtung der Bank einschliel3lich ihrer Haftung beschrankt sich auf die
sorgféltige Auswahl und Beauftragung dieser Dritten. Die Anbieter-Zentralbanken gelten nicht als
Dritte im Sinne dieses Absatzes.

Artikel 32 — Nachweise

1.

Sofern in diesen Bedingungen nicht anders vorgesehen, werden in TARGET2 alle zahlungs- und
abwicklungsbezogenen Nachrichten (z. B. Belastungs- und Gutschriftbestitigungen oder
Kontoausziige) zwischen der Bank und den Teilnehmern (ber den Netzwerkdienstleister
ubermittelt.

Von der Bank oder vom Netzwerkdienstleister aufbewahrte, elektronisch gespeicherte oder
schriftliche Aufzeichnungen von Nachrichten kénnen zum Nachweis von Zahlungen verwendet
werden, die von der Bank verarbeitet wurden. Die gespeicherte oder gedruckte Fassung der
Originalnachricht des Netzwerkdienstleisters kann — ungeachtet des Formats der Originalnachricht
— als Nachweis verwendet werden.

Wenn die Verbindung eines Teilnehmers zum Netzwerkdienstleister ausfallt, ist der Teilnehmer
verpflichtet, die in Anlage IV beschriebenen alternativen Ubertragungswege fir Nachrichten zu
nutzen. In diesen Féllen kann die gespeicherte oder gedruckte Fassung der von der Bank erstellten
Nachricht ungeachtet ihres Formats gleichermal3en als Nachweis verwendet werden.
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Die Bank bewahrt Aufzeichnungen (ber eingereichte Zahlungsauftrdge und empfangene
Zahlungen von Teilnehmern Uber einen Zeitraum von zehn Jahren ab dem Zeitpunkt der
Einreichung der Zahlungsauftrage bzw. des Empfangs der Zahlungen auf.

Eigene Kontounterlagen und Aufzeichnungen der Bank (auf Papier, als Mikrofilm, Mikrofiche,
elektronische oder magnetische Aufzeichnung, in anderer mechanisch reproduzierbarer oder
sonstiger Form) konnen ebenfalls als Nachweis etwaiger Verpflichtungen von Teilnehmern sowie
tiber Sachverhalte und Ereignisse, auf die sich die Parteien berufen, verwendet werden.

TITEL IX
BEENDIGUNG DER TEILNAHME UND KONTOSCHLIESSUNG

Artikel 33 — Dauer und ordentliche Kiindigung der Teilnahme

1.
2.

Unbeschadet des Artikels 34 erfolgt die Teilnahme an TARGET2-BBk auf unbestimmte Zeit.

Ein Teilnehmer kann seine Teilnahme an TARGET2-BBK jederzeit unter Einhaltung einer Frist
von 14 Geschaftstagen kiindigen, sofern er mit der Bank keine kiirzere Kiindigungsfrist vereinbart.

Die Bank kann die Teilnahme eines Teilnehmers an TARGET2-BBK jederzeit unter Einhaltung
einer Frist von drei Monaten kindigen, sofern sie mit diesem Teilnehmer keine andere
Kiindigungsfrist vereinbart.

Auch nach Beendigung der Teilnahme gelten die in Artikel 38 dargelegten
Geheimhaltungspflichten fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren ab dem Zeitpunkt der Beendigung
weiter.

Bei Beendigung der Teilnahme werden die PM-Konten des betreffenden Teilnehmers gemaR
Acrtikel 35 geschlossen.

Artikel 34 — Suspendierung und auRerordentliche Beendigung der Teilnahme

1.

Far

Die Teilnahme eines Teilnehmers an TARGET2-BBk endet fristlos und mit sofortiger Wirkung,
oder ist in gleicher Weise suspendiert wenn eines der folgenden Ausfallereignisse eintritt:

a) die Eroffnung eines Insolvenzverfahrens und/oder
b) der Teilnehmer erfullt die in Artikel 4 festgelegten Zugangsvoraussetzungen nicht mehr.

die Zwecke dieses Absatzes gelten gegen einen PM-Kontoinhaber gerichtete
KrisenpraventionsmaBnahmen  oder  Krisenmanagementmalinahmen im  Sinne  der
Richtlinie 2014/59/EU des Europdischen Parlaments und des Rates® nicht automatisch als

® Richtlinie 2014/59/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines

Rahmens fiir die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Anderung der
Richtlinie 82/891/EWG des Rates und der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG,
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU)
Nr. 648/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 173 vom 12.6.2014, S. 190).
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Eréffnung eines Insolvenzverfahrens.2. Die Bank kann einem Teilnehmer fristlos kiindigen oder
ihn fristlos suspendieren, wenn

a) ein oder mehrere Ausfallereignisse (aulRer den in Absatz 1 genannten) eintreten,
b) der Teilnehmer erheblich gegen diese Bedingungen verstoRt,
C) der Teilnehmer wesentlichen Pflichten gegeniiber der Bank nicht nachkommt,

d) der Teilnehmer aus einer TARGET2-CUG ausgeschlossen wird oder dieser aus anderen
Grinden nicht mehr angehort,

e) ein anderes Ereignis in Bezug auf den Teilnehmer eintritt, das nach Einschdtzung der Bank
ein besonderes Risiko fir die Gesamtstabilitat, Soliditat und Sicherheit von TARGET2-BBk
oder eines anderen TARGET2-Komponenten-Systems begriindet, oder die Erfiillung der in
§ 3BBankG und in der Satzung des Europdischen Systems der Zentralbanken und der
Européischen Zentralbank beschriebenen Aufgaben durch die Bank gefdahrden wiirde oder
unter Risikoerwagungen eine Gefahr darstellt, und/oder

f) eine NZB einen Teilnehmer vom Zugang zum Innertageskredit vorldufig oder endgultig
ausschlieft.

In der Ausiibung ihres Ermessens im Rahmen von Absatz 2 beriicksichtigt die Bank unter anderem
die Schwere der in den Buchstaben a bis ¢ genannten Ausfallereignisse bzw. Ereignisse.

a)  Wenn die Bank die Teilnahme eines PM-Kontoinhabers an TARGET2-BBk gemaf Absatz 1
oder 2 beendet, kiindigt oder suspendiert, setzt sie diesen PM-Kontoinhaber, andere
Zentralbanken und andere PM-Kontoinhaber und T2S-Geldkontoinhaber in allen
TARGET2-Komponenten-Systemen hiertiber unverziglich mittels einer 1CM-Nachricht
oder einer T2S-Nachricht in Kenntnis. Diese Nachricht gilt als von der kontofuihrenden NZB
des die Nachricht empfangenden PM-Kontoinhabers erteilt.

b)  Sobald eine solche ICM-Nachricht bei den Teilnehmern eingegangen ist, gelten diese als
Uber die Beendigung/Kindigung oder Suspendierung der Teilnahme eines Teilnehmers an
TARGET2-BBk oder eines anderen TARGET2-Komponenten-Systems in Kenntnis gesetzt.
Die Teilnehmer tragen den Schaden, der aus der Einreichung von Zahlungsauftragen an
Teilnehmer resultiert, deren Teilnahme suspendiert oder beendet wurde, wenn solche
Zahlungsauftrage nach Eingang der ICM-Nachricht in TARGET2-BBK eingereicht wurden.

Nach Beendigung der Teilnahme eines Teilnehmers nimmt TARGET2-BBk keine weiteren
Zahlungsauftrage von diesem Teilnehmer mehr an. Zahlungsauftrage in der Warteschlange,
gespeicherte Zahlungsauftrdge oder neue Zahlungsauftrdge zugunsten dieses Teilnehmers werden
zuriickgegeben.

Im Fall der Suspendierung eines PM-Kontoinhabers von TARGET2-BBk aus anderen als den in
Absatz 1 Buchstabe a genannten Grinden werden alle seine eingehenden und ausgehenden
Zahlungsauftrage gesammelt und erst nach ausdricklicher Annahme durch die Zentralbank des
suspendierten PM-Kontoinhabers in die Eingangsdisposition eingestellt.
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Im Fall der Suspendierung eines PM-Kontoinhabers von TARGET2-BBk aus den in Absatz 1
Buchstabe a genannten Griinden werden alle ausgehenden Zahlungsauftrage dieses PM-
Kontoinhabers nur verarbeitet auf Weisung seiner vertretungsberechtigten Personen einschlielRlich
behordlich oder gerichtlich bestellter Vertreter, unter anderem der Insolvenzverwalter des PM-
Kontoinhabers, oder auf der Grundlage einer vollziehbaren behordlichen Entscheidung oder nach
MaRgabe einer gerichtlichen Anordnung zur Zahlungsverarbeitung. Alle eingehenden Zahlungen
werden gemél Absatz 6 verarbeitet.

Artikel 35 — SchlieBung von PM-Konten

1.

Die Teilnehmer konnen ihre PM-Konten jederzeit unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von 14
Geschéftstagen schlieRen.

Im Falle einer Beendigung der Teilnahme entweder gemal3 Artikel 33 oder gemall Artikel 34
schlief’t die Bank die PM-Konten des betreffenden Teilnehmers, nachdem sie

a) die in der Warteschlange befindlichen Zahlungsauftrage abgewickelt oder zuriickgegeben hat
und

b) ihre Pfand- und Aufrechnungsrechte nach Artikel 36 ausgeibt hat.

TITEL X
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 36 — Pfand- und Aufrechnungsrechte der Bank

1.

Zur Besicherung aller gegenwartigen und klnftigen Anspriiche aus dem Vertragsverhaltnis
zwischen den Parteien hat die Bank ein Pfandrecht an allen bestehenden und kiinftigen Guthaben
auf den PM-Konten des Teilnehmers.

Ungeachtet der Einleitung eines Insolvenzverfahrens gegen einen Teilnehmer, einer gerichtlichen
oder sonstigen Pfandung, einer Abtretung oder einer sonstigen Verfugung Uber Rechte des
Teilnehmers werden in folgenden Féallen alle Verbindlichkeiten des Teilnehmers automatisch und
mit sofortiger Wirkung féllig gestellt: bei Eintritt

(@) eines Ausfallsereignisses gem. Artikel 34 Abs. 1 oder

(b) eines anderen Ausfallsereignisses oder eines in Art. 34 Abs. 2 genannten Falles, wenn dieses
Ausfallereignis bzw. dieser Fall zu einer Beendigung oder Suspendierung eines Teilnehmers
in TARGET2-BBk gefihrt hat.

Die Félligstellung tritt ohne Vorankiindigung oder behdrdliche Genehmigung ein. Ferner werden
die beiderseitigen Verbindlichkeiten des Teilnehmers und der Bank automatisch gegeneinander
aufgerechnet. Die Vertragspartei, die den héheren Betrag schuldet, hat der anderen die Differenz zu
zahlen.

Die Bank informiert den Teilnehmer unverziglich tber gemaR Absatz 2 erfolgte Aufrechnungen.
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4.

Die Bank ist jederzeit und ohne Vorankiindigung berechtigt, das PM-Konto eines Teilnehmers mit
Betrdgen zu belasten, die der betreffende Teilnehmer der Bank aus der Geschaftsbeziehung
zwischen dem Teilnehmer und der Bank schuldet.

Artikel 37 — Sicherungsrechte an Guthaben auf Unterkonten

1.

Der Bank steht ein Pfandrecht tber die Guthaben auf Teilnehmer-Unterkonten zu, die erdffnet
wurden, um die Abwicklung nebensystembezogener Zahlungsauftrdge gemaR den Vereinbarungen
zwischen dem betreffenden Nebensystem und dessen Zentralbank zu ermdglichen. Das Guthaben
dient der Sicherung der in Absatz 7 genannten Verpflichtung des Teilnehmers gegeniiber der Bank,
die aus jener Abwicklung resultiert.

Auf Anforderung durch das Nebensystem (mittels der Nachricht ,,Beginn des Zyklus* (start of
cycle)) sperrt die Bank das Guthaben auf dem Unterkonto des Teilnehmers. Gegebenenfalls erhéht
oder reduziert die Bank danach den eingefrorenen Betrag durch Gutschrift oder Belastung des
Unterkontos von bzw. mit Zahlungen im Wege der systemibergreifenden Abwicklung oder durch
Gutschrift von Liquiditatsiibertragungen auf dem Unterkonto. Auf Mitteilung des Nebensystems
(mittels der Nachricht ,,Ende des Zyklus* (end of cycle)) wird das Guthaben wieder freigegeben.

Durch die Bestatigung, dass das Guthaben auf dem Unterkonto des Teilnehmers gesperrt wurde,
tibernimmt die Bank gegenuiber dem Nebensystem eine Zahlungsgarantie bis zum Betrag dieses
Guthabens. Durch die gegebenenfalls abzugebende Bestéatigung der Erhéhung oder Reduzierung
des eingefrorenen Betrags durch Gutschrift oder Belastung des Unterkontos von bzw. mit
Zahlungen im Wege der systemibergreifenden Abwicklung oder durch Gutschrift von
Liquiditatsiibertragungen auf dem Unterkonto wird die Garantie automatisch um den Betrag der
Zahlung erhoht oder reduziert. Unbeschadet der vorgenannten Erhéhung oder Reduzierung ist die
Garantie unwiderruflich, unbedingt und zahlbar auf erstes Anfordern. Ist die Bank nicht die
Zentralbank des Nebensystems, gilt die Bank als angewiesen, gegeniiber der Zentralbank des
Nebensystems die vorgenannte Garantie zu tibernehmen.

Unter normalen Umstdnden (d.h. soweit kein Insolvenzverfahren in Bezug auf den Teilnehmer
eingeleitet wurde) werden die nebensystembezogenen Zahlungsauftrage fir den Ausgleich der
Abrechnungsverbindlichkeit des Teilnehmers ohne Rickgriff auf die Garantie oder das
Sicherungsrecht Gber das Guthaben auf dem Teilnehmer-Unterkonto abgewickelt.

Im Falle eines Insolvenzverfahrens in Bezug auf einen Teilnehmer umfasst der
nebensystembezogene Zahlungsauftrag zum Ausgleich der Abrechnungsverbindlichkeit des
Teilnehmers gleichzeitig eine Aufforderung zur Zahlung aus der Garantie; die Belastung des
angewiesenen Betrags vom Teilnehmer-Unterkonto (sowie die Gutschrift auf dem technischen
Konto des Nebensystems) beinhalten daher sowohl die Erfiillung der Verpflichtung der Bank aus
der Garantie als auch die Austbung ihres Sicherungsrechts lber das Guthaben auf dem
Teilnehmer-Unterkonto.

Die Garantie erlischt nach der Mitteilung (mittels der Nachricht ,,Ende des Zyklus* (end of cycle))
durch das Nebensystem, dass die Abwicklung abgeschlossen ist.
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7.

Der Teilnehmer ist verpflichtet, der Bank alle Zahlungen zu erstatten, die Letztere aufgrund der
Inanspruchnahme aus der Garantie erbracht hat.

Artikel 38 — Vertraulichkeit

1.

la.

Die Bank behandelt alle sicherheitsrelevanten oder geheimhaltungsbedirftigen Informationen
vertraulich. Dies gilt auch, wenn es sich hierbei um zahlungsbezogene, technische oder
organisatorische Informationen des Teilnehmers, der Teilnehmer derselben Gruppe oder seiner
Kunden handelt, es sei denn, der Teilnehmer oder seine Kunden haben der Offenlegung schriftlich
zugestimmt oder diese Offenlegung ist nach deutschem Recht erlaubt oder erforderlich.

Abweichend von Absatz 1 erklart der Teilnehmer, dass die in Artikel 34 behandelten Informationen
oder Handlungen nicht als vertraulich gelten.

Abweichend von Absatz 1 erklart der Teilnehmer hiermit seine Zustimmung zur Weiterleitung von
zahlungsbezogenen, technischen oder organisatorischen Informationen, die ihn, seine Kunden oder
Teilnehmer aus derselben Gruppe betreffen und die die Bank im Rahmen des Betriebs von
TARGET2-BBk erhalten hat, sofern die Weitergabe nicht dem anwendbaren Recht widerspricht.
Die Weiterleitung kann erfolgen: a) an andere Zentralbanken oder am Betrieb von TARGET2-BBk
beteiligte Dritte, soweit dies fur das effiziente Funktionieren von TARGET2 oder die
Uberwachung der Risiken des Teilnehmers oder der Risiken seiner Gruppe erforderlich ist, b) an
andere Zentralbanken, die diese fiir erforderliche Analysen zum Zwecke der Marktoperationen,
Geldpolitik, Finanzstabilitdt oder Finanzmarktintegration benétigen, oder c) an Aufsichts- oder
Uberwachungsbehorden der Mitgliedstaaten und der Union einschlieRlich Zentralbanken, soweit
dies fur die Erflllung ihrer 6ffentlichen Aufgaben erforderlich ist. Die Bank haftet nicht fir die
finanziellen und wirtschaftlichen Konsequenzen dieser Offenlegung.

Abweichend von Absatz 1 und vorausgesetzt, dass dabei die Identitat des Teilnehmers oder seiner
Kunden weder direkt noch indirekt ermittelt werden kann, ist die Bank berechtigt,
Zahlungsinformationen ber den Teilnehmer oder dessen Kunden zu verwenden, offenzulegen oder
zu verdffentlichen, und zwar fiir statistische, historische, wissenschaftliche oder sonstige Zwecke
im Rahmen der Erflllung ihrer ¢ffentlichen Aufgaben oder der Aufgaben anderer 6ffentlichen
Stellen, an welche die Informationen weitergegeben werden kénnen.

Teilnehmer durfen Informationen im Zusammenhang mit dem Betrieb von TARGET2-BBk, auf
die sie Zugriff hatten, ausschlieflich fur die in diesen Bedingungen genannten Zwecke verwenden.
Die Teilnehmer behandeln diese Informationen vertraulich, es sei denn, die Bank hat ihre
ausdruckliche schriftliche Zustimmung zur Offenlegung erteilt. Die Teilnehmer stellen sicher, dass
Dritte, an die sie Aufgaben auslagern, Ubertragen oder weitervergeben, welche Auswirkungen auf
die Auslibung ihrer Verpflichtungen geméal? diesen Bedingungen haben oder haben kénnen, an die
Vertraulichkeitsanforderungen dieses Artikels gebunden sind.

Zur Abwicklung von Zahlungsauftrdgen ist die Bank befugt, die erforderlichen Daten zu
verarbeiten und an den Netzwerkdienstleister zu bertragen.
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Artikel 39 — Datenschutz, Geldwaschebekdampfung, VerwaltungsmaRnahmen oder restriktive

Malinahmen und damit zusammenhangende Aspekte

1.

Die Teilnehmer sind sich ihrer gesetzlichen Pflichten zum Datenschutz sowie zur Bek&mpfung von
Geldwasche, Terrorismusfinanzierung, proliferationsrelevanter nuklearer Tétigkeiten und der
Entwicklung von Tragersystemen fir Kernwaffen bewusst und treffen insbesondere angemessene
Vorkehrungen bei den Zahlungen, die auf ihren PM-Konten verbucht werden. Ferner machen sich
die Teilnehmer vor Abschluss des Vertrags mit dem Netzwerkdienstleister mit den Regelungen des
Netzwerkdienstleisters zur Wiederherstellung verloren gegangener Daten vertraut. .

Die Bank gilt als vom Teilnehmer ermé&chtigt, von nationalen oder auslandischen Finanz- oder
Aufsichtsbehdrden oder Industrieverbanden Informationen uber ihn einzuholen, falls diese fir
seine Teilnahme an TARGET2-BBk erforderlich sind.

Wenn Teilnehmer als Zahlungsdienstleister eines Zahlers oder Zahlungsempfangers handeln,
missen sie alle fiir sie geltenden Anforderungen erfiillen, die sich aus VerwaltungsmalRnahmen
oder restriktiven Mallnahmen gemal Artikel 75 bzw. Artikel 215 des Vertrags Uber die
Arbeitsweise der Europdischen Union ergeben, einschlieBlich im Hinblick auf die
Benachrichtigung und/oder Einholung der Zustimmung einer zustindigen Behorde im
Zusammenhang mit der Bearbeitung von Transaktionen. Dariiber hinaus gilt Folgendes:

a) Istdie Bank der Zahlungsdienstleister eines Teilnehmers, der Zahler ist,

i) muss der Teilnehmer im Namen der Zentralbank, die vorrangig zur Vornahme der
Benachrichtigung oder Einholung der Zustimmung verpflichtet ist, die erforderliche
Benachrichtigung vornehmen oder Zustimmung einholen und der Bank nachweisen,
dass er die Benachrichtigung vorgenommen oder die Zustimmung eingeholt hat;

ii) darf der Teilnehmer einen Zahlungsauftrag fir die Uberweisung von Geldern auf ein
von einer anderen Einheit als dem Teilnehmer gehaltenes Konto erst dann in
TARGET?2 einstellen, wenn er von der Bank die Bestatigung erhalten hat, dass die
erforderliche Benachrichtigung oder Zustimmung vom Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers oder im Namen des Zahlungsdienstleisters  des
Zahlungsempfangers vorgenommen bzw. erhalten wurde.

b) Ist die Bank der Zahlungsdienstleister eines Teilnehmers, der Zahlungsempfanger ist, muss
der Teilnehmer im Namen der Zentralbank, die vorrangig zur Vornahme der
Benachrichtigung oder Einholung der Zustimmung verpflichtet ist, die erforderliche
Benachrichtigung vornehmen oder Zustimmung einholen und der Bank nachweisen, dass er
die Benachrichtigung vorgenommen oder die Zustimmung eingeholt hat.

Im Sinne dieses Absatzes haben die Begriffe ,Zahlungsdienstleister’, ,Zahler* und
,Zahlungsempfénger* die Bedeutungen, die ihnen in den einschldgigen Verwaltungs- oder
restriktiven Maftnahmen zukommen.
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Artikel 40 — Mitteilungen

1.

Soweit in diesen Bedingungen nicht anders vorgesehen, werden alle gemé&R diesen Bestimmungen
erlaubten oder erforderlichen Mitteilungen per Einschreiben, Fax oder sonst schriftlich oder in
Form einer authentifizierten Netzwerkdienstleister-Nachricht Gbermittelt. Mitteilungen an die Bank
sind an den TARGET2-BBk National Service Desk bei der Deutschen Bundesbank, Wilhelm-
Epstein-Strale 14, 60431 Frankfurt oder an den BIC der Deutschen Bundesbank, MARKDEFF, zu
richten. Mitteilungen an den Teilnehmer sind an die von ihm mitgeteilte Adresse, Faxnummer oder
an seinen BIC zu richten.

Als Nachweis fir die Ubermittlung einer Mitteilung reicht es aus, wenn die Auslieferung der
Mitteilung an die entsprechende Adresse oder die Aufgabe zur Post des ordnungsgemal
adressierten Briefs mit jener Mitteilung nachgewiesen wird.

Alle Mitteilungen werden in Deutsch und/oder Englisch verfasst.

Die Teilnehmer sind an alle Formulare und Dokumente der Bank gebunden, die sie ausgefillt
und/oder unterzeichnet haben. Hierzu zéhlen unter anderem die Stammdatenformulare im Sinne
von Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a und die gemaR Artikel 11 Absatz 5 zur Verfiigung gestellten
Daten, die gemdal Absatz 1 und 2 Gbermittelt wurden und von denen die Bank annehmen kann, dass
sie von den Teilnehmern (einschlieBlich ihrer Angestellten oder Beauftragten) tibermittelt wurden.

Artikel 41 — Vertragsverhaltnis mit dem Netzwerkdienstleister

1.

Im Rahmen dieser Bedingungen ist SWIFT Netzwerkdienstleister. Jeder Teilnehmer schlie3t mit
SWIFT eine gesonderte Vereinbarung zum Bezug der von SWIFT bereitgestellten Dienste, die der
Teilnehmer fir die Nutzung von TARGET?2-BBk benétigt. Das Rechtsverhéltnis zwischen einem
Teilnehmer und SWIFT unterliegt ausschlie3lich den Bedingungen von SWIFT.

Jeder Teilnehmer ist auch Mitglied einer TARGET2-CUG gemaR den Vorgaben der Anbieter-
Zentralbanken in deren Eigenschaft als SWIFT-Service-Administrator fur die SSP. Die Zulassung
zur und der Ausschluss von der TARGET2-CUG werden nach Mitteilung des SWIFT-Service
Administrators an SWIFT wirksam.

Die Teilnehmer mussen dem von der Bank zur Verfugung gestellten SWIFT-Serviceprofil fur
TARGET2 entsprechen.

Die von SWIFT bereitgestellten Dienste sind nicht Bestandteil der Dienstleistungen, die die Bank
im Rahmen von TARGET2 erbringt.

Die Bank haftet daher weder fur Handlungen, Fehler oder Unterlassungen von SWIFT
(einschlieBlich seiner Direktoren, Mitarbeiter und Zulieferer) als Anbieter der SWIFT-Dienste noch
fir Handlungen, Fehler oder Unterlassungen von Telekommunikationsunternehmen, die die
Teilnehmer ausgewahlt haben, um Zugang zum SWIFT-Netz zu erhalten.

Artikel 42 — Anderungen

Die Bank kann diese Bedingungen, einschlieBlich der Anlagen, jederzeit andern. Anderungen dieser

Bedingungen, einschliellich der Anlagen, werden schriftlich oder auf elektronischem Wege bekannt
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gegeben. Die Anderungen gelten als angenommen, wenn der Teilnehmer nicht innerhalb von 14 Tagen,
nachdem er Uber diese Anderungen informiert wurde, ausdriicklich widerspricht. Wenn ein Teilnehmer
der Anderung widerspricht, ist die Bank berechtigt, die Teilnahme dieses Teilnehmers an TARGET2-
BBk umgehend zu beenden und seine PM-Konten zu schlie3en.

Artikel 43 — Rechte Dritter

1. Rechte und Pflichten aus diesen Bedingungen diirfen ohne schriftliche Zustimmung der Bank nicht
an Dritte Ubertragen oder verpfandet werden.

2. Diese Bedingungen begrinden ausschlieBlich Rechte und Pflichten zwischen der Bank und den
TARGET2-BBk-Teilnehmern.

Artikel 44 — Anwendbares Recht, Gerichtsstand und Erfillungsort

1. Fur die Geschaftsbeziehung zwischen der Bank und den TARGET2-BBk-Teilnehmern gilt
deutsches Recht.

2. Unbeschadet der Zusténdigkeit des Europdischen Gerichtshofes (EuGH) ist Frankfurt am Main der
ausschlieBliche Gerichtsstand fiir alle Streitigkeiten aus der in Absatz1 genannten
Geschéftsbeziehung.

3. Der Erflllungsort fir das Rechtsverhdltnis zwischen der Bank und den Teilnehmern ist Frankfurt
am Main.

Artikel 45 — Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser Bedingungen ungltig sein oder werden, bleiben alle tibrigen Bedingungen
hiervon unberdihrt.

Artikel 46 — Inkrafttreten und Verbindlichkeit
1. Diese Bedingungen gelten ab dem 30. November 2018.

2. Mit der Beantragung eines PM-Kontos in TARGET2-BBk stimmen die Antragsteller diesen
Bedingungen, sowohl im Verhéaltnis untereinander als auch gegentber der Bank, automatisch zu.
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Anlage |

TECHNISCHE SPEZIFIKATIONEN FUR DIE VERARBEITUNG VON
ZAHLUNGSAUFTRAGEN

Fur die Bearbeitung von Zahlungsauftragen gelten neben den Harmonisierten Bedingungen die folgenden

Regeln:

1. Technische Anforderungen fiir die Teilnahme an TARGET?2-BBk bezlglich Infrastruktur,
Netzwerk und Formaten

(1) Zum Austausch von Nachrichten werden in TARGET2 die Dienste von SWIFT in Anspruch
genommen. Daher benétigt jeder Teilnehmer eine Verbindung zum Secure 1P Network (SIPN) von
SWIFT. Alle PM-Konten der Teilnehmer erhalten einen acht- bzw. elfstelligen SWIFT-BIC als
Kennung. Dartiber hinaus muss jeder Teilnehmer vor seiner Aufnahme in TARGET2-BBk eine
Reihe von Tests bestehen, um seine technische und operationale Eignung unter Beweis zu stellen.

(2) Fir die Ubermittlung von Zahlungsauftrigen und Zahlungsnachrichten im PM wird der
SWIFTNet FIN Y-Copy-Service genutzt. Dafur wird eine SWIFT Closed User Group (CUG)
eingerichtet. Zahlungsauftrage innerhalb dieser TARGET2-CUG werden direkt an den
empfangenden TARGET2-Teilnehmer adressiert, und zwar durch Eingabe von dessen BIC in den
Header der SWIFTNet FIN-Nachricht.

(3) Fur die Informations- und Kontrolldienste konnen die folgenden SWIFTNet-Dienstleistungen
genutzt werden:

a)  SWIFTNet InterAct
b)  SWIFTNet FileAct und/oder
c)  SWIFTNet Browse.

(4) Zur Gewahrleistung der Sicherheit des Nachrichtenaustausches zwischen den Teilnehmern wird
ausschlieBlich die Public Key Infrastructure (PKI) von SWIFT genutzt. Informationen zur PKI
finden sich in den von SWIFT zur Verfligung gestellten Unterlagen.

(5) Der von SWIFT Relationship Management Application (RMA) bereitgestellte Dienst ,bilateral

relationship management“ wird nur mit dem zentralen SSP-BIC (central destination BIC) und nicht
fur Zahlungsnachrichten zwischen TARGET2-Teilnehmern verwendet.



2.

Typen von Zahlungsnachrichten

(1) Folgende SWIFTNet FIN- bzw. SWIFT System-Nachrichtentypen werden verarbeitet:

)

@)

(4)

Nachrichtentyp

Art der Verwendung  Beschreibung

MT 103 Obligatorisch Kundenzahlung

MT 103+ Obligatorisch Kundenzahlung (durchgangig
automatisierte Abwicklung ,,Straight
Through Processing* — STP)

MT 202 Obligatorisch Bank-an-Bank-Zahlung

MT 202COV Obligatorisch Deckungszahlungen

MT 204 Optional Zahlung per Lastschrift

MT 011 Optional Zustellbenachrichtigung (,,Delivery
notification®)

MT 012 Optional Senderbenachrichtigung (,,Sender
notification®)

MT 019 Obligatorisch Abbruchmitteilung (,,Abort notification*)

MT 900 Optional Belastungsbestatigung/Kreditliniendanderu
ng

MT 910 Optional Gutschriftbestatigung/Kreditliniendnderun
g

MT 940/950 Optional (Kunden-) Kontoauszug

Bei der Anmeldung in TARGET2-BBk geben die direkten Teilnehmer an, welche optionalen
Nachrichtentypen sie verwenden werden. In Bezug auf MT 011 und MT 012-Nachrichten
entscheiden die direkten Teilnehmer von Fall zu Fall, ob sie eine solche Nachricht erhalten
mdchten.

Die Teilnehmer missen die SWIFT-Nachrichtenstruktur und die Feldbelegungsregeln, die in den
SWIFT-Unterlagen und den fiir TARGET2 niedergelegten Einschréankungen in Kapitel 9.1.2.2 der
User Detailed Functional Specifications (UDFS), Buch 1, definiert sind, beachten.

Die Feldbelegung wird auf der Ebene von TARGET2-BBk gemaR den UDFS-Anforderungen
geprift. Die Teilnehmer kdnnen untereinander besondere Regeln fiir die Feldbelegung vereinbaren.
Ob die Teilnehmer diese besonderen Regeln einhalten, wird innerhalb von TARGET2-BBk jedoch
nicht gepruft.
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(5) MT 202COV-Nachrichten werden fur Deckungszahlungen (cover payments) verwendet, d.h.
Zahlungen, deren Deckung Uber Korrespondenzbanken angeschafft wird, wéhrend die
Zahlungsdaten jedoch auf anderem (direkten) Weg an die Bank eines Kunden Ubermittelt werden.

3. Uberpriifung auf doppelte Auftragserteilung

(1)  Alle Zahlungsauftriage werden einer Uberpriifung auf doppelte Auftragserteilung unterzogen, damit
Zahlungsauftrage, die versehentlich mehr als einmal eingereicht wurden, zurlickgewiesen werden

koénnen.

(2) Folgende Felder von SWIFT-Nachrichtentypen werden Uberpriift:

Angaben Teil der SWIFT-Nachricht Feld
Absender Basis-Header LT-Adresse
Nachrichtentyp Anwendungsheader Nachrichtentyp

(Application Header)

Empfanger Anwendungsheader Zieladresse
(Application Header)

Transaktionsrefe- Textblock :20
renznummer (TRN)

Zugehorige Referenz Textblock 21
(Related Reference)

Wertstellungsdatum/Valutada Textblock :32
tum (Value Date)

Betrag Textblock :32

(3) Stimmen alle in Absatz 2 beschriebenen Felder beziiglich eines neu eingereichten Zahlungsauftrags
mit denen eines bereits angenommenen Zahlungsauftrags Uberein, wird der neu eingereichte
Zahlungsauftrag zurlickgegeben.

4, Fehlercodes

Wird ein  Zahlungsauftrag  zurlickgewiesen, erhalt der einreichende Teilnehmer eine
Abbruchmitteilung (MT 019), in der mittels Fehlercodes der Grund fiir die Zuriickweisung angegeben
wird. Die Fehlercodes sind in Kapitel 9.4.2 der UDFS definiert.

5. Zeitvorgaben fur die Abwicklung

(1) Bei zZahlungsauftragen mit Earliest Debit Time Indicator ist das Codewort ‘/FROTIME/" zu
verwenden.
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@)

(1)

)

@)

M)

)

Bei Zahlungsauftragen mit Latest Debit Time Indicator stehen zwei Optionen zur Verfligung.

a) Codewort ,/REJTIME/*:  Zahlungsauftrdge, die nicht bis zum angegebenen
Belastungszeitpunkt abgewickelt werden konnten, werden zurtickgegeben.

b)  Codewort J/TILTIME/“: Zahlungsauftrdge, die nicht bis zum angegebenen
Belastungszeitpunkt abgewickelt werden konnten, werden nicht zurlickgegeben, sondern
bleiben in der entsprechenden Warteschlange.

Fur beide Optionen gilt: Wurden Zahlungsauftrdge mit einem Latest Debit Time Indicator
15 Minuten vor der angegebenen Zeit noch nicht abgewickelt, wird automatisch eine Nachricht
tiber das ICM gesendet.

Wenn das Codewort ,,/CLSTIME/* verwendet wird, wird mit dem Zahlungsauftrag in gleicher
Weise verfahren wie in Absatz 2 Buchstabe b.

Abwicklung von Zahlungsauftragen in der Eingangsdisposition

Im Rahmen der Eingangsdisposition werden Zahlungsauftrdge in eine einfache und, soweit
zweckdienlich, in eine erweiterte Gegenlaufigkeitspriifung (jeweils im Sinne der Absétze 2 und 3)
einbezogen, um eine rasche und liquiditatssparende Bruttoabwicklung zu gewéhrleisten.

Bei einer einfachen Gegenlaufigkeitsprifung wird zunéchst festgestellt, ob an der Spitze der
Warteschlange eines Zahlungsempfangers sehr dringende oder — falls es eine solche nicht gibt —
dringende Auftrdge stehen, die zur Verrechnung mit dem Zahlungsauftrag des Zahlers
herangezogen werden konnen (nachfolgend ,verrechenbare Zahlungsauftrage®). Wenn solche
verrechenbaren Zahlungsauftrage nicht ausreichend Liquiditat fur die in der Eingangsdisposition
befindlichen Zahlungsauftrage des Zahlers verschaffen, wird geprift, ob auf seinem PM-Konto
genugend Liquiditat verfugbar ist.

Wenn die einfache Gegenldufigkeitspriifung erfolglos bleibt, kann die Bank eine erweiterte
Gegenléufigkeitspriifung durchfiihren. Hierbei wird gepriift, ob in der Warteschlange eines
Zahlungsempféngers verrechenbare Zahlungsauftrage stehen, und zwar unabhéngig davon, wann
sie in die Warteschlange eingestellt wurden. Wenn sich allerdings in der Warteschlange des
Zahlungsempfangers an andere TARGET2-Teilnehmer adressierte Zahlungsauftrage mit hoherer
Prioritdt befinden, kann vom FIFO-Prinzip nur abgewichen werden, wenn die Einbeziehung eines
solchen verrechenbaren Zahlungsauftrags zu einem Liquiditatszufluss fir den Zahlungsempféanger
fuhren wirde.

Abwicklung von Zahlungsauftragen in der Warteschlange

Die Behandlung von Zahlungsauftragen in Warteschlangen richtet sich nach der vom
einreichenden Teilnehmer festgelegten Prioritatsstufe.

Zahlungsauftrage in der sehr dringenden und der dringenden Warteschlange werden bei
Liquiditatszuflissen oder bei Verdnderungen innerhalb der Warteschlange (Veranderung der
Position, der vorgegebenen Ausfihrungszeit, der Prioritdt oder Widerruf eines Zahlungsauftrags)
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unter Anwendung der in Abschnitt 6 beschriebenen Gegenlaufigkeitsprifungen abgewickelt,

beginnend mit den Zahlungsauftrdgen an der Spitze der Wartschlange.

Zahlungsauftrage in der normalen Wartschlange werden — unter Einbeziehung aller noch nicht

abgewickelten sehr dringenden und dringenden Zahlungsauftrdge — fortlaufend bearbeitet. Dabei

kommen verschiedene Optimierungsverfahren (Algorithmen) zur Anwendung. Ist ein Algorithmus

erfolgreich, werden die darin enthaltenen Zahlungsauftrdge ausgefiihrt; wenn er nicht erfolgreich

ist, verbleiben die betreffenden Zahlungsauftrage in der Warteschlange. Drei Algorithmen (1 bis 3)

werden zur Verrechnung von Zahlungsstrémen angewendet. Algorithmus 4 wird zur Abwicklung

von Zahlungsauftragen aus Nebensystemen im Abwicklungsverfahren 5 (wie in Kapitel 2.8.1 der

UDFS beschrieben) eingesetzt. Ein besonderer Algorithmus (Algorithmus 5) wird zur Optimierung

der Abwicklung von sehr dringenden Nebensystem-Zahlungsauftragen (ber Unterkonten von

Teilnehmern genutzt.

a) Bei Algorithmus 1 (all-or-nothing) wird die Bank sowohl fur Beziehungen, fur die ein

bilaterales Limit festgesetzt wurde, als auch fiir die Gesamtheit der Beziehungen, fiir die ein

multilaterales Limit festgesetzt wurde,

(i)

(i)

die Gesamtliquiditatsposition jedes PM-Kontos der TARGET2-Teilnehmer berechnen,
indem sie ermittelt, ob der (rechnerische) Saldo aus den in der Warteschlange
befindlichen ein- und ausgehenden Zahlungsauftragen positiv oder negativ ist. Wenn
der (rechnerische) Saldo negativ ist, prift die Bank, ob er die verfligbare Liquiditat
des Teilnehmers Ubersteigt (die so errechnete gesamte Liquiditat bildet die
»Gesamtliquiditatsposition*);

prufen, ob die von den TARGET2-Teilnehmern festgelegten Limite und
Reservierungen hinsichtlich jedes relevanten PM-Kontos eingehalten werden.

Wenn das Ergebnis dieser Berechnungen und Prifungen fur jedes betroffene PM-Konto

positiv ausfallt, wickeln die Bank und sonstigen beteiligten Zentralbanken alle Zahlungen
zeitgleich auf den PM-Konten der betreffenden TARGET2-Teilnehmer ab.

b)  Bei Algorithmus 2 (partial) wird die Bank

(i)

(i)

wie bei Algorithmus 1 die Liquiditatspositionen, Limite und Reservierungen jedes
betreffenden PM-Kontos ermitteln und tberpriifen,

bei negativer Gesamtliquiditatsposition eines oder mehrerer betreffender PM-Konten
einzelne Zahlungsauftradge herausnehmen, bis die Gesamtliquiditatsposition aller
betreffenden PM-Konten positiv ist.

Im Anschluss daran wickeln die Bank und die sonstigen beteiligten Zentralbanken alle

verbleibenden Zahlungen (mit Ausnahme der herausgenommenen Zahlungsauftrage)
zeitgleich auf den PM-Konten der betreffenden TARGET2-Teilnehmer ab, sofern
ausreichend Deckung verfigbar ist.

Bei der Herausnahme von Zahlungsauftragen beginnt die Bank bei dem PM-Konto des

TARGET2-Teilnehmers mit der héchsten negativen Gesamtliquiditatsposition und bei dem
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(4)

(®)

d)

am Ende der Warteschlange befindlichen Zahlungsauftrag mit der niedrigsten Prioritdt. Das
Auswahlverfahren lauft nur Uber einen kurzen Zeitraum, dessen Dauer im Ermessen der
Bank steht.

Bei Algorithmus 3 (multiple) wird die Bank

(i) PM-Konten von TARGET2-Teilnehmern paarweise gegenuberstellen, um zu
errechnen, ob Zahlungsauftrdge in der Warteschlange im Rahmen der verfligbaren
Liquiditdt der betreffenden PM-Konten der beiden TARGET2-Teilnehmer und
etwaiger gesetzter Limite abgewickelt werden kdnnen (ausgehend von den beiden
PM-Konten, bei denen die Differenz zwischen den bilateral erteilten
Zahlungsauftrdgen am geringsten ist). Die beteiligte(n) Zentralbank(en) verbucht/en
diese Zahlungen zeitgleich auf den PM-Konten der beiden TARGET2-Teilnehmer;

(i)  ferner, wenn bei einem PM-Kontenpaar im Sinne von Zifferi die Liquiditdt zum
Ausgleich der bilateralen Position nicht ausreicht, einzelne Zahlungsauftrage
herausnehmen, bis ausreichend Liquiditat verfugbar ist. In diesem Fall wickelt/n die
beteiligte(n) Zentralbank(en) die verbleibenden Zahlungsauftrage (mit Ausnahme der
herausgenommenen) zeitgleich auf den PM-Konten der beiden TARGET2-Teilnehmer
ab.

Nach Durchfiihrung der in den Ziffern i und ii beschriebenen Prifung ermittelt die Bank die
multilaterale Position (zwischen dem PM-Konto eines Teilnehmers und den PM-Konten
anderer TARGET2-Teilnehmer, fur die ein multilaterales Limit gesetzt wurde). Zu diesem
Zweck gilt das in den Ziffern i und ii beschriebene Verfahren entsprechend.

Bei Algorithmus 4 (partial plus ancillary system settlement) verféhrt die Bank ebenso wie
bei Algorithmus 2, jedoch ohne Herausnahme von Zahlungsauftragen, die dem
Zahlungsausgleich eines Nebensystems (das die Abwicklung auf simultan-multilateraler
Basis durchfiihrt) dienen.

Bei Algorithmus 5 (ancillary system settlement via sub-accounts) verfahrt die Bank ebenso
wie bei Algorithmus 1, wobei sie jedoch Algorithmus5 Uber die Nebensystem-
Schnittstelle (Ancillary System Interface — ASI) startet. Dabei berpriift die Bank lediglich,
ob auf den Unterkonten der Teilnehmer ausreichend Deckung verftigbar ist. Zudem werden
keine Limite und Reservierungen beriicksichtigt. Algorithmus 5 l4uft auch wéhrend der
Nachtverarbeitung.

Trotz des Starts eines der Algorithmen 1 bis 4 kénnen in die Eingangsdisposition eingestellte

Zahlungsauftrage dort umgehend abgewickelt werden, wenn die Positionen und Limite der
betreffenden PM-Konten der TARGET2-Teilnehmer mit der Abwicklung dieser Zahlungsauftrage
und der Abwicklung von Zahlungsauftragen im Rahmen des laufenden Optimierungsverfahrens im

Einklang stehen. Zwei Algorithmen laufen jedoch nie gleichzeitig.

Wihrend der Tagverarbeitung laufen die Algorithmen nacheinander. Solange keine simultan-

multilaterale Abwicklung eines Nebensystems ansteht, lautet die Reihenfolge wie folgt:
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(6)

(1)

1)

()

@)

(4)

a)  Algorithmus 1
b)  Wenn Algorithmus 1 erfolglos ist, folgt Algorithmus 2.

¢)  Wenn Algorithmus 2 erfolglos ist, folgt Algorithmus 3; ist Algorithmus 2 erfolgreich, wird
Algorithmus 1 wiederholt.

Wenn eine simultan-multilaterale Abwicklung (Abwicklungsverfahren 5) bei einem Nebensystem
ansteht, 1auft Algorithmus 4.

Die verschiedenen Algorithmen laufen flexibel und mit bestimmtem zeitlichem Versatz ab, um
einen zeitlichen Mindestabstand zwischen dem Ablauf von zwei Algorithmen sicherzustellen. Die
zeitliche Abfolge wird automatisch gesteuert. Ein manuelles Eingreifen ist jedoch mdglich.

Wihrend ein Zahlungsauftrag einen Algorithmus durchlauft, kann weder seine Position in der
Warteschlange gedndert noch kann er widerrufen werden. Bis zum Abschluss eines laufenden
Algorithmus werden Antrage auf Anderung der Position oder Widerruf eines Zahlungsauftrags in
eine Warteschlange gestellt. Wurde ein Zahlungsauftrag wéhrend des laufenden Algorithmus
abgewickelt, werden Antrage auf Anderung der Position oder Widerruf zuriickgewiesen. Wurde er
dagegen nicht abgewickelt, wird der Antrag des Teilnehmers umgehend berticksichtigt.

Nutzung des Informations- und Kontrolimoduls (ICM)

Das ICM kann fiir den Informationsaustausch und die Liquiditatssteuerung genutzt werden. Das
Secure IP Network (SIPN) von SWIFT ist das zugrunde liegende technische Kommunikationsnetz
zum Austausch von Informationen und zur Durchfiihrung von Steuerungsmafihahmen.

Mit Ausnahme von gespeicherten Zahlungsauftrdgen und Kundenstammdaten sind uber das ICM
lediglich Daten, die sich auf den laufenden Geschéftstag beziehen, abrufbar. Die Bildschirmmasken
werden nur in englischer Sprache angeboten.

Informationen werden im Anfragemodus (pull) bereitgestellt; das bedeutet, dass jeder Teilnehmer
um Bereitstellung von Informationen ersuchen muss.

Folgende Modi stehen fiir die Nutzung des ICM zur Verfligung:

a) der Application-to-Application-Modus (A2A)
Im A2A werden Informationen und Nachrichten zwischen dem PM und der internen
Anwendung des Teilnehmers tbertragen. Der Teilnehmer muss daher sicherstellen, dass fir
den Austausch von XML-Nachrichten (Anfragen und Antworten) mit dem ICM uber eine
standardisierte Schnittstelle eine geeignete Anwendung zur Verfligung steht. Weitere
Einzelheiten sind im ICM-Benutzerhandbuch und in Buch 4 der UDFS aufgefuhrt.

b)  der User-to-Application-Modus (U2A)
Der U2A ermdglicht die direkte Kommunikation zwischen dem Teilnehmer und dem ICM.
Die Informationen werden in einem Browser angezeigt, der auf einem PC-System (SWIFT
Alliance WebStation oder eine andere von SWIFT vorgeschriebene Schnittstelle) lauft.
Fur den U2A-Zugriff muss die IT-Infrastruktur Cookies und JavaScript unterstiitzen.
Weitere Einzelheiten sind im ICM-Benutzerhandbuch aufgefihrt.
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(6)

()

)

Jeder Teilnehmer verfiigt Gber mindestens eine SWIFT Alliance WebStation oder eine andere von
SWIFT vorgeschriebene Schnittstelle, um tber U2A Zugriff auf das ICM zu erhalten.

Die Zugriffsrechte fir das ICM werden mittels des Verfahrens zur Zugriffskontrolle (Role Based
Access Control) von SWIFT gewéhrt. Der ,,Non Repudiation of Emission”-Service (NRE) von
SWIFT, der von Teilnehmern genutzt werden kann, ermdglicht dem Empfanger einer XML-
Nachricht nachzuweisen, dass diese Nachricht nicht verandert wurde.

Wenn ein Teilnehmer technische Probleme hat und nicht in der Lage ist, einen Zahlungsauftrag
einzureichen, kann er mit Hilfe des ICM vorformatierte Ersatzzahlungen zur Liquiditatsverteilung
und Notfallzahlungen generieren. Die Bank stellt diesen Dienst auf Anfrage des Teilnehmers zur
Verfugung.

Die Teilnehmer kénnen das ICM auch nutzen, um Liquiditat

a) von ihrem PM-Konto auf ein HAM-Konto,

b)  zwischen dem PM-Konto und den Unterkonten des betreffenden Teilnehmers sowie

¢) vom PM-Konto im Rahmen des Abwicklungsverfahrens 6 (,Echtzeit) auf das technische
Konto eines Nebensystems zu (ibertragen;

d)  durch einen Auftrag zur Liquiditdtsubertragung von einem PM-Konto auf ein T2S-
Geldkonto zu Ubertragen, oder, wenn das ICM zusammen mit den T2S-Mehrwertdiensten
verwendet wird, durch einen Auftrag zur Liquiditatsiibertragung von einem T2S-Geldkonto
auf ein PM-Konto zu (ibertragen und

e) durch einen Auftrag zur Liquiditatsiibertragung von einem PM-Konto auf ein TIPS-
Geldkonto oder durch einen Auftrag zur Liquiditatsubertragung von einem TIPS-Geldkonto
auf ein PM-Konto zu (ibertragen.

Die UDFS und das ICM-Benutzerhandbuch

Weitere Einzelheiten und Beispiele zur Erlauterung der oben aufgefiihrten Regeln sind in den

UDFS und im ICM-Benutzerhandbuch aufgefiihrt. Diese werden von Zeit zu Zeit geédndert und auf

der Website der Bank (www.target2.bundesbank.de) sowie der Website der EZB (in englischer

Sprache) veréffentlicht.
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Anlage Il

TARGET2-AUSGLEICHSREGELUNG

Allgemeine Grundséatze

a)

b)

d)

Wenn in TARGET2 eine technische Stérung auftritt, kdnnen die direkten Teilnehmer geman
der in dieser Anlage festgelegten TARGET2-Ausgleichsregelung Ausgleichsforderungen
geltend machen.

Vorbehaltlich einer anders lautenden Entscheidung des EZB-Rates findet die TARGET2-
Ausgleichsregelung keine Anwendung, wenn die technische Stérung von TARGET2 durch
auBere Ereignisse verursacht wurde, die auBerhalb der Einflussnahmemdglichkeit der
betreffenden Zentralbanken liegen, oder das Ergebnis von Handlungen oder Unterlassungen
Dritter ist.

Ausgleichszahlungen gemal der TARGET2-Ausgleichsregelung stellen den einzigen
Ausgleichsmechanismus dar, der im Falle einer technischen Stérung von TARGET2
angeboten wird. Die Teilnehmer koénnen jedoch auf anderem rechtlichen Wege
Ausgleichsforderungen geltend machen. Mit Annahme eines Ausgleichsangebots im
Rahmen der TARGET2-Ausgleichsregelung verzichtet der Teilnehmer unwiderruflich auf
alle Anspriiche hinsichtlich der Zahlungsauftrage fur die er das Ausgleichsangebot
angenommen hat (einschlieBlich aller Anspriiche auf Ausgleich flr Folgeschaden) gegeniiber
jeder Zentralbank. Mit Erhalt der entsprechenden Ausgleichszahlung sind alle diese
Anspriiche vollstandig und endgiltig abgegolten. Der Teilnehmer stellt die betreffenden
Zentralbanken bis in Hohe des Betrags frei, den er im Rahmen der TARGET2-
Ausgleichsregelung  erhalten  hat, und zwar  hinsichtlich  aller  sonstigen
Ausgleichsforderungen, die ein anderer Teilnehmer oder Dritter fir den betreffenden
Zahlungsauftrag oder die betreffende Zahlung geltend macht.

Ein Ausgleichsangebot stellt kein Haftungszugestdndnis der Bank oder einer anderen
Zentralbank in Bezug auf eine technische Storung von TARGET? dar.

Bedingungen fir Ausgleichsangebote

a)

b)

Ein Zahler kann eine Aufwandspauschale und eine Zinsausgleichszahlung geltend machen,
wenn aufgrund einer technischen Stérung von TARGET2 ein Zahlungsauftrag nicht am
Geschéftstag seiner Annahme abgewickelt wurde.

Ein Zahlungsempféanger kann eine Aufwandspauschale geltend machen, wenn er aufgrund
einer technischen Stérung von TARGET?2 eine an einem bestimmten Geschéftstag erwartete
Zahlung nicht empfangen hat. Der Zahlungsempfanger kann ferner eine
Zinsausgleichszahlung geltend machen, wenn eine oder mehrere der folgenden Bedingungen
erflllt sind:



bei Teilnehmern, die Zugang zur Spitzenrefinanzierungsfazilitdt haben: wenn ein
Zahlungsempfénger aufgrund einer technischen Stérung von TARGET2 die
Spitzenrefinanzierungsfazilitat in Anspruch genommen hat und/oder

bei allen Teilnehmern: wenn es technisch unméglich war, sich tiber den Geldmarkt zu
refinanzieren, oder eine solche Refinanzierung aus anderen, objektiv
nachvollziehbaren Griinden unmdglich war.

3. Berechnung des Ausgleichs

a)

b)

Bei einem Ausgleichsangebot fur einen Zahler gilt Folgendes:

i)

i)

Die Aufwandspauschale betrdgt in Bezug auf jeden einzelnen Zahlungsempfénger fur
den ersten nicht ausgefiihrten Zahlungsauftrag 50 €, fiir die ndchsten vier nicht
ausgefuhrten Zahlungsauftrage jeweils 25 € und fir jeden weiteren nicht ausgefihrten
Zahlungsauftrag 12,50 €.

Die Zinsausgleichszahlung erfolgt auf der Basis des tdglich neu festzulegenden
Referenzzinssatzes. Dies ist entweder der EONIA (Euro Overnight Index Average)
oder der Spitzenrefinanzierungssatz, je nachdem, welcher der beiden niedriger ist. Der
Referenzzinssatz wird auf den Betrag des Zahlungsauftrags angewandt, der aufgrund
der technischen Stérung von TARGET2 nicht ausgefiihrt wurde, und zwar flr jeden
Tag zwischen dem Datum der tatsachlichen oder — bei Zahlungsauftragen im Sinne
von Abschnitt 2 Buchstabe b Ziffer ii — der beabsichtigten Einreichung des
Zahlungsauftrags und dem Datum, an dem der Zahlungsauftrag erfolgreich
abgewickelt wurde oder héatte abgewickelt werden kdnnen. Zinsen oder Gebdiihren, die
sich aus nicht ausgefiihrten Zahlungsauftragen in der Einlagefazilitat des Eurosystems
ergeben, werden vom Ausgleichsbetrag abgezogen bzw. diesem in Rechnung gestelit.

Eine Zinsausgleichszahlung erfolgt nicht, wenn und soweit Mittel aus nicht

ausgefihrten Zahlungsauftragen am Geldmarkt angelegt oder zur Erfullung des
Mindestreserve-Solls verwendet wurden.

Bei einem Ausgleichsangebot fiir einen Zahlungsempfanger gilt Folgendes:

i)

Die Aufwandspauschale betragt in Bezug auf jeden einzelnen Zahler flr den ersten
nicht ausgefuhrten Zahlungsauftrag 50 €, fur die nachsten vier nicht ausgefiihrten
Zahlungsauftrage jeweils 25€ und fir jeden weiteren nicht ausgefihrten
Zahlungsauftrag 12,50 €.

Die in Buchstabea Zifferii dargelegte Methode zur Berechnung der
Zinsausgleichszahlung  findet mit der Mallgabe Anwendung, dass die
Zinsausgleichszahlung auf der Differenz zwischen dem Spitzenrefinanzierungssatz
und dem Referenzzinssatz beruht und anhand des Betrags berechnet wird, der sich aus
der Inanspruchnahme der Spitzenrefinanzierungsfazilitdt aufgrund der technischen
Storung von TARGET?2 ergibt.

4, Verfahrensvorschriften
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b)

d)

Ausgleichsforderungen sind auf dem Antragsformular geltend zu machen, das auf der
Website der Bank in englischer Sprache zur Verfugung steht (siehe www.bundesbank.de).

Zahler mussen fir jeden Zahlungsempfanger, Zahlungsempfanger fur jeden Zahler ein
gesondertes Antragsformular einreichen. Die Angaben im Antrag sind durch ausreichende
Informationen und Unterlagen zu belegen. Je Zahlung oder Zahlungsauftrag darf nur ein
Antrag eingereicht werden.

Teilnehmer mussen ihre Antrége innerhalb von vier Wochen nach einer technischen Stérung
von TARGET2 bei der Bank einreichen. Weitere Informationen oder Belege, die die Bank
anfordert, sind innerhalb von zwei Wochen nach Anforderung einzureichen.

Die Bank pruft die Antradge und leitet sie an die EZB weiter. Vorbehaltlich eines anders
lautenden, den Teilnehmern mitzuteilenden Beschlusses des EZB-Rates werden alle
eingegangenen Antrdge spdtestens innerhalb von vierzehn Wochen nach Auftreten der
technischen Stoérung beurteilt.

Die Bank teilt den jeweiligen Teilnehmern das Ergebnis der in Buchstabe ¢ genannten
Beurteilung mit. Wird aufgrund dieser Beurteilung ein Ausgleichsangebot gemacht, so
missen die betreffenden Teilnehmer das Angebot in Bezug auf jede/n in ihrem Antrag
enthaltene/n Zahlung oder Zahlungsauftrag innerhalb von vier Wochen nach dessen
Ubermittlung entweder durch Unterzeichnung eines Standard-Annahmeschreibens, dessen
jeweils aktuelle Fassung auf der Website der Bank abrufbar ist (siehe www.bundesbank.de),

annehmen oder ablehnen. Geht der Bank innerhalb wvon vier Wochen Kkein
Annahmeschreiben zu, so gilt dies als Ablehnung des Ausgleichsangebots durch die
betreffenden Teilnehmer.

Die Bank leistet die Ausgleichszahlungen nach Erhalt des Annahmeschreibens des
Teilnehmers. Auf Ausgleichszahlungen werden keine Zinsen erstattet.
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Anlage IlI

MUSTER FUR RECHTSFAHIGKEITSGUTACHTEN (CAPACITY OPINION) UND
LANDERGUTACHTEN (COUNTRY OPINION)

Muster fur Rechtsgutachten tber die rechtliche Beféhigung zur TARGET2-Teilnahme

An die

Deutsche Bundesbhank
Wilhelm-Epstein-StralRe 14
60431 Frankfurt am Main
Deutschland

Teilnahme an TARGET2-BBk
[Ort], [Datum]
Sehr geehrte Damen und Herren,

als [interne oder externe] Rechtsberater von [genaue Bezeichnung des Teilnehmers oder der Zweigstelle
des Teilnehmers] (nachfolgend der ,, Teilnehmer*) wurden wir beauftragt, dieses Rechtsgutachten im
Hinblick auf die gemall [Adjektiv, das den Staat bezeichnet, in dem der Teilnehmer seinen Sitz hat
(nachfolgend ,,Adjektiv, das den Staat bezeichnet*)] Recht im Zusammenhang mit der Teilnahme des
Teilnehmers an TARGET2-BBk (nachfolgend das ,,System*) auftretenden Fragen zu erstellen.

Dieses Gutachten beschrankt sich auf das zu diesem Zeitpunkt geltende [Adjektiv, das den Staat
bezeichnet] Recht. Wir haben als Grundlage fiir dieses Rechtsgutachten keine anderen Rechtsordnungen
untersucht und geben keine implizite oder ausdriickliche Stellungnahme dazu ab. Alle im Folgenden
angeflihrten Aussagen und Stellungnahmen sind nach [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht
gleichermaBen richtig und gultig, unabhéngig davon, ob die Einreichung oder der Empfang von
Zahlungsauftragen tber den Firmensitz des Teilnehmers oder Uber eine oder mehrere innerhalb oder
aullerhalb von [Staat, in dem der Teilnehmer seinen Sitz hat (nachfolgend der ,,Staat“)] belegene
Zweigstelle(n) erfolgt.

I GEPRUFTE UNTERLAGEN

Fir den Zweck dieses Gutachtens haben wir folgende Unterlagen geprdift:

(1) eine beglaubigte Abschrift der [Angabe der entsprechenden Griindungsurkunde(n)] des
Teilnehmers, die zum gegenwaértigen Zeitpunkt gultig ist/sind;

(2) [falls zutreffend] ein Auszug aus [genaue Bezeichnung des relevanten Gesellschaftsregisters]
und [falls zutreffend] aus [Verzeichnis der Kreditinstitute oder entsprechendes Register];

(3) [falls zutreffend] eine Abschrift der Lizenz des Teilnehmers oder eines anderen Nachweises
der Zulassung zur Erbringung von Bank-, Wertpapier-, Uberweisungs- oder sonstigen
Finanzdienstleistungen in [Staat];

(4) [falls zutreffend] eine Kopie des vom Vorstand (Geschéaftsfilhrungsorgan) des Teilnehmers

gefassten Beschlusses vom [Datum einfiigen], aus dem die Zustimmung des Teilnehmers zur
Anerkennung der nachstehend genannten Systembedingungen hervorgeht;



(5) [Angabe aller Vollmachten und anderer Unterlagen, aus denen die erforderlichen Befugnisse
der Person(en), welche im Namen des Teilnehmers die (nachstehend genannten)
Systembedingungen anerkennen, hervorgehen]

sowie weitere Unterlagen zur Grindung sowie zu den Befugnissen und Genehmigungen des

Teilnehmers, die fur die Erstellung dieses Gutachtens erforderlich oder zweckdienlich sind

(nachfolgend die ,,Unterlagen des Teilnehmers®).

Fur den Zweck dieses Rechtsgutachtens haben wir ferner folgende Unterlagen geprift:

(1) Die ,,Geschaftsbedingungen fiir die Eréffnung und Fihrung eines PM-Kontos in TARGET2-
Bundesbank (TARGET2-BBk)*“ vom [Datum einfiigen] (nachfolgend die ,,Bedingungen®)
und

@ I[...]
Die [Bedingungen] und [...] werden im Folgenden als die ,,Systembedingungen“ und zusammen
mit den Unterlagen des Teilnehmers als die ,,Unterlagen” bezeichnet.

RECHTLICHE ANNAHMEN

Fur den Zweck dieses Rechtsgutachtens sind wir in Bezug auf die Unterlagen von folgenden
Annahmen ausgegangen:

(1) Bei den uns vorgelegten Systembedingungen handelt es sich um Originale oder Kopien, die
mit dem Original Gbereinstimmen.

(2) Die Systembedingungen sowie die dadurch begriindeten Rechte und Pflichten sind nach
deutschem Recht, dem sie nach eigener Aussage unterliegen, giltig und rechtsverbindlich.
Die Wahl deutschen Rechts, dem die Systembedingungen unterliegen sollen, wird vom
deutschen Recht anerkannt.

(3) Die Unterlagen des Teilnehmers zur Teilnahme am System entsprechen den
satzungsmaligen Befugnissen der betreffenden Vertragsparteien und sind von diesen in
gultiger Weise genehmigt, beschlossen oder ausgefertigt und erforderlichenfalls zugestellt
worden.

(4) Die Unterlagen des Teilnehmers sind fur die Vertragsparteien rechtsverbindlich, und es liegt
kein VerstoR gegen eine der darin festgelegten Bestimmungen vor.

STELLUNGNAHMEN BEZUGLICH DES TEILNEHMERS

Der Teilnehmer ist eine nach [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht ordnungsgemaR
gegriindete und eingetragene oder auf andere Weise ordnungsgemaR eingetragene oder organisierte
Gesellschaft.

Der Teilnehmer verfugt ber die erforderlichen gesellschaftsrechtlichen Befugnisse zur Erfiillung
der Rechte und Pflichten im Rahmen der Systembedingungen.

Die Teilnahmeerklarung sowie die Erfillung von Rechten und Pflichten des Teilnehmers im
Rahmen der Systembedingungen fiihren zu keinem VerstoR gegen [Adjektiv, das den Staat
bezeichnet] Recht, das auf den Teilnehmer oder die Unterlagen des Teilnehmers anwendbar ist.
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D. Der Teilnehmer bendtigt zum Zwecke der Wirksamkeit seiner Teilnahmeerklarung und der
Wahrnehmung der Rechte und Pflichten im Rahmen der Systembedingungen keine zusétzlichen
Erméachtigungen, Genehmigungen, Zustimmungen, Eintragungen, Zulassungen, notariellen
Beglaubigungen oder sonstigen Bescheinigungen eines Gerichts oder einer Regierungs-, Justiz-
oder sonstigen Offentlichen in [Staat] zustdndigen Behorde.

E.  Der Teilnehmer hat alle notwendigen gesellschaftsrechtlichen Handlungen und sonstigen Schritte
unternommen, die gemdal [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht erforderlich sind, um
sicherzustellen, dass seine Pflichten gemal den Systembedingungen rechtmaRig, glltig und
rechtsverbindlich sind.

Dieses Rechtsgutachten gilt mit dem angegebenen Datum und richtet sich, zum gegebenen Zeitpunkt,
ausschlieBlich an die Deutsche Bundesbank und den [Teilnehmer]. Keine anderen Personen kénnen sich
auf dieses Gutachten berufen, noch darf der Inhalt dieses Gutachtens ohne unsere vorherige schriftliche
Zustimmung anderen Personen als den vorgesehenen Empfangern und deren Rechtsberatern zugénglich
gemacht werden, mit Ausnahme der Europdischen Zentralbank und der nationalen Zentralbanken des
Européischen Systems der Zentralbanken [sowie der [nationalen Zentralbank/zustandigen
Aufsichtsbehdrde] von [Staat]].

Mit freundlichen GriiRen
[Unterschrift]
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Muster fur Landergutachten (country opinion) fir TARGET2-Teilnehmerlander, die nicht dem

EWR angehéren
An die
Deutsche Bundesbhank
Wilhelm-Epstein-StralRe 14
60431 Frankfurt am Main
Deutschland

TARGET2-BBk
[Ort], [Datum]
Sehr geehrte Damen und Herren,

als [externe] Rechtsberater von [genaue Bezeichnung des Teilnehmers oder der Zweigstelle des
Teilnehmers] (nachfolgend der ,, Teilnehmer*) wurden wir beauftragt, dieses Rechtsgutachten im Hinblick
auf die gemal [Adjektiv, das den Staat, bezeichnet, in dem der Teilnehmer seinen Sitz hat (nachfolgend
»Adjektiv, das den Staat, bezeichnet*)] im Zusammenhang mit der Teilnahme des Teilnehmers an einem
System, bei dem es sich um ein TARGET2-Komponenten-System (nachfolgend das ,,System*) handelt,
auftretenden Fragen zu erstellen. Verweise auf die [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Rechtsordnung
umfassen alle anwendbaren Bestimmungen der [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Rechtsordnung.
Unser Gutachten erfolgt gemdR [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht unter besonderer
Berlcksichtigung des Teilnehmers mit Sitz auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland beziiglich der
durch die Teilnahme am System entstehenden Rechte und Pflichten, die in den nachstehend genannten
Systembedingungen dargelegt sind.

Dieses Gutachten beschrénkt sich auf das zu diesem Zeitpunkt geltende [Adjektiv, das den Staat
bezeichnet] Recht. Wir haben als Grundlage fiir dieses Rechtsgutachten keine anderen Rechtsordnungen
untersucht und geben keine implizite oder ausdrickliche Stellungnahme dazu ab. Wir sind davon
ausgegangen, dass keine andere Rechtsordnung Auswirkungen auf dieses Gutachten hat.

1. GEPRUFTE UNTERLAGEN

Fur den Zweck dieses Rechtsgutachtens haben wir die nachstehend aufgefiihrten Unterlagen und
sonstige fiir erforderlich und zweckdienlich erachtete Dokumente gepriift:

(1) die,,Geschaftsbedingungen fiir die Eréffnung und Fihrung eines PM-Kontos in TARGET2-
Bundesbank (TARGET2-BBk)* vom [Datum einfiigen] (nachfolgend die ,,Bedingungen®)
und

(2) sonstige fir das System und/oder das Verhéltnis zwischen dem Teilnehmer und anderen
Teilnehmern des Systems sowie zwischen den Teilnehmern des Systems und der Deutschen
Bundesbank maRgebliche Dokumente.

Die Bedingungen und [...] werden nachfolgend als die ,,Systembedingungen* bezeichnet.
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RECHTLICHE ANNAHMEN

Fur den Zweck dieses Rechtsgutachtens sind wir in Bezug auf die Systembedingungen von

folgenden Annahmen ausgegangen:

M)

)

@)

(4)

Die Systembedingungen entsprechen den satzungsmafigen Befugnissen der betreffenden
Vertragsparteien und sind von diesen in gulltiger Weise genehmigt, beschlossen und
ausgefertigt sowie erforderlichenfalls zugestellt worden.

Die Systembedingungen sowie die dadurch begrindeten Rechte und Pflichten sind nach
deutschem Recht, dem sie nach eigener Aussage unterliegen, giltig und rechtsverbindlich.
Die Wahl deutschen Rechts, dem die Systembedingungen unterliegen sollen, wird von
deutschem Recht anerkannt.

Die Teilnehmer des Systems, Uber das Zahlungsauftrdge versendet oder Zahlungen
empfangen werden oder (ber das Rechte und Pflichten gemaR den Systembedingungen
ausgeiibt oder erfllt werden, sind berechtigt, in allen einschldgigen Rechtsordnungen
Uberweisungsdienstleistungen zu erbringen.

Die bei uns in Kopie oder als Muster eingegangenen Unterlagen entsprechen den Originalen.

RECHTSGUTACHTEN

Nach Malgabe und vorbehaltlich des Obenstehenden sowie jeweils vorbehaltlich der unten

aufgefiihrten Punkte erstellen wir folgendes Rechtsgutachten:

3.1

3.2

Landerspezifische rechtliche Aspekte [falls zutreffend]

Folgende Aspekte des [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Rechts stehen den aus den
Systembedingungen fiir den Teilnehmer erwachsenden Verpflichtungen nicht entgegen:
[Auflistung der landerspezifischen rechtlichen Aspekte].

Allgemeine Insolvenzaspekte

3.2.a Art des Insolvenzverfahrens

Die Arten von Insolvenzverfahren (einschliellich eines Vergleichs oder einer
Sanierung), denen der Teilnehmer unterliegen kénnte, umfassen im Rahmen dieses
Rechtsgutachtens alle Verfahren hinsichtlich der Vermdgenswerte oder etwaiger
Zweigstellen des Teilnehmers innerhalb von [Staat, in dem der Teilnehmer seinen Sitz
hat (nachfolgend ,,Staat”)]. Folgende Verfahrensarten kommen in Betracht: [Verfahren
in Originalsprache und deutscher Ubersetzung auflisten] (zusammengefasst als
»Insolvenzverfahren* bezeichnet).

Zusétzlich zu den Insolvenzverfahren konnen der Teilnehmer, seine Vermdgenswerte
oder Zweigstellen, die innerhalb [Staat] belegen sind, nach [Adjektiv, das den Staat
bezeichnet] Recht folgenden Verfahren unterliegen: [Moratorien,
Zwangsverwaltungen oder sonstige Verfahren, durch die Zahlungen von und/oder an
den Teilnehmer ausgesetzt oder beschrankt werden kdnnen — bitte in Originalsprache
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3.3

und deutscher Ubersetzung aufzahlen] (zusammengefasst als ,,sonstige Verfahren*
bezeichnet).

3.2.b Insolvenzabkommen

Die [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Rechtsordnung oder bestimmte
Gebietskorperschaften innerhalb dieser Rechtsordnung ist/sind Vertragspartei der
folgenden Insolvenzabkommen: [falls zutreffend, jene angeben, die Auswirkungen auf
dieses Rechtsgutachten haben oder haben kénnten].

Rechtswirksamkeit der Systembedingungen

Vorbehaltlich der nachstehend aufgefiihrten Punkte sind alle Bestimmungen der
Systembedingungen geméaR [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht insbesondere im Fall
der Eroffnung eines Insolvenzverfahrens oder eines sonstigen Verfahrens gegen den
Teilnehmer verbindlich und durchsetzbar.

Wir stellen insbesondere Folgendes fest:

3.3.a Bearbeitung von Zahlungsauftragen

Die Bestimmungen zur Bearbeitung von Zahlungsauftragen [Auflistung der relevanten
Bedingungen] sind rechtsgiltig und durchsetzbar. Alle Zahlungsauftrége, die gemal
diesen Bedingungen bearbeitet werden, sind gemdR [Adjektiv, das den Staat
bezeichnet] Recht rechtsgiiltig, rechtsverbindlich und durchsetzbar. Die Klausel, die
den genauen Zeitpunkt festlegt, ab dem vom Teilnehmer beim System eingereichte
Zahlungsauftrdge rechtswirksam und unwiderruflich werden (Artikel 22 der
Bedingungen), ist nach [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht ebenfalls
rechtsgliltig, rechtsverbindlich und durchsetzbar.

3.3.b Befugnis der Deutschen Bundesbank zur Erfiillung ihrer Aufgaben

Die Er6ffnung eines Insolvenzverfahrens oder eines sonstigen Verfahrens hinsichtlich
des Teilnehmers hat keine Auswirkungen auf die sich aus den Systembedingungen
ergebenden Befugnisse der Deutschen Bundesbank. [[Falls zutreffend] genau angeben,
dass dieses Rechtsgutachten auch fiir andere Rechtssubjekte gilt, die den Teilnehmern
zur Teilnahme am System unmittelbar erforderliche Dienstleistungen erbringen (z. B.
der Netzwerkdienstleister)].

3.3.c Rechtsschutz bei Ausfallereignissen

[Soweit sie auf den Teilnehmer anwendbar sind, sind die Vorschriften in Artikel 36
der Bedingungen uber die sofortige Féalligkeit von noch nicht falligen Forderungen,
die Aufrechnung mit Forderungen aus Einlagen des Teilnehmers, die Realisierung
eines Pfandrechts, die Suspendierung und Beendigung der Teilnahme, Verzugszinsen
sowie Uber die Beendigung/Kindigung von Vereinbarungen und Transaktionen
(Artikel 33-37 der Bedingungen) geméaR [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht
rechtsgtiltig und durchsetzbar.]
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3.4

35

3.3.d Suspendierung und Beendigung/Kiindigung

Soweit sie auf den Teilnehmer anwendbar sind, sind Artikel 33 und 34 der
Bedingungen (tber die Suspendierung und Beendigung/Kiindigung der Teilnahme des
Teilnehmers am System bei Erdffnung eines Insolvenzverfahrens oder sonstigen
Verfahrens oder in sonstigen Fallen der Nichterfullung im Sinne der
Systembedingungen oder wenn der Teilnehmer ein systemisches Risiko jedweder Art
darstellt oder schwerwiegende technische Probleme hat) gemaR [Adjektiv, das den
Staat bezeichnet] Recht rechtsgultig und durchsetzbar.

3.3.e Abtretung von Rechten und Pflichten

Die Rechte und Pflichten des Teilnehmers sind ohne vorherige schriftliche
Zustimmung der Deutschen Bundesbank nicht abtretbar, verdnderbar oder anderweitig
vom Teilnehmer auf Dritte Ubertragbar.

3.3.g Anwendbares Recht und Gerichtsbarkeit

Die Bestimmungen in Artikel 40 und 44 der Bedingungen, insbesondere beziglich des
geltenden Rechts, der Beilegung von Rechtsstreitigkeiten, der zustdndigen Gerichte
und gerichtlicher Zustellungen, sind geméaR [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht
rechtsgiltig und durchsetzbar.

Insolvenzanfechtung

Wir stellen fest, dass weder die aus den Systembedingungen erwachsenden Verpflichtungen,
noch ihre Austibung oder Erfullung vor der Erdffnung eines Insolvenzverfahrens oder
sonstigen Verfahrens gegen den Teilnehmer eine Insolvenzanfechtung oder automatische
Nichtigkeit oder sonst vergleichbare Rechtsfolge gemaR [Adjektiv, das den Staat bezeichnet]
Recht nach sich ziehen kdnnen.

Wir bestétigen dies insbesondere im Hinblick auf alle von den Teilnehmern des Systems
eingereichten Zahlungsauftrage. Wir bestatigen insbesondere, dass die Regelungen in Artikel
22 der Bedingungen zur Rechtswirksamkeit und Unwiderruflichkeit von Zahlungsauftragen
rechtsglltig und rechtswirksam sind und dass ein von einem Teilnehmer eingereichter
Zahlungsauftrag, der gemalR Titel IV der Bedingungen bearbeitet wird, gemal [Adjektiv, das
den Staat bezeichnet] Recht keine Insolvenzanfechtung, automatische Nichtigkeit oder sonst
vergleichbare Rechtsfolge nach sich ziehen kann.

Pfandung

Wenn ein Glaubiger des Teilnehmers einen Pfandungsbeschluss (einschlieBlich
Arrestbeschliissen, Beschlagnahmeanordnungen oder anderen privatrechtlichen oder
offentlich-rechtlichen MaRnahmen im 6ffentlichen Interesse oder zum Schutz der Rechte der
Glaubiger des Teilnehmers) eines zustandigen Gerichts oder einer zustdndigen Regierungs-,
Justiz- oder sonstigen Offentlichen Behorde in [Staat] geméaR [Adjektiv, das den Staat
bezeichnet] Recht beantragt (nachfolgend als ,,Pfandung* bezeichnet), stellen wir fest, dass
[Analyse und Erorterung einfugen].
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3.6

3.7

Sicherheiten (falls zutreffend)

3.6.a

3.6.b

3.6.c

3.6.d

Ubertragung von Rechten oder hinterlegten Vermdgenswerten zur Besicherung, als

Pfand, Pensionsgeschéft und/oder Garantie

Die Ubertragung zum Zwecke der Besicherung ist gemaR den Rechtsvorschriften von
[Staat] rechtsgultig und durchsetzbar. Ferner ist die Begrindung und Realisierung
eines Pfandrechts oder Pensionsgeschafts entsprechend den “Geschaftsbedingungen
fir die Eréffnung und Fihrung eines PM-Kontos in TARGET2-Bundesbank
(TARGET2-BBK)*“ gemél [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht rechtsgultig.

Vorrang der Interessen der Rechtsnachfolger/Zessionare, Pfandglaubiger oder

Pensionsnehmer vor jenen anderer Anspruchsberechtigter

Bei einem Insolvenzverfahren oder sonstigen Verfahren gegen den Teilnehmer hat die
Zentralbank als Sicherheitsnehmerin der zum Zwecke der Besicherung Ubertragenen
oder verpfandeten Rechte oder Vermdgenswerte Vorrang vor den Anspriichen aller
anderen Glaubiger des Teilnehmers. Die Sicherheiten unterliegen keinem Vorrang
oder Zugriff (anderer) bevorrechtigter Glaubiger.

Verwertung der Sicherheiten

Auch im Falle eines Insolvenzverfahrens oder sonstigen Verfahrens gegen den
Teilnehmer steht es anderen Systemteilnehmern und der Deutschen Bundesbank als
Pfandglaubiger immer noch frei, die Sicherheiten des Teilnehmers selbst zu
verwerten.

Form- und Registrierungsvorschriften

Es bestehen keine Formvorschriften fiir die Ubertragung von Rechten und
Vermdgenswerten des Teilnehmers zu Besicherungszwecken oder fir die Begriindung
und Vollstreckung eines Pfandrechts oder Pensionsgeschafts im Hinblick auf diese
Rechte und Vermdgenswerte. Ferner ist es nicht erforderlich, dass [die Ubertragung
zum Zweck der Besicherung, das Pfand oder Pensionsgeschéft] oder die Daten einer/s
solchen [Ubertragung, Pfands oder Pensionsgeschéfts] bei einem zustandigen Gericht
oder einer zustandigen Regierungs-, Justiz- oder sonstigen offentlichen Behdrde in
[Staat] registriert oder beantragt wird.

Zweigstellen [falls zutreffend]

3.7.a

Anwendbarkeit des Gutachtens auf Handeln tiber Zweigstellen

Alle der oben angefiihrten Aussagen und Stellungnahmen im Hinblick auf den
Teilnehmer sind gemalR [Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht gleichermallen
richtig und gultig, wenn der Teilnehmer Uber eine oder mehrere auRerhalb von [Staat]
belegene Zweigstelle(n) agiert.

3.7.b Einhaltung der Gesetze
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Die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten im Rahmen der Systembedingungen und
die Einreichung, Ubermittlung oder der Empfang von Zahlungsauftragen durch eine
Zweigstelle des Teilnehmers fuhren in keiner Weise zu einem Verstol gegen
[Adjektiv, das den Staat bezeichnet] Recht.

3.7.c Erforderliche Befugnisse

Weder die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten im Rahmen der
Systembedingungen noch die Einreichung, Ubermittlung oder der Empfang von
Zahlungsauftragen durch eine Zweigstelle des Teilnehmers erfordern Erméchtigungen,
Genehmigungen,  Zustimmungen,  Eintragungen,  Zulassungen,  notarielle
Beglaubigungen oder sonstige Bescheinigungen eines Gerichts oder einer Regie-
rungs-, Justiz- oder sonstigen 6ffentlichen in [Staat] zustandigen Behorde.

Dieses Rechtsgutachten gilt mit dem angegebenen Datum und richtet sich, zum gegebenen Zeitpunkt,
ausschlieBlich an die Deutsche Bundesbank und den [Teilnehmer]. Weder kénnen sich andere Personen
auf dieses Gutachten berufen, noch darf der Inhalt dieses Gutachtens ohne unsere vorherige schriftliche
Zustimmung anderen Personen als den vorgesehenen Empfangern und deren Rechtsberatern zuganglich
gemacht werden. Ausgenommen hiervon sind die Européische Zentralbank und die nationalen
Zentralbanken des Europaischen Systems der Zentralbanken [sowie [die nationale Zentralbank/zustandige
Aufsichtsbehorde] von [Staat]].

Mit freundlichen GriiRen

[Unterschrift]

54



a)

b)

b)

Anlage IV

AUFRECHTERHALTUNG DES GESCHAFTSBETRIEBS (BUSINESS CONTINUITY) UND

NOTFALLVERFAHREN

Allgemeine Bestimmungen

Die in dieser Anlage enthaltenen Regelungen zwischen der Bank und den Teilnehmern oder
Nebensystemen gelten fiir den Fall, dass eine oder mehrere Komponenten der SSP oder des
Telekommunikationsnetzes ausfallen oder von auRergewohnlichen externen Ereignissen betroffen
sind oder der Ausfall einen Teilnehmer oder ein Nebensystem betrifft.

Alle in dieser Anlage enthaltenen Verweise auf bestimmte Zeiten beziehen sich auf die die Ortszeit
am Sitz der EZB, d.h. Mitteleuropdische Zeit (MEZ)9.

Business-Continuity- und NotfallmalRnahmen

Wenn ein auBergewohnliches externes Ereignis eintritt und/oder es zu einem Ausfall der
Gemeinschaftsplattform oder des Telekommunikationsnetzes kommt und dies Auswirkungen auf
den normalen Betrieb von TARGET2 hat, ist die Bank berechtigt, Business-Continuity- und
Notfallmalinahmen einzuleiten.

In TARGET?2 stehen im Wesentlichen folgende Business-Continuity- und Notfallmanahmen zur
Verfugung:

i) Verlagerung des Betriebs der SSP auf einen anderen Standort
ii)  Anderung der Betriebszeiten der SSP und

iii) Einleitung der Notfallabwicklung sehr kritischer und kritischer Zahlungen gemaR
Abschnitt 6 Buchstaben ¢ und d.

Es steht im alleinigen Ermessen der Bank, ob und welche Business-Continuity- und
Notfallmalinahmen zur Abwicklung von Zahlungsauftragen sie einleitet.

Nachrichtentbermittlung bei Stérungen

Informationen Uber einen Ausfall der Gemeinschaftsplattform und/oder ein aufRergewdhnliches
externes Ereignis werden den Teilnehmern Uber die nationalen Kommunikationskanéle, das ICM
und das T2IS ubermittelt. Nachrichten an die Teilnehmer enthalten insbesondere folgende
Informationen:

i) eine Beschreibung des Ereignisses
ii)  die erwartete Abwicklungsverzégerung (falls bekannt)
iii)  Informationen uber die bereits getroffenen Manahmen und

iv)  Hinweise an die Teilnehmer.

9Der Begriff ,,MEZ" berlcksichtigt die Umstellung zur Mitteleuropdischen Sommerzeit.



b)

a)

b)

b)

c)

d)

Dariiber hinaus kann die Bank die Teilnehmer Uber etwaige andere gegenwaértige oder erwartete
Ereignisse, die potenziell Auswirkungen auf den normalen Betrieb von TARGET?2 haben konnten,
in Kenntnis setzen.

Verlagerung des Betriebs der Gemeinschaftsplattform auf einen anderen Standort

Wenn eines der in Abschnitt 2 Buchstabe a beschriebenen Ereignisse eintritt, kann der Betrieb der
SSP auf einen anderen Standort in derselben oder einer anderen Region verlagert werden.

Wenn der Betrieb der SSP oder der T2S-Plattform von einer Region (Region 1) in eine andere
Region (Region 2) verlagert wird, werden sich die Teilnehmer bemihen, ihre Positionen bis zum
Zeitpunkt des Ausfalls oder des Eintretens der auBergewodhnlichen externen Ereignisse
abzustimmen, und der Bank alle in diesem Zusammenhang relevanten Informationen zur
Verfugung stellen.

Wenn das PM-Konto eines Teilnehmers auf der SSP in Region 1 mit einem Auftrag zur
Liquiditatsiibertragung von einem PM-Konto auf ein T2S-Geldkonto belastet wird, diese Belastung
jedoch nach der Abstimmung nicht auf der SSP in Region 2 ausgewiesen wird, belastet die flir den
Teilnehmer verantwortliche Zentralbank das PM-Konto des Teilnehmers in Region 2, um den
Kontostand wiederherzustellen, den das PM-Konto des Teilnehmers vor der Verlagerung aufwies.

Anderung der Betriebszeiten

Die Tagesbetrieb-Phase von TARGET2 kann verlangert bzw. der Zeitpunkt des Beginns eines
neuen Geschaftstages verschoben werden. Bei verlangerten TARGET2-Betriebszeiten werden
Zahlungsauftrage im Einklang mit den ,,Geschéftsbedingungen flr die Eréffnung und Fihrung
eines PM-Kontos in TARGET2-BBk (TARGET2-BBk)“, vorbehaltlich der in dieser Anlage
enthaltenen Anderungen, bearbeitet.

Wenn ein Ausfall der SSP wéhrend des Tages eingetreten ist, aber vor 18.00 Uhr behoben wurde,
kann die Tagesbetrieb-Phase und damit die Annahmeschlusszeit verldngert werden. Eine solche
Verlangerung der Annahmeschlusszeit geht in der Regel nicht tiber zwei Stunden hinaus und wird
den Teilnehmern so frih wie mdglich bekannt gegeben. Wenn eine solche Verlangerung vor
16.50 Uhr bekannt gegeben wird, bleibt es bei der Mindestfrist von einer Stunde zwischen der
Annahmeschlusszeit fir Kunden- und derjenigen fur Interbankzahlungen. Bekannt gegebene
Verlangerungen werden nicht wieder riickgangig gemacht.

Die Annahmeschlusszeit wird verlangert, wenn ein Ausfall der SSP vor 18.00 Uhr eintritt und bis
18.00 Uhr nicht behoben wurde. Die Bank teilt den Teilnehmern die Verlangerung der
Annahmeschlusszeit unverziglich mit.

Nach Wiederaufnahme des Betriebs der SSP werden folgende Schritte unternommen:
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d)

i) Die Bank bemiiht sich, alle sich in der Warteschlange befindlichen Zahlungen innerhalb einer
Stunde abzuwickeln; dieser Zeitraum verringert sich auf 30 Minuten, wenn sich der Ausfall
der SSP um 17.30 Uhr oder spater ereignet (sofern der Ausfall um 18.00 Uhr noch andauert).

ii)  Die Schlussstdnde/Tagesendsalden der Konten der Teilnehmer werden innerhalb einer Stunde
ermittelt; dieser Zeitraum verringert sich auf 30 Minuten, wenn sich der Ausfall der SSP um
17.30 Uhr oder spéter ereignet (sofern der Ausfall um 18.00 Uhr noch andauert).

iii)  Nach Annahmeschluss fiir Interbankzahlungen findet auch das Tagesabschlussverfahren statt,
einschlieRlich der Inanspruchnahme der standigen Fazilitaten des Eurosystems.

Nebensysteme, die am friihen Morgen Liquiditat bendtigen, miissen Mallnahmen vorsehen, um
einem verspateten Beginn der Tagesbetrieb-Phase aufgrund eines Ausfalls der SSP am
vorhergehenden Tag Rechnung zu tragen.

Notfallabwicklung

Wenn die Bank es fir notwendig erachtet, kann sie das Notfallabwicklungs-Verfahren fir
Zahlungsauftrage mittels Verwendung des Contingency-Moduls der SSP oder mittels anderer
MaRnahmen einleiten. In solchen Fallen wird den Teilnehmern nur ein Mindestmal? an Service
geboten. Die Bank informiert ihre Teilnehmer mittels eines der zur Verfiigung stehenden
Kommunikationsmittel iber den Start der Notfallabwicklung. b) Wéhrend der Notfallabwicklung
werden Zahlungsauftrage von der Bank manuell verarbeitet.

Folgende Zahlungen gelten als ,,sehr kritisch“ und die Bank wird sich nach Kraften bemiihen, diese
in Notfallsituationen abzuwickeln:

i)  Zahlungen in Verbindung mit der CLS Bank International, mit Ausnahme von Zahlungen in
Verbindung mit dem CCP-Dienst der CLS und dem CLSNow-Dienst;

ii) EURO1-Zahlungsausgleich zum Tagesabschluss,
iii)  Margenausgleich fur zentrale Kontrahenten.

Folgende Zahlungen gelten als ,kritisch“ und die Bank kann fur ihre Abwicklung die

Notfallabwicklung einleiten:

i) Zahlungen im Zusammenhang mit der Echtzeitabwicklung von
Wertpapierabwicklungssystemen, die im ,,interfaced*“-Modus arbeiten;

ii)  sonstige Zahlungen, sofern diese zur Vermeidung von Systemrisiken notwendig sind;
iii)  Auftrdge zur Liquiditatsiibertragung von einem T2S-Geldkonto auf ein PM-Konto.

Die Teilnehmer reichen Zahlungsauftrage zur Abwicklung in Notfallsituationen je nach
Verfligbarkeit per Telefax, SWIFT-Nachricht oder Extranet ein; die Ubermittlung von
Informationen an die Zahlungsempféanger erfolgt tUber die oben erwahnten Kommunikationsmittel
sowie ggf. per Telefon. Informationen (ber Kontostdnde sowie Belastungen und Gutschriften
kénnen Uber die Bank eingeholt werden.
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f)

9)

b)

d)

Zahlungsauftrage, die bereits in TARGET2-BBk eingereicht wurden, sich aber noch in der
Warteschlange befinden, kdnnen ebenfalls in die Notfallabwicklung einbezogen werden. In solchen
Fallen ist die Bank bestrebt, die doppelte Ausflihrung solcher Zahlungsauftrédge zu verhindern. Das
Risiko einer méglichen Doppelausfiihrung tragen jedoch die Teilnehmer.

Fur die Abwicklung von Zahlungsauftrdgen in der Notfallabwicklung stellen die Teilnehmer
zusétzliche Sicherheiten bereit. Wahrend der Notfallabwicklung kdnnen eingehende
Notfallzahlungen zur Finanzierung von ausgehenden Notfallzahlungen verwendet werden. Die
Bank wird die verflighare Liquiditat der Teilnehmer fiir die Zahlungsabwicklung im Rahmen der
Notfallabwicklung nicht berlicksichtigen.

Ausfalle von Teilnehmern oder Nebensystemen

Wenn bei einem Teilnehmer ein Problem auftritt, aufgrund dessen er keine Zahlungen in
TARGET2 abwickeln kann, obliegt es ihm, das Problem zu beheben. Der Teilnehmer kann
insbesondere auf interne Losungen oder die ICM-Funktionalitat, d. h. auf Ersatzzahlungen zur
Liquiditatsverteilung und Notfallzahlungen (CLS, EURO1, STEP2-pre-fund) zurtickgreifen.

Wenn ein Teilnehmer beschlieft, die ICM-Funktionalitat flir Ersatzzahlungen zur
Liquiditatsverteilung zu nutzen, stellt die Bank diese Funktionalitat auf Wunsch des Teilnehmers
Uber das ICM bereit. Auf Wunsch des Teilnehmers tbermittelt die Bank eine ICM-Nachricht an die
anderen Teilnehmer und setzt sie dariber in Kenntnis, dass der betreffende Teilnehmer die
Madglichkeit von Ersatzzahlungen zur Liquiditatsverteilung nutzt. Fir die Versendung solcher
Ersatzzahlungen zur Liquiditatsverteilung an ausschlief8lich solche Teilnehmer, mit denen er sich
bilateral auf die Nutzung solcher Zahlungen geeinigt hat, und fur weitere MalRnahmen in Bezug auf
solche Zahlungen ist der Teilnehmer verantwortlich.

Wenn die in Buchstabe a genannten MaRnahmen erschopft oder unwirksam sind, kann der

Teilnehmer die Bank um Unterstiitzung bitten.

Wenn ein Nebensystem von einem Ausfall betroffen ist, obliegt es diesem System, den Ausfall zu
beheben. Auf Wunsch des Nebensystems kann die Bank in dessen Auftrag handeln. Die Bank
entscheidet nach eigenem Ermessen Uber die Unterstiitzung flr das Nebensystem, einschlieflich
der Unterstlitzung wahrend des Nachtbetriebs des Nebensystems. Folgende Notfallmalihahmen
kénnen eingeleitet werden:

i) Das Nebensystem veranlasst reine (,,clean®) Zahlungen (d. h. Zahlungen, die nicht mit der
zugrunde liegenden Transaktion verbunden sind) tiber die Teilnehmer-Schnittstelle (PI);

ii)  die Bank erstellt und/oder verarbeitet im Auftrag des Nebensystems XML-Anweisungen/-
Dateien; und/oder

iii)  die Bank leistet im Auftrag des Nebensystems reine Zahlungen.

Konkrete Regelungen zu Notfallmanahmen im Hinblick auf Nebensysteme sind in den bilateralen
Vereinbarungen zwischen der Bank und dem entsprechenden Nebensystem enthalten.
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b)

Sonstige Bestimmungen

Fur den Fall, dass bestimmte Daten nicht verfiigbar sind, weil eines der in Abschnitt 3 Buchstabe a
genannten Ereignisse eingetreten ist, ist die Bank berechtigt, mit der Bearbeitung wvon
Zahlungsauftragen zu beginnen oder fortzufahren und/oder TARGET2-BBK auf Basis der letzten
verfugbaren, von der Bank ermittelten Daten zu betreiben. Auf Anforderung der Bank tbermitteln
die Teilnehmer und Nebensysteme ihre FileAct/Interact-Nachrichten erneut oder treffen sonstige
von der Bank fiir geeignet erachtete Manahmen.

Bei einem Ausfall der Bank kénnen deren Aufgaben in Bezug auf TARGET2-BBk ganz oder
teilweise von anderen Eurosystem-Zentralbanken oder von dem Operational Team der SSP
wahrgenommen werden.

Die Bank kann verlangen, dass die Teilnehmer an regelmaBigen oder ad-hoc-Tests der Business-
Continuity- und NotfallmaBnahmen, Schulungen oder sonstigen PraventivmalRnahmen, die sie fiir
notwendig erachtet, teilnehmen. Alle den Teilnehmern durch diese Tests oder sonstige Maltnahmen
entstehenden Kosten werden ausschlielich von den Teilnehmern selbst getragen.
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Anlage V

OFFNUNGSZEITEN UND TAGESABLAUF

1. TARGET?2 ist taglich aufller samstags, sonntags, an Neujahr, am Karfreitag und Ostermontag (nach
dem am Sitz der EZB gultigen Kalender), am 1. Mai sowie am 25. und 26. Dezember getffnet.

2. Die maRgebliche Zeit fur das System ist die Ortszeit am Sitz der EZB, d.h. die MEZ.

3. Der laufende Geschaftstag wird am Abend des vorhergehenden Geschéftstages eréffnet und hat
folgenden Ablauf:

Zeit Beschreibung

6.45 Uhr bis Geschaftsbetrieb-Fenster zur Vorbereitung des Tagesgeschfts

7.00 Uhr

7.00 Uhr bis Tagverarbeitung

18.00 Uhr

17.00 Uhr Annahmeschluss fiir Kundenzahlungen, d. h. Zahlungen, die im System an der

Verwendung des Nachrichtenformats MT 103 oder MT 103+ zu erkennen
sind, bei denen der Auftraggeber und/oder Begtinstigte einer Zahlung kein
direkter oder indirekter Teilnehmer ist

18.00 Uhr Annahmeschluss fiir Interbankzahlungen, d. h. Zahlungen, die keine
Kundenzahlungen sind

Annahmeschluss fiir Liquiditatsiibertragungen zwischen TARGET?2 und TIPS

Kurz nach 18.00 Uhr | Abschluss der letzten Algorithmen in TARGET?2

Bei Abschluss der Nachricht von TARGET2 an TIPS, durch die eine Anderung des
letzten Algorithmen | Geschéftstags in TIPS ausgeldst wird

Kurz nach Abschluss | Eingang der Tagesabschluss-Dateien (Hauptbuch) von TIPS
der letzten

Algorithmen

18.00 Uhr bis Tagesabschlussverfahren

18.45 Uhr’

18.15 Uhr® Allgemeiner Annahmeschluss fir die Inanspruchnahme der standigen
Fazilitaten

(Kurz nach) Daten zur Aktualisierung der Bilanzierungssysteme stehen den Zentralbanken

18.30 Uhr* zur Verfugung

18.45 Uhr bis Tagesbeginn-Verarbeitung (neuer Geschaftstag)

19.30 Uhr®

19.00 Uhr® bis Bereitstellung von Liquiditat auf dem PM-Konto

19.30 Uhr’




19.30 Uhr® Nachricht ,Beginn des Verfahrens® (,start of procedure®) und Abwicklung der
Dauerauftrage zur Liquiditatsibertragung von PM-Konten auf
Unterkonten/technische Konten (Nebensystem-Abwicklung)

Beginn der Liquiditatsiibertragungen zwischen TARGET?2 und TIPS

19.30 Uhr® bis Ausfihrung weiterer Liquiditatsibertragungen tber das ICM fir

22.00 Uhr Abwicklungsverfahren 6 (,Echtzeit); Ausfithrung weiterer
Liquiditatsiibertragungen Gber das ICM, bevor das Nebensystem die
Nachrichten ,Beginn des Zyklus® (,start of cycle®) fiir Abwicklungsverfahren 6
(,Schnittstelle‘) sendet; Abwicklungszeitraum fiir den Nachtbetrieb der
Nebensysteme (nur fur das Nebensystem-Abwicklungsverfahren 6 (,Echtzeit®)
und das Nebensystem-Abwicklungsverfahren 6 (,Schnittstelle))

22.00 Uhr bis Technisches Wartungsfenster

1.00 Uhr

1.00 Uhr bis Abwicklungsverfahren fiir den Nachtbetrieb der Nebensysteme (nur fir das
7.00 Uhr Nebensystem- Abwicklungsverfahren 6 (,Echtzeit‘) und das Nebensystem-

Abwicklungsverfahren 6 (,Schnittstelle®))

Liquiditatsiibertragungen zwischen TARGET2 und TIPS.

,Tagesgeschéaft‘: Tagverarbeitungs-Phase und Tagesabschlussverfahren.

Endet am letzten Tag der Mindestreserve-Erflillungsperiode des Eurosystems 15 Minuten spéter.
Endet am letzten Tag der Mindestreserve-Erflillungsperiode des Eurosystems 15 Minuten spéter.
Beginnt am letzten Tag der Mindestreserve-Erfiillungsperiode des Eurosystems 15 Minuten spéter.
Beginnt am letzten Tag der Mindestreserve-Erfiillungsperiode des Eurosystems 15 Minuten spater.
Beginnt am letzten Tag der Mindestreserve-Erfiillungsperiode des Eurosystems 15 Minuten spater.
Endet am letzten Tag der Mindestreserve-Erflillungsperiode des Eurosystems 15 Minuten spéter.
Beginnt am letzten Tag der Mindestreserve-Erfiillungsperiode des Eurosystems 15 Minuten spéter.
Beginnt am letzten Tag der Mindestreserve-Erfiillungsperiode des Eurosystems 15 Minuten spater.

©oO~NO O WN -

4, Das ICM steht von 19.30 Uhr*** bis 18.00 Uhr am folgenden Tag fir Liquiditatsubertragungen zur
Verfligung, mit Ausnahme des Wartungszeitraums von 22.00 Uhr bis 01.00 Uhr.

5. Die Offnungszeiten kénnen gedndert werden, wenn Business-Continuity-MaBnahmen gemaR
Abschnitt 5 der Anlage IV ergriffen werden.

6. Aktuelle Informationen tber den Betriebsstatus der SSP stehen tiber das TARGET2-
Informationssystem (T2IS) auf einer gesonderten Internetseite der EZB-Website zur Verfligung.
Die Informationen iber den Betriebsstatus der SSP auf T21S und der Website der EZB werden nur
wahrend der Ublichen Geschaftszeiten aktualisiert.
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Anlage VI

GEBUHRENVERZEICHNIS UND RECHNUNGSSTELLUNG

Gultige Geblihren ab 1. Méarz 2015:

Gebihren fur direkte Teilnehmer

1.

Die monatliche Gebiihr fiir die Verarbeitung von Zahlungsauftrdgen in TARGET2-BBKk betrégt fur

direkte Teilnehmer je nach gewdahlter Option:

a) 150 € je PM-Konto zuzuglich einer Transaktionspauschale (je Belastungsbuchung) von
0,80 €; oder

b) 1875 € je PM-Konto zuziglich einer Transaktionsgebiihr (je Belastungsbuchung), die sich —
wie nachfolgend dargelegt — nach dem Transaktionsvolumen (Zahl der bearbeiteten Posten)
je Monat richtet:

Band Von Bis Preis
1 1 10 000 0,60 €
2 10 001 25000 0,50 €
3 25001 50 000 0,40€
4 50 001 100 000 0,20 €
5 Uber 100 000 - 0,125 €

Liquiditatsiibertragungen zwischen dem PM-Konto eines Teilnehmers und seinen Unterkonten
unterliegen keiner Gebihr.

Auftrage zur Liquiditatsibertragung von einem PM-Konto auf ein T2S-Geldkonto oder Auftrdge zur
Liquiditatsiibertragung von einem PM-Konto auf ein TIPS-Geldkonto, die von einem PM-Konto
eines Teilnehmers gesendet wurden, und Auftrdge zur Liquiditatsibertragung von einem T2S-
Geldkonto auf ein PM-Konto oder Auftrédge zur Liquiditatsibertragung von einem TIPS-Geldkonto
auf ein PM-Konto, die auf einem PM-Konto eines Teilnehmers eingegangen sind, werden nach der
flr dieses PM-Konto gewdhlten Option a oder b in Rechnung gestellt.2.Flr den Multi-Adressaten-Zugang wird f

3. Direkten Teilnehmern, die eine Verdffentlichung ihres BIC im TARGET2-Directory ablehnen,
wird eine zusatzliche monatliche Gebuihr von 30 € je Konto berechnet.

4, Fur jede Registrierung eines indirekten Teilnehmers im TARGET2-Directory wird dem direkten
Teilnehmer eine monatliche Gebiihr von 20 € berechnet.

5. Fur jede Registrierung eines erreichbaren BIC-Inhabers im TARGET2-Directory wird eine
einmalige Gebiihr von 5 € berechnet, sofern es sich um Zweigstellen direkter und indirekter
Teilnehmer, Zweigstellen eines Korrespondenten oder um Mitglieder der gleichen Gruppe gemaR
Artikel 1 handelt.

6. Fur jede Registrierung eines erreichbaren BIC-Inhabers im TARGET2-Directory wird eine
monatliche Gebiihr von 5 € berechnet, sofern es sich um einen Korrespondenten handelt.



7.

Die monatliche Gebiihr fur direkte Teilnehmer, die TARGET2-Mehrwertdienste fir T2S
abonnieren, betrégt 50 € fiir Teilnehmer, welche die Option a) unter Nummer 1 gewéhlt haben, und
625 € fur Teilnehmer, welche die Option b) unter Nummer 1 gewéhlt haben.

Gebuhren fur das Liquiditatspooling

8.
9.

10.

11.

Die monatliche Gebuhr im CAl-Verfahren betragt fur jedes Konto innerhalb der Gruppe 100 €.

Die monatliche Gebiihr im AL-Verfahren betrégt fur jedes Konto in der Gruppe 200 €. Wenn die
AL-Gruppe das CAl-Verfahren nutzt, wird fiir jedes nicht im AL-Verfahren gefuhrte Konto die
monatliche CAI-Gebuhr in Hohe von 100 € je Konto berechnet.

Bei beiden Verfahren (AL und CAI) wird fir alle Zahlungen der Teilnehmer der Gruppe die
degressive Transaktionsgebuhrenstruktur der Tabelle in Nummer 1 b) so angewendet, als ob alle
Zahlungen von einem einzigen Teilnehmerkonto aus erfolgten.

Die in Nummer 1 b) erwédhnte monatliche Gebiihr von 1875 € ist vom jeweiligen Gruppenleiter
und die in Nummer 1 a) erwéhnte monatliche Gebiihr von 150 € von allen anderen Mitgliedern der
Gruppe zu entrichten. Ist eine AL-Gruppe Teil einer CAI-Gruppe und der Leiter der AL-Gruppe
mit dem Leiter der CAI-Gruppe identisch, ist die monatliche Gebihr von 1 875 € nur einmal zu
entrichten. Ist die AL-Gruppe Teil einer CAl-Gruppe und der Leiter der CAl-Gruppe nicht mit dem
Leiter der AL-Gruppe identisch, dann hat der Leiter der CAI-Gruppe eine zusatzliche monatliche
Gebdiihr von 1 875 € zu entrichten. In diesen Féllen geht die Rechnung Uber die Gesamtgebiihren
fur alle Konten innerhalb der CAI-Gruppe (einschlieBlich der Konten der AL-Gruppe) an den
Leiter der CAI-Gruppe.

Gebihren fur den Inhaber des PM-Hauptkontos

12.

13.

Neben den in dieser Anlage genannten Gebuhren wird dem Inhaber des PM-Hauptkontos flr jedes
verkniipfte T2S-Geldkonto eine monatliche Gebdiihr von 250 € berechnet.

Den Inhabern von PM-Hauptkonten werden folgende Gebihren fur T2S-Dienste im
Zusammenhang mit den verkniipften T2S-Geldkonten berechnet. Diese Posten werden getrennt in
Rechnung gestellt.

GebUhrenposten Preis Erlauterung

Abwicklungsdienste

Auftrage zur | 0,09 € pro Ubertragung
Liquiditatsibertragung  von
einem T2S-Geldkonto auf ein
T2S-Geldkonto

guthabeninterne Umsétze (d. h. | 0,06 € pro Umsatz
Sperrung, Entsperrung,
Liquiditatsreservierung usw.)

Informationsdienste

A2A-Berichte 0,004 € pro Geschéftsvorfall in einem erstellten
A2A-Bericht
A2A-Abfragen 0,007 € pro abgefragten Geschaftsvorfall in einer
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A2A-Abfrage
U2A-Abfragen 0,10 € pro durchgefiihrte Suche
Heruntergeladene U2A- | 0,007 € pro abgefragtem Geschéftsvorfall in
Abfragen einer erstellten und heruntergeladenen
U2A-Abfrage
Nachrichtenbundelung in einer | 0,004 € pro Nachricht in einer Datei
Datei
Ubermittlungen 0,012 € pro Ubermittlung

Gebuhren fur Inhaber des verknipften PM-Kontos

13a.

13b.

Dem Inhaber des verkniipften PM-Kontos werden die folgenden Gebuhren fiir den mit dem TIPS-
Geldkonto verknupften TIPS-Dienst berechnet.

Gebihrenposten Preis Erlauterung

Abwicklungsdienste

Instant Payment-Auftrag 0,002 EUR Berechnung auch flr nicht
abgewickelte Transaktionen

Rickruf-Anfrage 0,00 EUR
Negative Ruckruf-Antwort 0,00 EUR
Positive Rickruf-Antwort 0,002 EUR Berechnung zulasten des Inhabers des

verkniipften PM-Kontos, das mit dem
TIPS-Geldkonto verbunden ist, auf
dem die Gutschrift erfolgt (auch fur
nicht abgewickelte Transaktionen)

Die ersten zehn Millionen Instant Payment-Auftrage und positiven Rickruf-Antworten, die
insgesamt bis Ende 2019 bei der TIPS-Plattform eingehen, sind gebuhrenfrei. Im darauffolgenden
Jahr berechnet die Bank den Inhabern der verknupften PM-Konten Gebuhren fir sémtliche
weiteren Instant Payment-Auftrage und positiven Rickruf-Antworten, die bis Ende 2019 bei der
TIPS-Plattform eingehen.

Rechnungsstellung

14.

Fur direkte Teilnehmer gelten die folgenden Regeln fir die Rechnungsstellung: Der direkte
Teilnehmer (bzw. der Leiter der AL- oder CAI-Gruppe fur den Fall, dass das AL- oder das CAI-
Verfahren angewendet wird) erhalt die betreffenden Rechnungen fur den Vormonat mit Angabe der
zu entrichtenden Geblihren spétestens bis zum neunten Geschéftstag des Folgemonats. Die
Zahlungen erfolgen spatestens bis zum vierzehnten Arbeitstag dieses Monats auf das von der Bank
angegebene Konto oder werden einem vom PM-Kontoinhaber angegebenen Konto belastet.
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Anlage VII

MULTILATERALE VEREINBARUNG UBER DIE AGGREGIERUNG VON
DECKUNGSMITTELN (AL-VEREINBARUNG) - VARIANTE A

Muster fur den Fall der Nutzung des AL-Verfahrens durch mehr als ein Kreditinstitut

Zwischen einerseits

[Teilnehmer], Inhaber des/der PM-Kontos/-en Nr. [.................... ] bei der [Zentralbank einfligen]
Vertreten durch [.......ve e e, Lals oo, 1,
[Teilnehmer], Inhaber des/der PM-Kontos/-en Nr. [.................... ] bei der [Zentralbank einfligen],
Vertreten durch [.......oe oo e, Lals oo, 1,
[Teilnehmer], Inhaber des/der PM-Kontos/-en Nr. [.................... ] bei der [Zentralbank einfligen]
Vertreten durch [.......oe oo e, Lals oo, 1,

(im Folgenden als ,,AL-Gruppenmitglieder bezeichnet)

und andererseits

[Name der AL-NZB einfiigen]

[Name der AL-NZB einfiigen]

[Name der AL-NZB einfiigen]

(im Folgenden als ,,AL-NZBen* bezeichnet)

(die AL-Gruppenmitglieder und die AL-NZBen werden im Folgenden zusammengefasst als ,,Parteien*
bezeichnet)

In Erwégung nachstehender Griinde:

(1) TARGET2 besteht in rechtlicher Sicht aus einer Vielzahl von Zahlungsverkehrssystemen, von
denen jedes als System im Sinne der jeweiligen nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung
der Richtlinie 98/26/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 (iber die



)

@)

(4)

®)

(6)

(")

Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierabwicklungssystemen10
angesehen wird.

Teilnehmer an einem oder mehreren TARGET2-Komponenten-Systemen kdnnen zwecks
Aggregierung der Liquiditat auf den PM-Konten aller AL-Gruppenmitglieder eine AL-Gruppe
bilden, sofern sie die besonderen Voraussetzungen hierfur nach den jeweiligen Bedingungen fur
die Teilnahme an TARGET2-Komponenten-Systemen erfiillen.

Die Aggregierung der Liquiditdt ermdglicht den AL-Gruppenmitgliedern, Zahlungsauftrage
abzuwickeln, die die verfigbare Liquiditdt auf ihrem jeweiligen PM-Konto (berschreiten,
sofern die Zahlungsauftrage insgesamt die verfligbare Liquiditat auf allen PM-Konten der AL-
Gruppe nicht Ubersteigen. Ein daraus resultierender Sollsaldo auf einem oder mehreren dieser
PM-Konten beinhaltet die Gewahrung eines Innertageskredits, der den jeweiligen nationalen
Regelungen vorbehaltlich der in dieser Vereinbarung enthaltenen Anderungen unterliegt.
Insbesondere wird ein solcher Sollsaldo durch die verfugbare Liquiditdt auf den PM-Konten
anderer AL-Gruppenmitglieder besichert.

Das AL-Verfahren fiihrt nicht zum Verlust der rechtlichen Eigenstandigkeit der verschiedenen
PM-Konten; diese werden - vorbehaltlich der in dieser Vereinbarung genannten
Beschrankungen — weiterhin ausschlieflich von ihren jeweiligen Inhabern unterhalten.

Das AL-Verfahren zielt darauf ab, einer Fragmentierung der Liquiditit in den verschiedenen
TARGET2-Komponenten-Systemen entgegen zu wirken und die Liquiditatssteuerung innerhalb
einer Gruppe von Kreditinstituten zu vereinfachen.

Das AL-Verfahren tragt zur Verbesserung der Gesamteffizienz der Zahlungsabwicklung tber
TARGET?2 bei.

[Teilnehmer], [Teilnehmer] und [Teilnehmer] sind jeweils an TARGET2-[Name der
Zentralbank/Landercode einfiigen], TARGET2-[Name der Zentralbank/L&ndercode einfligen]
und TARGET2-[Name der Zentralbank/Landercode einfligen] angeschlossen. Fiir sie gelten die
[Verweis auf die Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfiigen] vom
[entsprechende Daten einfugen].

Vereinbaren die Parteien Folgendes:

Artikel 1 — Wirksamkeit dieser Vereinbarung

Diese Vereinbarung und alle etwaigen Anderungen werden erst dann wirksam, wenn die Leit-NZB

nach Eingang von ihr angeforderter Informationen oder Dokumente schriftlich bestétigt, dass diese

Vereinbarung oder etwaige Anderungen im Einklang mit den in den jeweiligen Bedingungen fiir die

Teilnahme an TARGET2-Komponenten-Systemen festgelegten Anforderungen stehen.

10

ABI. L 166 vom 11. 6. 1998, S. 45.
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Artikel 2 — Wechselseitige Interessen der AL-Gruppenmitglieder und der AL-NZBen

1.

Die AL-Gruppenmitglieder erkennen hiermit ausdriicklich an, dass der Abschluss dieser
Vereinbarung ihren wechselseitigen wirtschaftlichen und finanziellen Interessen dient, da die
Zahlungsauftrage aller AL-Gruppenmitglieder bis zum Gesamtbetrag der verfiigharen Liquiditét
auf den PM-Konten aller AL-Gruppenmitglieder abgewickelt werden kénnen. Dies erméglicht
die Nutzung von in anderen TARGET2-Komponenten-Systemen verfiigbarer Liquiditat.

Die AL-NZBen haben ein wechselseitiges Interesse daran, den AL-Gruppenmitgliedern
Innertageskredite zur Verfligung zu stellen, da dadurch die Gesamteffizienz der
Zahlungsabwicklung tber TARGET2 gefdrdert wird. Der Innertageskredit ist gemal Artikel 18
der Satzung des Européischen Systems der Zentralbanken und der Européischen Zentralbank
besichert, da der aus der Ausfiihrung eines Zahlungsauftrags resultierende Sollsaldo durch die
verfligbare Liquiditat auf den PM-Konten anderer AL-Gruppenmitglieder bei deren jeweiligen
AL-NZBen gedeckt ist. Das Sicherungsrecht hieran dient zur Besicherung der Verpflichtungen
jedes AL-Gruppenmitglieds gegeniiber den AL-NZBen.

Artikel 3 — Rechte und Pflichten der AL-Gruppenmitglieder

1.

Die AL-Gruppenmitglieder haften gesamtschuldnerisch gegeniiber allen AL-NZBen fur alle
Anspriiche, die sich aus der Abwicklung eines Zahlungsauftrags eines AL-Gruppenmitglieds in
ihren jeweiligen TARGET2-Komponenten-Systemen ergeben. AL-Gruppenmitglieder kdnnen
aus etwaigen gruppeninternen Vereinbarungen Uber eine Haftungsverteilung keine
Einwendungen gegen ihre (externe) Haftung aus den vorgenannten Verbindlichkeiten
gegeniber den AL-NZBen herleiten.

Der Gesamtwert aller abgewickelten Zahlungsauftrage der AL-Gruppenmitglieder darf den
Gesamtbetrag der verfugbaren Liquiditat auf diesen PM-Konten nicht tbersteigen.

Die AL-Gruppenmitglieder sind berechtigt, das in der/den [Verweis auf die Regelung(en) zur
Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfiigen] beschriebene CAl-Verfahren zu nutzen.

Die AL-Gruppenmitglieder stellen sicher, dass zwischen ihnen eine interne Vereinbarung unter
anderem zu folgenden Punkten besteht:

a) interne Aufgabenverteilung in der AL-Gruppe,

b)  Anforderungen an die Berichtspflichten des Leiters der AL-Gruppe gegeniliber den AL-
Gruppenmitgliedern,

C) Kostentragung des AL-Verfahrens (einschlielflich der Aufteilung der Kosten zwischen
den AL-Gruppenmitgliedern) und

d)  Entgelte oder Gegenleistungen (einschliellich ihrer Berechnung), die die AL-
Gruppenmitglieder einander fur die Dienste im Rahmen der AL-Vereinbarung erbringen.

Mit Ausnahme von Buchstabe d steht es den AL-Gruppenmitgliedern frei, diese interne
Vereinbarung oder Teile davon gegenuber den AL-NZBen offenzulegen oder darauf zu
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verzichten. Die AL-Gruppenmitglieder stellen den AL-NZBen die in Buchstabe d genannten
Informationen zur Verfligung.

Artikel 4 — Rechte und Pflichten der AL-NZBen

1.

Wenn ein  AL-Gruppenmitglied bei seinem TARGET2-Komponenten-System einen
Zahlungsauftrag Uber einen Betrag einreicht, der hoher als die verfugbare Liquiditat auf seinem
PM-Konto ist, gewahrt die jeweilige AL-NZB einen Innertageskredit, der durch die verflighare
Liquiditat auf anderen PM-Konten des AL-Gruppenmitglieds bei seiner jeweiligen AL-NZB
oder auf den PM-Konten der anderen AL-Gruppenmitglieder bei ihren jeweiligen AL-NZBen
besichert ist. Ein solcher Innertageskredit unterliegt den Vorschriften fur die Gewéhrung von
Innertageskrediten durch die betreffende AL-NZB.

Zahlungsauftrage, die von einem AL-Gruppenmitglied eingereicht werden und den
Gesamtbetrag der verfugbaren Liquiditat auf allen PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder
tibersteigen, werden in die Warteschlange gestellt, bis ausreichende Liquiditat vorhanden ist.

AuBer bei der Eroffnung eines Insolvenzverfahrens gegen ein oder mehrere AL-
Gruppenmitglieder hat jede AL-NZB gegenlber jedem der AL-Gruppenmitglieder Anspruch
auf die vollstandige Erfullung samtlicher Verpflichtungen, die sich aus der Abwicklung der
Zahlungsauftrage jedes AL-Gruppenmitglieds in seinem jeweiligen TARGET2-Komponenten-
System ergeben.

Artikel 5 — Ernennung und Funktion des Leiters der AL-Gruppe

1.

Die AL-Gruppenmitglieder ernennen hiermit [den zum Leiter der AL-Gruppe bestimmten
Teilnehmer einfiigen] zum Leiter der AL-Gruppe, der Ansprechpartner fur alle administrativen
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der AL-Gruppe ist.

Alle AL-Gruppenmitglieder informieren ihre jeweilige AL-NZB sowie den Leiter der AL-
Gruppe (ber den Eintritt von Umstdnden, die Auswirkungen auf die Wirksamkeit und
Umsetzung dieser Vereinbarung haben konnten. Hierzu gehdren insbesondere Anderungen oder
Beendigungen der zwischen den AL-Gruppenmitgliedern bestehenden Verbindungen, die fur
die Erflllung des Merkmals ,,Gruppe* im Sinne von [Verweis auf die relevanten Bestimmungen
der Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einftigen] mafgeblich sind,
der Eintritt eines Ausfallereignisses im Sinne von [Verweis auf die Regelung(en) zur
Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfligen] oder sonstige Ereignisse, die sich auf
die Wirksamkeit von [Verweis auf die Bestimmungen zum Pfand, zum close-out Netting oder
auf andere relevante Bestimmungen der Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten
Bedingungen einfligen] auswirken.

Der Leiter der AL-Gruppe Ubermittelt der Leit-NZB umgehend alle ihn oder andere AL-
Gruppenmitglieder betreffenden, in Absatz 2 genannten Informationen.

Der Leiter der AL-Gruppe ist fir die Beobachtung der innerhalb der AL-Gruppe verfligbaren
Liquiditat wahrend des Tages verantwortlich.
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Der Leiter der AL-Gruppe hat Vollmacht tber die PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder und
handelt insbesondere in folgenden Féllen als Vertreter der AL-Gruppenmitglieder:

a) bei allen ICM-Operationen bezuglich der PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder,
darunter insbesondere Anderungen der Prioritit eines Zahlungsauftrags, Widerrufe,
Anderungen des Ausfilhrungszeitpunkts, Liquidititsiibertragungen (einschlieRlich solcher
auf und von Unterkonten), Anderung der Reihenfolge von in der Warteschlange
befindlichen Zahlungsauftragen, Liquiditatsreservierungen (fur die AL-Gruppe) sowie die
Festlegung und Anderung von Limiten (fiir die AL-Gruppe);

b)  bei allen Liquiditatsiibertragungen am Tagesende zwischen den PM-Konten der AL-
Gruppenmitglieder zum Ausgleich aller PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder, sodass
am Tagesende keines dieser Konten einen Sollsaldo oder gegebenenfalls einen nicht
durch notenbankfahige Sicherheiten gedeckten Sollsaldo aufweist (nachfolgend
»Kontenausgleich* oder ,levelling out).

C) bei generellen Weisungen/Anweisungen zum automatischen Kontenausgleich, d.h. die
Bestimmung der Reihenfolge, in der die PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder mit
verfugbarer Liquiditat im Rahmen des Kontenausgleichs belastet werden;

d)  beim automatischen Kontenausgleich, der in Ermangelung ausdriicklicher
Weisungen/Anweisungen des Leiters der AL-Gruppe gemalR den Buchstaben b und ¢
beginnend mit dem PM-Konto mit dem hdchsten Guthaben und dem PM-Konto mit dem
hochsten Sollsaldo durchgefuhrt wird.

Die in den Buchstaben ¢ und d festgelegten Kriterien finden auch Anwendung, wenn ein
Verwertungsfall im Sinne von [Verweis auf die relevanten Bestimmungen der Regelung(en) zur
Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfiigen] eintritt.

Die AL-Gruppenmitglieder verzichten ausdricklich auf etwaige Rechte gemal [falls
anwendbar, betreffende Vorschrift des nationalen Rechts einfiigen] gegentiber dem Leiter der
AL-Gruppe, die auf der Doppelfunktion des Leiters der AL-Gruppe als PM-Kontoinhaber und
AL-Gruppenmitglied einerseits sowie als Leiter der AL-Gruppe andererseits beruhen.

Artikel 6 — Funktion der Leit-NZB

1.

Die Leit-NZB ist Ansprechpartner fur alle administrativen Angelegenheiten im Zusammenhang
mit der AL-Gruppe.

Alle AL-NZBen stellen der Leit-NZB umgehend Informationen Uber ihre jeweiligen AL-
Gruppenmitglieder zur Verfligung, die Auswirkungen auf die Wirksamkeit und Umsetzung
dieser Vereinbarung haben konnten. Diese Informationen umfassen insbesondere Anderungen
oder Beendigungen der zwischen allen AL-Gruppenmitgliedern bestehenden Verbindungen, die
fur die Erfullung des Merkmals ,,Gruppe* maRgeblich sind, den Eintritt eines Ausfallereignisses
im Sinne von [Verweis auf die Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen
einfiigen] oder sonstige Ereignisse, die sich auf die Wirksamkeit von [Verweis auf die
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Bestimmungen zum Pfand, zum close-out Netting oder auf andere relevante Bestimmungen der
Regelungen zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfugen] auswirken.

Die Leit-NZB hat Zugang zu allen relevanten Informationen tber die PM-Konten der AL-
Gruppenmitglieder, insbesondere zu Informationen Uber etwaige Kreditlinien, aktuelle
Saldenstdnde, Gesamtumsatz, abgewickelte Zahlungen, Zahlungsauftrage in der Warteschlange
sowie Limite und Liquiditatsreservierungen der AL-Gruppenmitglieder.

Artikel 7 — Laufzeit — Kiindigung/Beendigung dieser Vereinbarung

1.
2.

Diese Vereinbarung hat eine unbegrenzte Laufzeit.

Jedes AL-Gruppenmitglied kann seine Teilnahme an dieser Vereinbarung unter Einhaltung
einer Frist von 14 Geschéftstagen mit Schreiben an die AL-NZB, an deren TARGET2-
Komponenten-System das AL-Gruppenmitglied teilnimmt, und an die Leit-NZB, kindigen. Die
Leit-NZB bestatigt dem AL-Gruppenmitglied den Zeitpunkt des Endes seiner Teilnahme an der
AL-Vereinbarung und teilt diesen Zeitpunkt allen AL-NZBen mit, die ihre AL-
Gruppenmitglieder entsprechend informieren. Handelt es sich bei dem kindigenden AL-
Gruppenmitglied um den Leiter der AL-Gruppe, bestimmen die Gbrigen AL-Gruppenmitglieder
umgehend einen neuen Leiter fur die AL-Gruppe.

Diese Vereinbarung bzw. die Teilnahme eines AL-Gruppenmitglieds an dieser Vereinbarung
endet fristlos und mit sofortiger Wirkung automatisch, wenn eines oder mehrere der folgenden
Ereignisse auftreten:

a)  Anderungen oder Beendigungen der zwischen allen AL-Gruppenmitgliedern bestehenden
Verbindungen, die fir die Erflllung des Merkmals ,,Gruppe* im Sinne von [Verweis auf
die Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfligen] mal3geblich
sind, oder die Auswirkungen auf ein oder mehrere AL-Gruppenmitglieder haben;
und/oder

b)  etwaige andere in [Verweis auf die Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten
Bedingungen einfugen] dargelegte Anforderungen fiir die Nutzung des AL-Verfahrens
durch alle AL-Gruppenmitglieder oder ein oder mehrere AL-Gruppenmitglieder nicht
mehr erfillt sind.

Ungeachtet des Eintritts eines der Ereignisse gemaR Absatz 3 bleibt ein Zahlungsauftrag, der
von einem AL-Gruppenmitglied bereits beim entsprechenden TARGET2-Komponenten-System
eingereicht wurde, fur alle AL-Gruppenmitglieder und AL-NZBen wirksam. [Falls zutreffend
einfiigen: Daruber hinaus bleibt/bleiben [Verweis auf die Bestimmungen zum Pfand- und/oder
close-out Netting oder sonstige relevante Bestimmungen (ber Sicherheiten einfiigen] nach
Beendigung dieser Vereinbarung gultig, bis alle Sollsalden auf den PM-Konten, deren
Deckungsmittel aggregiert wurden, von den AL-Gruppenmitgliedern vollstdndig beglichen
sind.]

Unbeschadet des Absatzes 3 kann die Leit-NZB im Einvernehmen mit der entsprechenden AL-
NZB die Teilnahme eines AL-Gruppenmitglieds an dieser Vereinbarung jederzeit fristlos und
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mit sofortiger Wirkung kindigen, wenn dieses AL-Gruppenmitglied gegen Bestimmungen
dieser Vereinbarung verstot. Solche Kiindigungen erfolgen schriftlich unter Angabe von
Grinden gegenlber allen AL-Gruppenmitgliedern. Wird die Teilnahme auf diese Weise
beendet, haben die AL-Gruppenmitglieder, deren Teilnahme an dieser Vereinbarung nicht
beendet wurde, ihrerseits das Recht, diese unter der unter Einhaltung einer Frist von funf
Geschéftstagen durch Schreiben an die Leit-NZB und ihre jeweilige AL-NZB zu kindigen.
Falls die Teilnahme des Leiters der AL-Gruppe beendigt wurde, so bestimmen die tbrigen AL-
Gruppenmitglieder umgehend einen neuen Leiter fiir die AL-Gruppe.

Die Leit-NZB kann diese Vereinbarung im Einvernehmen mit den anderen AL-NZBen fristlos
und mit sofortiger Wirkung kiindigen, wenn ihre Fortsetzung ein gesteigertes Risiko fir die
Gesamtstabilitat, Soliditat und Sicherheit von TARGET2 darstellen oder die Erflllung der
Aufgaben der AL-NZBen gemal} der Satzung des Europdischen Systems der Zentralbanken und
der Europdischen Zentralbank gefdhrden wiirde. Solche Kindigungen erfolgen schriftlich unter
Angabe von Griinden gegenuber allen AL-Gruppenmitgliedern.

Diese Vereinbarung bleibt giltig, solange die AL-Gruppe aus mindestens zwei AL-
Gruppenmitgliedern besteht.

Artikel 8 — Anderungen

Anderungen dieser Vereinbarung, einschlieBlich der Ausweitung der AL-Gruppe auf andere

Teilnehmer, sind nur wirksam, wenn alle Vertragsparteien dazu ihre schriftliche Zustimmung erteilt

haben.

Artikel 9 — Anwendbares Recht

Diese Vereinbarung unterliegt [Verweis auf das fir die Fiihrung des PM-Kontos des Leiters der AL-

Gruppe bei der Leit-NZB anwendbare Recht einfligen]. Dies gilt unbeschadet

a)

b)

der Rechtsbeziehung zwischen dem AL-Gruppenmitglied und seiner AL-NZB, die dem Recht
der betreffenden AL-NZB unterliegt, und

der Rechte und Pflichten zwischen den AL-NZBen, die dem Recht derjenigen AL-NZB
unterliegen, die das PM-Konto des AL-Gruppenmitglieds fuhrt, dessen verfligbare Liquiditét als
Sicherheit genutzt wird.

Artikel 10 — Anwendung von [Verweis auf die Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten

Bedingungen einfligen]

1.

Fir die Beziehung zwischen einem AL-Gruppenmitglied und seiner jeweiligen AL-NZB gelten,
sofern in dieser Vereinbarung nicht ausdriicklich etwas anderes geregelt ist, die relevanten
Bestimmungen der [Verweis auf die Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten
Bedingungen einfuigen].

Die [Verweis auf die Regelungen(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen
einfiigen] und diese Vereinbarung gelten als Bestandteil desselben Vertragsverhaltnisses.
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Ausgefertigt nach Anzahl der Vertragsparteien am [...Datum...]
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MULTILATERALE VEREINBARUNG UBER DIE AGGREGIERUNG VON
DECKUNGSMITTELN (AL-VEREINBARUNG) - VARIANTE B

Muster fur den Fall der Nutzung des AL-Verfahrens durch ein Kreditinstitut

Zwischen einerseits [Name und Adresse des Kreditinstituts], vertreten durch [....]

Handelnd als

[Teilnehmer], Inhaber des/der PM-Kontos/-en Nr. [.................... ] bei [Name der Zentralbank
einfiigen],

[Teilnehmer], Inhaber des/der PM-Kontos/-en Nr. [.................... ] bei [Name der Zentralbank
einfugen],

[Teilnehmer], Inhaber des/der PM-Kontos/-en Nr. [.................... ] bei [Name der Zentralbank
einfligen]

(die Teilnehmer werden im Folgenden als ,,AL-Gruppenmitglieder bezeichnet)

und andererseits

[Name der AL-NZB einfligen]

[Name der AL-NZB einfligen]

[Name der AL-NZB einfligen]

(im Folgenden als ,,AL-NZBen* bezeichnet)

(die AL-Gruppenmitglieder und die AL-NZBen werden im Folgenden zusammengefasst als ,,Parteien*
bezeichnet)

In Erwdgung nachstehender Grinde:

(1) TARGET2 besteht in rechtlicher Sicht aus einer Vielzahl von Zahlungsverkehrssystemen, von
denen jedes als System im Sinne der jeweiligen nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung
der Richtlinie 98/26/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 uiber die
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)

@)

(4)

®)

(6)

(")

Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierabwicklungssystemen11
angesehen wird.

Ein Kreditinstitut mit mehreren PM-Konten in einem oder mehreren TARGET2-Komponenten-
Systemen kann zwecks Aggregierung der Liquiditdt auf den PM-Konten aller AL-
Gruppenmitglieder eine AL-Gruppe bilden, sofern es die besonderen VVoraussetzungen hierfiir
nach den jeweiligen Bedingungen fiir die Teilnahme an TARGET2-Komponenten-Systemen
erfullt.

Die Aggregierung der Liquiditdt ermdglicht den AL-Gruppenmitgliedern, Zahlungsauftrage
abzuwickeln, die die verfligbare Liquiditat auf dem jeweiligen PM-Konto (berschreiten, sofern
die Zahlungsauftrdge insgesamt die verfugbare Liquiditdt auf allen PM-Konten der AL-
Gruppenmitglieder nicht (bersteigen. Ein daraus resultierender Sollsaldo auf einem oder
mehreren dieser PM-Konten beinhaltet die Gewahrung eines Innertageskredits, der den
jeweiligen nationalen Regelungen vorbehaltlich der in dieser Vereinbarung enthaltenen
Anderungen unterliegt. Inshesondere wird ein solcher Sollsaldo durch die verfugbare Liquiditat
auf den PM-Konten anderer AL-Gruppenmitglieder besichert.

Das AL-Verfahren fiihrt nicht zum Verlust der rechtlichen Eigenstandigkeit der verschiedenen
PM-Konten; diese werden - vorbehaltlich der in dieser Vereinbarung genannten
Beschrankungen — weiterhin ausschlieflich von ihren jeweiligen AL-Gruppenmitgliedern
unterhalten.

Das AL-Verfahren zielt darauf ab, einer Fragmentierung der Liquiditit in den verschiedenen
TARGET2-Komponenten-Systemen entgegenzuwirken und die Liquiditatssteuerung der AL-
Gruppenmitglieder zu vereinfachen.

Das AL-Verfahren tragt zur Verbesserung der Gesamteffizienz der Zahlungsabwicklung tber
TARGET?2 bei.

[Teilnehmer], [Teilnehmer] und [Teilnehmer] sind jeweils an TARGET2-[Name der
Zentralbank/Landercode einfiigen], TARGET2-[Name der Zentralbank/L&ndercode einfligen]
und TARGET2-[Name der Zentralbank/Landercode einfligen] angeschlossen. Fiir sie gelten die
[Verweis auf Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfugen] vom
[entsprechende Daten einfugen].

Vereinbaren die Parteien Folgendes:

Artikel 1 — Wirksamkeit dieser Vereinbarung

Diese Vereinbarung und alle etwaigen Anderungen werden erst dann wirksam, wenn die Leit-NZB

nach Eingang von ihr angeforderter Informationen oder Dokumente schriftlich bestétigt, dass diese
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ABI. L 166 vom 11. 6. 1998, S. 45.
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Vereinbarung oder etwaige Anderungen im Einklang mit den in den jeweiligen Bedingungen fiir die
Teilnahme an TARGET2-Komponenten-Systemen festgelegten Anforderungen stehen.

Artikel 2 — Wechselseitige Interessen der AL-NZBen

Die AL-NZBen haben ein wechselseitiges Interesse daran, den AL-Gruppenmitgliedern
Innertageskredite zur Verfugung zu stellen, da dadurch die Gesamteffizienz der Zahlungsabwicklung
tber TARGET2 gefordert wird. Der Innertageskredit ist gemaR Artikel 18 der Satzung des
Européischen Systems der Zentralbanken und der Européischen Zentralbank besichert, da der aus der
Ausfihrung eines Zahlungsauftrags resultierende Sollsaldo durch die verfugbare Liquiditat auf den
PM-Konten anderer AL-Gruppenmitglieder bei deren jeweiligen AL-NZBen gedeckt ist. Das
Sicherungsrecht hieran dient zur Besicherung der Verpflichtungen der AL-Gruppenmitglieder
gegenuber den AL-NZBen.

Artikel 3 — Rechte und Pflichten der AL-Gruppenmitglieder

1. Die AL-Gruppenmitglieder haften gegentiber allen AL-NZBen fur alle Anspriiche, die sich aus
der Abwicklung eines Zahlungsauftrags eines AL-Gruppenmitglieds in ihren jeweiligen
TARGET2-Komponenten-Systemen ergeben.

2. Der Gesamtwert aller abgewickelten Zahlungsauftrage der AL-Gruppenmitglieder darf den
Gesamtbetrag der verfugbaren Liquiditat auf diesen PM-Konten nicht (ibersteigen.

3. Die AL-Gruppenmitglieder sind berechtigt, das in der/den [Verweis auf die Regelung(en) zur
Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfiigen] beschriebene CAl-Verfahren zu nutzen.

Artikel 4 — Rechte und Pflichten der AL-NZBen

1. Wenn ein  AL-Gruppenmitglied bei seinem TARGET2-Komponenten-System einen
Zahlungsauftrag tber einen Betrag einreicht, der hoher als die verfligbare Liquiditat auf seinem
PM-Konto ist, gewahrt die jeweilige AL-NZB einen Innertageskredit, der durch die verfligbare
Liquiditat auf anderen PM-Konten des AL-Gruppenmitglieds bei seiner AL-NZB oder auf den
PM-Konten der anderen AL-Gruppenmitglieder bei ihrer jeweiligen AL-NZB besichert ist. Ein
solcher Innertageskredit unterliegt den Vorschriften fur die Gewéhrung von Innertageskrediten
durch die betreffende AL-NZB.

2. Zahlungsauftrage, die von einem AL-Gruppenmitglied eingereicht werden und den
Gesamtbetrag der verflgbaren Liquiditat auf allen PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder
Ubersteigen, werden in die Warteschlange gestellt, bis ausreichende Liquiditat vorhanden ist.

3. Jede AL-NZB hat gegenuber jedem AL-Gruppenmitglied Anspruch auf die vollstandige
Erfullung samtlicher Verpflichtungen, die sich aus der Abwicklung der Zahlungsauftrédge jedes
AL-Gruppenmitglieds in dem TARGET2-Komponenten-System ergeben, in dem es PM-Konten
hat.
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Artikel 5 — Ernennung und Funktion des Leiters der AL-Gruppe

1.

Die AL-Gruppenmitglieder ernennen hiermit [den zum Leiter der AL-Gruppe bestimmten
Teilnehmer einfligen] zum Leiter der AL-Gruppe, der Ansprechpartner fiir alle administrativen
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der AL-Gruppe ist.

Alle AL-Gruppenmitglieder informieren ihre jeweilige AL-NZB Uber den Eintritt von
Umsténden, die Auswirkungen auf die Wirksamkeit und Umsetzung dieser Vereinbarung haben
konnten. Hierzu gehoren insbesondere der Eintritt eines Ausfallereignisses im Sinne von
[Verweis auf die relevanten Bestimmungen  der Regelung(en) zur Umsetzung der
Harmonisierten Bedingungen einfligen] oder sonstige Ereignisse, die sich auf die Wirksamkeit
von [Verweis auf die Bestimmungen zum Pfand, zum close-out Netting oder auf andere
relevante Bestimmungen der Regelungen zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen

einfligen] auswirken.

Der Leiter der AL-Gruppe Ubermittelt der Leit-NZB umgehend alle ihn oder andere AL-
Gruppenmitglieder betreffenden, in Absatz 2 genannten Informationen.

Der Leiter der AL-Gruppe ist firr die Beobachtung der innerhalb der AL-Gruppe verfiigbaren
Liquiditat wahrend des Tages verantwortlich.

Der Leiter der AL-Gruppe hat Vollmacht tber die PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder und
handelt insbesondere in folgenden Fallen:

a)  bei allen ICM-Operationen bezlglich der PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder,
darunter insbesondere Anderungen der Prioritat eines Zahlungsauftrags, Widerrufe,
Anderungen des Ausfiihrungszeitpunkts, Liquiditatstibertragungen (einschlieRlich solcher
auf und von Unterkonten), Anderung der Reihenfolge von in der Warteschlange
befindlichen Zahlungsauftragen, Liquiditatsreservierungen (fur die AL-Gruppe) sowie die
Festlegung und Anderung von Limiten (fir die AL-Gruppe);

b)  bei allen Liquiditatsiibertragungen am Tagesende zwischen den PM-Konten der AL-
Gruppenmitglieder zum Ausgleich aller PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder, sodass
am Tagesende keines dieser Konten einen Sollsaldo oder gegebenenfalls einen nicht
durch notenbankfédhige Sicherheiten gedeckten Sollsaldo aufweist (nachfolgend
»Kontenausgleich“ oder ,,levelling out*).

c) bei generellen Weisungen/Anweisungen zum automatischen Kontenausgleich, d.h. die
Bestimmung der Reihenfolge, in der die PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder mit
verfiigbarer Liquiditat im Rahmen des Kontenausgleichs belastet werden;

d)  beim automatischen Kontenausgleich, der in Ermangelung von ausdricklichen
Weisungen/Anweisungen des Leiters der AL-Gruppe gemall den Buchstaben b und c
beginnend mit dem PM-Konto mit dem hdchsten Guthaben und dem PM-Konto mit dem
hochsten Sollsaldo durchgefuhrt wird.
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Die in den Buchstaben ¢ und d festgelegten Kriterien finden auch Anwendung, wenn ein
Verwertungsfall im Sinne von [Verweis auf die relevanten Bestimmungen der Regelung(en) zur
Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfiigen] eintritt.

Artikel 6 — Funktion der Leit-NZB

1.

Die Leit-NZB ist Ansprechpartner fiir alle administrativen Angelegenheiten im Zusammenhang
mit der AL-Gruppe.

Alle AL-NZBen stellen der Leit-NZB umgehend Informationen Gber ihre jeweiligen AL-
Gruppenmitglieder zur Verfiigung, die Auswirkungen auf die Wirksamkeit und Umsetzung
dieser Vereinbarung haben kénnten. Diese Informationen umfassen insbesondere den Eintritt
eines Ausfallereignisses im Sinne von [Verweis auf relevante Bestimmungen der Regelung(en)
zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfligen] oder sonstige Ereignisse, die sich
auf die Wirksamkeit von [Verweis auf die Bestimmungen zum Pfand, zum close-out Netting
oder auf andere relevante Bestimmungen der Regelungen zur Umsetzung der Harmonisierten
Bedingungen einfiigen] auswirken.

Die Leit-NZB hat Zugang zu allen relevanten Informationen Uber alle PM-Konten der AL-
Gruppenmitglieder, insbesondere zu Informationen Uber etwaige Kreditlinien, aktuelle
Saldenstande, Gesamtumsatz, abgewickelte Zahlungen, Zahlungsauftrage in der Warteschlange
sowie Limite und Liquiditatsreservierungen der AL-Gruppenmitglieder.

Artikel 7 — Laufzeit — Kiindigung/Beendigung dieser Vereinbarung

1.
2.

Diese Vereinbarung hat eine unbegrenzte Laufzeit.

Jedes AL-Gruppenmitglied kann seine Teilnahme an dieser Vereinbarung unter Einhaltung
einer Frist von 14 Geschéftstagen mit Schreiben an die AL-NZB, an deren TARGET2-
Komponenten-System das AL-Gruppenmitglied teilnimmt, und an die Leit-NZB, kindigen. Die
Leit-NZB bestatigt dem AL-Gruppenmitglied den Zeitpunkt des Endes seiner Teilnahme an der
AL-Vereinbarung und teilt diesen Zeitpunkt allen AL-NZBen mit, die ihre AL-
Gruppenmitglieder entsprechend informieren. Handelt es sich bei dem kindigenden AL-
Gruppenmitglied um den Leiter der AL-Gruppe, bestimmen die Gbrigen AL-Gruppenmitglieder
umgehend einen neuen Leiter fir die AL-Gruppe.

Die Teilnahme eines AL-Gruppenmitglieds an dieser Vereinbarung endet fristlos und mit
sofortiger Wirkung automatisch, wenn die in [Verweis auf die Regelung(en) zur Umsetzung der
Harmonisierten Bedingungen einfiigen] dargelegten Anforderungen fir die Nutzung des AL-
Verfahrens nicht mehr erfullt sind.

Ungeachtet des Eintritts eines Ereignisses gemall Absatz 3 bleibt ein Zahlungsauftrag, der von
einem AL-Gruppenmitglied bereits beim entsprechenden TARGET?2-Komponenten-System
eingereicht wurde, fur alle AL-Gruppenmitglieder und AL-NZBen wirksam. [Falls zutreffend
einfugen: Dartber hinaus bleibt/bleiben [Verweis auf die Bestimmungen zum Pfand- und/oder
close-out Netting oder sonstige relevante Bestimmungen (ber Sicherheiten einfligen] nach
Beendigung dieser Vereinbarung gultig, bis alle Sollsalden auf den PM-Konten, deren
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Deckungsmittel aggregiert wurden, von den AL-Gruppenmitgliedern vollstandig beglichen
sind.]

Unbeschadet des Absatzes 3 kann die Leit-NZB im Einvernehmen mit der entsprechenden AL-
NZB die Teilnahme eines AL-Gruppenmitglieds an dieser Vereinbarung jederzeit kiindigen,
wenn eines der AL-Gruppenmitglieder gegen Bestimmungen dieser Vereinbarung verstoft.
Solche Kiindigungen erfolgen schriftlich unter Angabe von Grinden gegeniber allen AL-
Gruppenmitgliedern.

Die Leit-NZB kann diese Vereinbarung im Einvernehmen mit den anderen AL-NZBen
kundigen, wenn ihre Fortsetzung ein gesteigertes Risiko fur die Gesamtstabilitat, Soliditat und
Sicherheit von TARGET2 darstellen oder die Erfullung der Aufgaben der AL-NZBen gemaR
der Satzung des Européischen Systems der Zentralbanken und der Européischen Zentralbank
gefahrden wirde. Solche Kindigungen erfolgen schriftlich unter Angabe von Griinden
gegenber allen AL-Gruppenmitgliedern.

Artikel 8 — Anderungen

Anderungen dieser Vereinbarung, einschlieBlich der Ausweitung der AL-Gruppe auf andere

Teilnehmer, sind nur wirksam, wenn alle Vertragsparteien dazu ihre schriftliche Zustimmung erteilt

haben.

Artikel 9 — Anwendbares Recht

Diese Vereinbarung unterliegt [Verweis auf das fir die Fiihrung des PM-Kontos des Leiters der AL-

Gruppe anwendbare Recht einfligen]. Dies gilt unbeschadet

a)

b)

der Rechtsbeziehung zwischen dem AL-Gruppenmitglied und seiner AL-NZB, die dem Recht
der betreffenden AL-NZB unterliegt, und

der Rechte und Pflichten zwischen den AL-NZBen, die dem Recht derjenigen AL-NZB
unterliegen, die das PM-Konto des AL-Gruppenmitglieds fuhrt, dessen verfigbare Liquiditét als
Sicherheit genutzt wird.

Artikel 10 — Anwendung von [Verweis auf die Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten

Bedingungen einfligen]

1.

Fur die PM-Konten der AL-Gruppenmitglieder gelten, sofern in dieser Vereinbarung nicht
ausdriicklich etwas anderes geregelt ist, die relevanten Bestimmungen der [Verweis auf die
Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfligen].

Die [Verweis auf die Regelungen(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen
einfligen] und diese Vereinbarung gelten als Bestandteil desselben Vertragsverhaltnisses.

Ausgefertigt nach Anzahl der Vertragsparteien am [...Datum...]

79



	Artikel 1 – Begriffsbestimmungen
	In diesen Geschäftsbedingungen (nachfolgend „Bedingungen“) gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:
	Artikel 1a – Anwendungsbereich
	Die vorliegenden Bedingungen gelten für das Verhältnis zwischen der Deutschen Bundesbank (im Folgenden: Bank) und ihrem PM-Kontoinhaber bei der Eröffnung und Führung des PM-Kontos.
	Artikel 2 – Anlagen
	Artikel 3 – Allgemeine Beschreibung von TARGET2
	Artikel 4 – Zugangsvoraussetzungen
	Artikel 5 – Direkte Teilnehmer
	Artikel 6 – Indirekte Teilnehmer
	Artikel 7 – Verantwortung des direkten Teilnehmers
	Artikel 8 - Antragsverfahren
	Artikel 9 - TARGET2-Directory
	Artikel 10 – Pflichten der Bank und der Teilnehmer
	Artikel 11 – Zusammenarbeit und Informationsaustausch
	Artikel 12 – Eröffnung und Führung von PM-Konten
	Artikel 13 – Arten von Zahlungsaufträgen
	Artikel 14 – Annahme und Zurückweisung von Zahlungsaufträgen
	Artikel 17 – Liquiditätsreservierungen
	Artikel 17a - Daueraufträge für Liquiditätsreservierung und Liquiditätszuordnung
	Artikel 18 – Zeitvorgaben für die Abwicklung
	Artikel 19 – Im Voraus eingereichte Zahlungsaufträge
	Artikel 20 – Abwicklung von Zahlungsaufträgen in der Eingangsdisposition
	Artikel 21 – Abwicklung und Rückgabe von Zahlungsaufträgen in der Warteschlange
	Artikel 22 – Einbringung von Zahlungsaufträgen in das System und ihre Unwiderruflichkeit
	Artikel 23 – Verfahren für das Liquiditätspooling
	Artikel 27 – Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs (Business Continuity) und Notfallverfahren
	Artikel 28 - Sicherheitsanforderungen
	Artikel 29 – Nutzung des ICM
	Artikel 30 - Ausgleichsregelung
	Artikel 31 – Haftungsregelung
	Artikel 32 – Nachweise
	Artikel 33 – Dauer und ordentliche Kündigung der Teilnahme
	Artikel 34 – Suspendierung und außerordentliche Beendigung der Teilnahme
	Artikel 35 – Schließung von PM-Konten
	Artikel 36 – Pfand- und Aufrechnungsrechte der Bank
	Artikel 37 – Sicherungsrechte an Guthaben auf Unterkonten
	Artikel 38 – Vertraulichkeit
	Artikel 39 – Datenschutz, Geldwäschebekämpfung, Verwaltungsmaßnahmen oder restriktive Maßnahmen und damit zusammenhängende Aspekte
	Artikel 40 – Mitteilungen
	Artikel 41 – Vertragsverhältnis mit dem Netzwerkdienstleister
	Artikel 42 – Änderungen
	Artikel 43 – Rechte Dritter
	Artikel 44 – Anwendbares Recht, Gerichtsstand und Erfüllungsort
	Artikel 45 – Salvatorische Klausel
	Artikel 46 – Inkrafttreten und Verbindlichkeit
	Muster für Rechtsgutachten über die rechtliche Befähigung zur TARGET2-Teilnahme
	Artikel 1 – Wirksamkeit dieser Vereinbarung
	Artikel 2 – Wechselseitige Interessen der AL-Gruppenmitglieder und der AL-NZBen
	Artikel 3 – Rechte und Pflichten der AL-Gruppenmitglieder
	Artikel 4 – Rechte und Pflichten der AL-NZBen
	Artikel 5 – Ernennung und Funktion des Leiters der AL-Gruppe
	Artikel 6 – Funktion der Leit-NZB
	Artikel 7 – Laufzeit – Kündigung/Beendigung dieser Vereinbarung
	Artikel 8 – Änderungen
	Artikel 9 – Anwendbares Recht
	Artikel 10 – Anwendung von [Verweis auf die Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfügen]
	Artikel 1 – Wirksamkeit dieser Vereinbarung
	Artikel 2 – Wechselseitige Interessen der AL-NZBen
	Artikel 4 – Rechte und Pflichten der AL-NZBen
	Artikel 5 – Ernennung und Funktion des Leiters der AL-Gruppe
	Artikel 6 – Funktion der Leit-NZB
	Artikel 7 – Laufzeit – Kündigung/Beendigung dieser Vereinbarung
	Artikel 8 – Änderungen
	Artikel 9 – Anwendbares Recht
	Artikel 10 – Anwendung von [Verweis auf die Regelung(en) zur Umsetzung der Harmonisierten Bedingungen einfügen]

